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Die ländlichen Räume in Rheinland-Pfalz haben Vorteile 
gegenüber Ballungsräumen, denn die Menschen in den ländlichen 
Räumen identifi zieren sich sehr stark mit ihrer Region und fi nden 
das vor, was man im positiven Sinne als Heimat betrachtet. Diese 
Menschen sind auch sehr oft bereit, sich für ihre Heimatregion 
zu engagieren. Gemeinsam mit rund 1.300 Akteuren wurden 
daher im Jahre 2007 in fünf Regionalkonferenzen die Herausfor-
derungen für die ländlichen Räume diskutiert und gleichzeitig 
vielfältige Perspektiven für die Entwicklung der ländlichen Räume 
aufgezeigt. 

Aufbauend auf diesem Ideenfi ndungsprozess wurde ein Strate-
giepapier für die Entwicklung der ländlichen Räume in Rhein-
land-Pfalz entworfen. Es baut vor allem auf den Förderprogram-
men der Europäischen Union, des Bundes und des Landes auf. 
Die Handlungsansätze aller europäischen Förderprogramme 

sind in diesem Strategiepapier zusammengefasst. Die besonderen Möglichkeiten dieser 
Programme sollen mit Hilfe des Strategiepapiers optimal aufeinander abgestimmt und ziel-
gerichtet umgesetzt werden. 

Ein erster Entwurf des Strategiepapiers wurde bei einer zusammenfassenden Veranstal-
tung des Forums Ländlicher Raum am 3. September 2007 in Stromberg vorgestellt. Die 
Handlungsansätze und Vorgehensweisen fanden eine breite Zustimmung. Ergänzende Ide-
en wurden eingebracht und das Strategiepapier in der Folge um viele weitere Handlungsan-
sätze ergänzt. Bei der Abstimmung mit den anderen Ressorts wurden die Handlungsansät-
ze vervollständigt und noch besser miteinander verknüpft. Diese Abstimmungen waren ein 
wichtiger Ergänzungsprozess, denn wenn man Strategien für die  ländlichen Räume ent-
wirft, müssen alle Politikbereiche wirksam einbezogen werden. 

Das Strategiepapier soll vor allem den Impulsregionen - das sind die Leader-Regionen und 
die Regionen der Integrierten ländlichen Entwicklung - als Handlungsrahmen für ihre regio-
nalen Entwicklungsstrategien dienen. Ich fordere die Impulsregionen dazu auf, die Entwick-
lung in ihren Regionen aktiv anzugehen und sich dabei durch das Strategiepapier für die 
Entwicklung der ländlichen Räume in Rheinland-Pfalz weiter inspirieren zu lassen. Andere 
Regionen wiederum können lernen, welche Erfolge durch Eigeninitiative in den Impulsre-
gionen erzielt werden können. Lassen sich alle Regionen von den Aktivitäten anstecken, so 
kann überall in den ländlichen Räumen eine Aufbruchstimmung erzeugt werden. 

Das Strategiepapier für die Entwicklung der ländlichen Räume in Rheinland-Pfalz ist nicht 
als ein statisches Papier zu verstehen. Es soll eine Anregung dazu sein, einen offenen, per-
manent anhaltenden Entwicklungsprozess in den ländlichen Räumen in Gang zu setzen. 
Ich möchte Sie daher einladen, wichtige Ideen des Strategiepapiers aufzugreifen und sich 
gemeinsam in den neu eingeleiteten Entwicklungsprozessen mit an der Zukunftsentwick-
lung unserer ländlichen Regionen zu beteiligen. 

Hendrik Hering
Minister für Wirtschaft, Verkehr, Landwirtschaft und Weinbau
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Kurzfassung des Strategiepapiers
Dieses Strategiepapier verfolgt vor allem das Ziel, die ländlichen Räume als eigenständige Lebens-
räume zu entwickeln, Arbeitsplätze durch Stärkung der Wirtschaftskraft zu schaffen und die örtlichen 
Versorgungsstrukturen zu sichern und zu verbessern und zur Chancen gleichheit aller Bevölkerungs-
gruppen beizutragen. Dazu soll für die ländlichen Räume eine Politik von unten entworfen werden, 
die vor Ort ständig weiterzuent wickeln ist.

In fünf Regionalkonferenzen im Jahre 2007 wurden aktuelle und künftige Herausforderun gen und 
Chancen für die ländlichen Räume in Rheinland-Pfalz identifi ziert und breit disku tiert. Die dabei her-
ausgearbeiteten Schwerpunkte wurden in diesem Strategiepapier zu  konkreten Handlungsansät-
zen weiterentwickelt.

Ausgewählte Handlungsansätze
Eine wettbewerbsfähige und nachhaltige Landwirtschaft ist die Grundlage eines intakten ländlichen 
Raumes, da sie einschließlich der ihr vor- und nachgelagerten Bereiche in hohem Maße zur Wert-
schöpfung in den ländlichen Regionen beiträgt. Für die Entwicklung der Landwirtschaft und des 
Weinbaus sind die Rahmenbe dingungen in dem Rheinland-Pfälzi schen Entwicklungsprogramm 
PAUL gesetzt.

Der Wald und die Forstwirtschaft erfüllen vielfältige Funktionen und leisten einen wichtigen Beitrag 
zur Daseinsvorsorge in ländlichen Räumen. Deshalb soll der Cluster Forst und Holz zielgerichtet 
weiterentwickelt werden.

Die landesweit bedeutsamen Kulturlandschaften in Rheinland-Pfalz sind in ihrer Vielfältig keit unter 
Bewahrung des Landschaftscharakters, der historisch gewachsenen Siedlungs- und Ortsbilder, der 
schützenswerten Bausubstanz sowie des kulturellen Erbes zu erhalten und behutsam weiter zu ent-
wickeln. Sie sprechen als „weiche Standortfaktoren“ breite Kreise von Bevölkerung und Touristen an 
und bieten der Wirtschaft ein attraktives Arbeitsumfeld.

Der Erhalt des Steillagenweinbaus ist ein vordringliches Entwicklungsziel in den rheinland-pfälzi-
schen Weinbauregionen. Dieses Ziel soll mit Hilfe von Steillagenkonzepten, wie z.B. dem Konzept 
für die Mosel und dem neu zu errichtenden Steillagenzentrum, erreicht werden.

Vor allem die Seitentäler größerer Flüsse und die Täler in Mittelgebirgslagen leiden unter dem Rückzug 
der aktiven Bewirtschaftung. Dieser Entwick lung soll unter anderem mit Of fenhaltungsstrategien 
entgegengewirkt werden.

In ländlichen Räumen sind es vor allem die kleineren Unternehmen aus Landwirtschaft, Handwerk 
und Tourismus, die das Wirtschaftspotential bestimmen. Deshalb ist eine Weiter entwicklung des 
Angebotes an innovativen Finanzierungsinstru men ten für kleine und mittlere Unternehmen geplant. 
Die Gründungsbereitschaft soll durch Intensivierung und engere Vernetzung des bereits beste-
henden Beratungsangebots angeregt werden. 

Im Zuge des demografi schen Wandels und des Strukturwandels im Einzelhandel wird vor aussichtlich 
die Zahl der Kommunen im ländlichen Raum von Rheinland-Pfalz anwachsen, in denen kein Ge-
schäft zur Nahversorgung, vor allem mit Lebensmitteln, mehr existiert. Ge meinden mit funktionie-
renden Dorfl äden oder Multifunktionseinrichtungen bieten jedoch hö here Lebensqualität und besit-
zen einen entscheidenden Standortvorteil für junge Fami lien und Touristen. Es gilt, die existierenden 
Lösungsansätze, wie mobile Versorgungsangebote oder Nahversorgungseinrichtungen mit ergän-
zendem Dienstleistungsangebot zukunftsge recht weiterzuentwickeln und dabei moderne Technik 
mit einzubeziehen.

Zur Schaffung zusätzlicher standorttreuer Arbeitsplätze in den ländli chen Räumen kommt dem Tou-
rismus eine besondere Bedeutung zu. In den Regionalkonferenzen wurde für die ses Leitthema eine 
Konzentration auf die Schwerpunkte Weinbau, Wandern, Radtourismus und Gesundheitstourismus 
gefordert. Deshalb werden die Regionen aufgefordert, überregio nal wirksame Tourismusprojekte vor 
allem auf den Gebieten dieser Schwerpunkte zu entwi c keln und dabei konsequent auf Qualität zu 
setzen.

Zur Lösung von Nutzungskonfl ikten und zur Weiterentwicklung der touristischen Infrastruktur, ins-
besondere der fremdenverkehrlichen Erschließung (Radwege, Wanderwege,…) wird im Ver bund 
mit weiteren Entwicklungszielen des ländlichen Raumes auch die ländliche Bo denordnung einge-
setzt. 

In den ländlichen Räumen von Rheinland-Pfalz kann durch Nutzung der Potenziale für zu-
kunftsgerichtete Energieversorgung und Energieerzeugung zusätzliches Einkommen erwirt schaftet 
und gleichzeitig ein wichtiger Beitrag zum Klimaschutz geleistet werden. Bei Ge meinden und po-
tenziellen Energiewirten besteht dabei jedoch ein erheblicher Wissens- und Koordinie rungs bedarf. 
Deshalb hat das Beratungszentrum Nachwachsende Rohstoffe Stu dien und Handreichungen für 
die Energieerzeugung und Energieverwertung (Energie mix) zu koordinieren und eine geeignete 
Plattform im Inter net bereitzustellen.

Die Versorgung mit Breitband-Internet in ländlichen Räumen ist für Landwirte, Unterneh men al-
ler Branchen und Existenzgründer genauso wichtig wie für alle Bevölkerungsgruppen. In  einem Teil 
der Gemeinden von Rheinland-Pfalz wird die Bereitstellung von Breitbandinternetlö sungen sehr auf-
wendig sein. Es sollen Mit tel in Form von Zuschüssen oder Darlehen für konkrete Projekte bereit-
gestellt werden.

Mit zunehmend ländlicher Prägung des Raumes nimmt die Möglichkeit eines wirtschaftlich tragfä-
higen und zugleich attraktiven Öffentlichen Personennahverkehrs ab. Öffentlich be reit gestellte 
Mobilität zählt jedoch zur Daseinsvorsorge. Daher sollen die Kommunen bei der Erarbeitung und Er-
probung fl e xibler Bedienformen des Öffentlichen Personennahverkehrs unterstützt werden. Im Auf-
trag des Bundesamtes für Bauwesen und Raumordnung wird bis Februar 2008 ein Handbuch zur 
Planung fl exibler Bedienformen des ÖPNV erstellt. Die darin enthaltenen Hintergrundinformationen 
und Planungshilfen sollen den Kommunen, Fachver waltungen, Forschungseinrichtungen, Touris-
musdienstleistern und anderen Stellen in Ta gungen und Workshops umfassend vermittelt werden.

Ältere Menschen wollen möglichst lange selbständig leben, die meisten in ihrer eigenen Wohnung, 
viele aber auch in einer Haus- oder Quartiersgemeinschaft, die sich gegenseitig unterstützt und Hilfe 
leistet oder gemeinsam Fremdkräfte organisiert. Die „Beratungsstelle LebensWohnraum“ ist eine 
Regionalstelle für gemeinschaftliches, selbst bestimmtes und Generationen übergreifendes Woh-
nen. Die Initiativen dieser Beratungsstelle sind in den Im puls-Regionen in Form von Erfahrungs- und 
Kontaktbörsen nutzbar zu machen.

Die Landesregierung hat im Oktober 2006 die Initiative „Gesundheitswirtschaft“ auf den Weg ge-
bracht. Ziel ist es, die Chancen und Potenziale dieses Zukunftsmarktes zu identifi zie ren, um sie 
auch in den ländlichen Räumen noch weiter auszuschöpfen. Eine Expertenkom mis sion soll aufbau-
end auf der Studie über die „Gesundheitswirtschaft in Rheinland-Pfalz“ kon krete Handlungs empfeh-
lungen für die Landesregie rung als Grundlage für einen Master plan erstellen. Das Ergebnis wird An-
fang 2008 in Regionalkonferenzen vorgestellt. 

Kurzfassung Kurzfassung
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In vielen Ortskernen kleiner Dörfer des ländlichen Raumes nehmen leer stehende und un ge nutzte 
Wohngebäude und Scheunen, modernisierungsbedürftige Wohnhäuser sowie Baulü cken und Dorf-
brachfl ächen ständig zu. Um die Innenbereiche der Dörfer zu stabilisie ren, muss Innenentwicklung 
deutliche Priorität vor der Neuausweisung von Baufl ä chen ha ben. Zur Erreichung des Ziels der In-
nenentwicklung stellt ein wirksames Flächenmana ge ment einen grundlegenden Baustein dar. Da-
bei kommt der kommunalen Flächennut zungs planung eine herausragende Rolle hinsichtlich einer 
verantwortungsvollen und res sourcen schonenden Siedlungsentwicklung zu. Die Prinzipien einer zu-
kunftsgerichteten Flä chen kreislaufwirtschaft sehen bei der Ermittlung des Bedarfs für neue Baufl ä-
chen die Be rücksich tigung des Innenbereichpotenzials vor. Wird zur Mobilisierung und Neuordnung 
von Flächen innerhalb der Dörfer ein wirksames Instrument benötigt, so kann in Impuls-Regionen 
auch auf die Dorffl urbereinigung als ein mögliches Instrument zurückgegriffen werden.

Dies trägt zu einer besseren Ausnutzung der Ver- und Entsorgungssysteme und zu einer Stabilisie-
rung der Kostenstrukturen bei. Mit einer Neuausweisung wird hingegen i.d.R. ein deutlicher Anstieg 
der langfristigen Kosten zur gleichzeitigen Aufrechterhaltung der alten und neuen Infrastruktur aus-
gelöst. 

Durch gemeinsames Vorgehen mehrerer Akteure in ländlichen Räumen lassen sich oft Standortvor-
teile optimieren und kostenintensive Vorhaben besser realisieren. Die Erarbei tung integrierter Ent-
wicklungskonzepte ist als Plattform zu nutzen, um Kom munen, andere Planungsträger und Unter-
nehmen zusammenzubringen und Kooperationsmöglichkeiten zu erörtern. Dabei sind die Mög-
lichkeiten der interkommunalen Zusammenarbeit und der Öffentlich-Privaten-Partnerschaften zu un-
tersuchen.

In ländlichen Räumen haben Gesprächspartner aus der Wirtschaft erhebliche Engpässe und 
Problemstellun gen (fehlendes Wissen und Können) bei der Berufsausbildung bemängelt. In allen 
Impuls-Regionen sollen deshalb Netzwerke und Plattformen zwischen Schulen, Betrie ben, Kam-
mern, Verbänden und anderen Partnern aufgebaut werden, um bei der Beseitigung dieser Problem-
stellungen gezielt zusammenzuarbeiten. 

Eine konsequente Ausrichtung des Bildungswesens am demographischen Wandel erfordert den 
Ausbau von Schulen zu Ganztagsschulen. Dieses ist in Impuls-Regionen zu diskutie ren. Weiterhin 
sind Möglichkeiten des E-Learning in ländlichen Räumen zu pilotieren. Es sol len möglichst schnell 
regional angepasste zu kunftsgerechte Lösungsansätze verbreitet wer den.

In Impuls-Regionen kön nen regional 
angepasste bedeutende Vorhaben für 
den ländlichen Raum durch Machbar-
keitsstudien unterstützt werden. Da-
mit wird das Ziel verfolgt, die nachhalti-
ge Stärkung der Wett bewerbsfähigkeit 
von Untenehmen und Dienstleistern, 
und damit die Schaffung und Siche-
rung von Dauerarbeits- und -ausbil-
dungsplätzen zu gewähr leisten. In Ta-
gungen und Workshops sind die Ergeb-
nisse der Mach barkeitsstudien auszu-
tauschen, auch auf Plattformen anzu-
bieten und in Schu lungsprojekten zu 
präsentieren.

Instrumente und Förderkonzept
Ländliche Räume in Rheinland-Pfalz, die sich den aktuellen und künftigen Herausforderun gen stel-
len, werden zu „Impuls-Regionen“. In diesen Impuls-Regionen sollen die oben be schriebenen aus-
gewählten Handlungsansätze vorrangig genutzt werden und regionale Pla nungen vor allem nach 
folgenden Grundsätzen erfolgen:

¾ Integration aller wichtigen Handlungsfelder

¾ Zeitnahe Umsetzung von Planungen in konkreten Projekten

¾ Initiative, Planung und Durchführung durch die Akteurinnen und Akteure vor Ort

¾ Regionale Kooperationen statt Kirchturmdenken

Ziel ist weiterhin die Initiierung, Organisation und Beglei tung von regionalen Entwicklungs prozessen. 
Leitprojekte in Impulsregionen werden zukünftig mit hoher Priorität nach Maß gabe der festgelegten 
Vor schriften gefördert. 

Die wichtigsten Förderinstrumente für die Maßnahmen nach diesem Programm sind das Programm 
Agrarwirtschaft, Umweltmaßnahmen, Landentwicklung (PAUL) zur Um setzung der  ELER-Verord-
nung, die Gemeinschaftsaufgabe Verbesserung der Agrarstruktur und des Küsten schutzes (GAK) 
sowie die auch auf den ländlichen Raum ausgerichteten Förderun gen des Programms „Wachstum 
durch Innovation“ zur Umsetzung von EFRE. In Rheinland-Pfalz werden diese Förderinstrumente 
im Ministerium für Wirtschaft, Verkehr, Landwirtschaft und Weinbau koordiniert. Wichtigstes arbeits-
marktpolitisches Instrument der Europäischen Union ist der europäische Sozialfonds (ESF).  

Netzwerke und Schulungen
Die Entwicklung des ländlichen Raumes setzt einen umfassenden Austausch von Ideen, Wissen 
und Erfahrungen sowie die Bereitschaft zur Kooperation zwischen allen Akteuren voraus. Zu die-
sem Zweck sind in den ländlichen Räumen des Landes Rheinland-Pfalz Netz werke aufzubauen. Die 
Dienstleistungszentren Länd licher Raum erhalten hiermit den Auftrag, die Bildung von Netzwer-
ken, Kooperationen und Internetplattformen im Rahmen der oben beschriebenen Handlungsansätze 
umfassend zu unterstützen. Dazu sind zunächst runde Tische für die Startphase von Netzwer ken zu 
bilden, die Funktion einer einfachen Ge schäftsstelle einzurichten oder selbst zu über neh men und für 
jedes neue Netzwerk ein Mo derator zu bestimmen, der die Steuerung und den Vorsitz dieses Netz-
werkes übernimmt. Das Forum Ländlicher Raum erhält hiermit den Auftrag, Foren und Workshops 
zu den oben genannten Handlungsansätzen zu organisieren und eine breite Öffentlichkeit an diesen 
Veranstaltungen zu beteiligen.

Es ist ein wichtiges Ziel dieses Strategiepapiers, die Bürgerinnen und Bürger als Ak teure im länd-
lichen Raum zu Multiplikatoren auszubilden und zu befähigen, ihre spe ziellen Erfahrun gen, ihre 
Kompetenzen sowie ihr Insiderwissen in die Planungsprozesse einzubringen. Dazu wird das Schu-
lungsangebot bei der Kommunalakademie  weitergeführt und durch ein zu sätzliches Schulungs-
programm der Dienstleistungszentren Ländlicher Raum als neue „Aka demie Ländlicher Raum“ er-
gänzt. Für das Jahr 2008 ist ein erstes Fortbildungs- und Bera tungsprogramm der Akademie ländli-
cher Raum zu erarbeiten, welches sich an alle Akteure im ländlichen Raum richtet und die vielfälti-
gen Handlungsfelder einer „Politik für den ländli chen Raum“ integriert.

Kurzfassung Kurzfassung
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I. Einleitung und Analyse
1. Anlass, Raum und Grundlagen

Für die EU-Förderperiode 2007-2013 hat die Eu-
ropäische Union ihre Strukturpolitiken neu geord-
net und auch außerhalb der Konvergenzregio-
nen Fördermöglichkeiten vorgesehen. In ihrem 4. 
Kohäsionsbericht hat die Europäische Kommis-
sion festgestellt, dass die EU-Politik zur Entwick-
lung des ländlichen Raums und die EU-Struktur-
fonds bei der Unterstützung der wirtschaftlichen 
Diversifi zierung des ländlichen Raums zusam-
menarbeiten. Dies gilt insbe sondere für die Prio-
ritäten, die im Zusammenhang mit den Nachhal-
tigkeitszielen von Göte borg und der neubelebten 
Lissabon-Strategie für Wachstum und Beschäf-
tigung stehen. Da her soll sowohl für die natio-
nalen strategischen Pläne als auch für die Pro-
gramme zur Ent wicklung des ländlichen Raums 
die Komplementarität und Synergie mit den na-
tionalen stra tegischen Rahmenplänen und den 
Strukturfonds-Programmen sichergestellt wer-
den, damit das Defi zit der ländlichen Gebiete in 
der EU durch die Schaffung von Arbeitsplätzen 
und die Diversifi zierung der Wirtschaftstätigkei-
ten ausgeglichen wird.

Die 2. Säule der Gemeinsamen Agrarpolitik 
(GAP) soll durch den neu geschaffenen Euro-
päischen Landwirtschaftsfonds für die Entwick-
lung des ländlichen Raumes (ELER) fi nan-
ziert werden. Rheinland-Pfalz setzt die 2. Säu-
le der GAP zur Förderung der Entwicklung ländli-
cher Räume durch das Entwicklungsprogramm 
„Agrarwirtschaft, Umweltmaßnahmen. Land ent-
wicklung“ (PAUL) um. Den verbindlichen Rah-
men für die Entwicklung der Strategie des Ent-
wicklungsprogramms PAUL bilden:

• die Strategischen Leitlinien der Gemeinschaft 
für die Entwicklung des ländlichen Raums,
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• der Nationale Strategieplan der Bundesre-
publik Deutschland für die Entwicklung ländli-
cher Räume 2007- 2013

• die ELER-Verordnung und die Verordnung 
(EG) Nr. 1290/2005 vom 21. Juni 2005 über 
die Finanzierung der Gemeinsamen Agrarpoli-
tik sowie deren Durchführungsver ordnungen.

Die Förderung der Lebensqualität im ländlichen 
Raum, der Diversifi zierung der ländlichen Wirt-
schaft und des Leader-Ansatzes ist dabei für 
das Entwicklungsprogramm PAUL grund sätzlich 
auf die Landkreise ohne kreisangehörige Städ-
te mit mehr als 20.000 Einwohnern sowie die 
Tabakregionen im Sinne der Verordnung (EG) 
Nr. 1782/2003 beschränkt.

Das Land nutzt die ELER-Instrumente, um die 
Ideen der Akteure in den ländlichen Räumen 
zu identifi zieren und durch das Bottom-up-Kon-
zept das endogene Potential der Regionen zu er-
schließen. Gerade in den Leader- und ILE-Re-
gionen - den so genannten Impulsregionen - sol-
len dabei multisektorale Konzeptionen und inno-
vative Konzepte umgesetzt werden. 

Die ses Strategiepapier soll diese Prozesse 
durch zusätzliche Ideen und Impulse anreichern. 
Es richtet sich daher in erster Linie an die Regio-
nen, die sich für Regionalentwicklungspro zesse 
mit Hilfe von Leader oder ILE entschieden ha-
ben. Aufbauend auf den bei der Um set zung ge-
wonnenen Erfahrungen soll es zu einem Stra-
tegiepapier für die Entwicklung aller ländli chen 
Räume in Rheinland-Pfalz weiterentwickelt wer-
den.

Dieses Strategiepapier legt neben dem rhein-
land-pfälzischen Ent wicklungs-Programm „Ag-
rarwirtschaft, Umweltmaßnahmen, Landentwick-
lung“ (PAUL) auch die Minister ratsvorlage „Zu-
kunft gestalten - Zukunft sichern - Die Chancen 
des Demografi  schen Wan dels für Rhein land-
Pfalz nutzen“ zugrunde. 

Daneben sieht das rheinland-pfälzische EFRE-
Programm „Wachstum durch Innovation“ u. a. 
För dermöglichkeiten für die ländlichen Räume 
vor (z.B. ländlicher Tourismus, nach wach sende 
Rohstoffe). Auch die strategischen Ziele „Rhein-
land-Pfalz als Wirtschaftsstandort weiter stär-
ken“ und „Entwicklungs- und Teilhabechancen 
der Menschen im Land erhöhen“ sollen mit Un-
terstützung des ESF ge zielt im ländlichen Raum 
umgesetzt werden. 

2. Landesentwicklungsprogramm 
als Ordnungs rahmen

Das Landesentwicklungsprogramm bildet den 
koordinierenden fach- und ressortübergreifen-
den räumlichen Ordnungsrahmen für die Ent-
wicklung des Landes Rheinland-Pfalz und steu-
ert als Rechtsverordnung sowohl die Entwick-
lung in ländlichen Regionen, als auch in den Ver-
dichtungsräumen. Es setzt landesplanerische 
Rahmenbedingungen und trifft Aussagen zur 

• Entwicklung von Räumen und Standorten, 

• Sicherung und Entwicklung der Daseinsvor-
sorge, 

• Gestaltung und Nutzung der Freiraumstruk-
tur, 

• Sicherung und Fortentwicklung der Infrastruk-
tur und 

• Raumwirksamkeit von Finanzströmen.

Die darin enthaltenen Vorgaben in Form von lan-
desplanerischen Zielen und Grundsätzen bilden 
den Ordnungsrahmen für die Regionalplanung 
und die kommunale Bauleitplanung und sind 
auch Grundlage für dieses Strategiepapier für 
die Entwicklung der ländli chen Räume in Rhein-
land-Pfalz.

 

I. Einleitung und Analyse
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3.  Ziel des Strategiepapiers

Ziel dieses Strategiepapiers ist es, Grundlagen 
für die Stärkung der ländlichen Räume und de-
ren langfristige Erhaltung als Lebens- und Wirt-
schaftsräume zu entwickeln. In dem Strate-
giepapier wird dabei der Ansatz gewählt, für die 
Entwicklung ländlicher Räume eine Politik „von 
un ten“ zu entwerfen. Die Leader- und ILE-Ge-
biete sollen „Impuls-Regio nen“ für eine effek-
tive Politik für ländli che Räume werden. Damit 
sollen die Potenziale und Chancen länd licher 
Räume noch besser genutzt werden, denn die 
Zukunft des Landes Rheinland-Pfalz entschei-
det sich nicht zuletzt in den ländli chen Räumen. 

Dieses Strategiepapier soll einen offenen Ent-
wicklungspro zess einleiten und die Er fahrungen 
bei der Umsetzung ständig für weitere Verbesse-
rungen der Strategien und In itiativen nutzen, zum 
Beispiel durch die Gender-Mainstreaming-Stra-
tegie, die unterschiedliche Rahmenbe dingungen 
von Frauen und Männern berücksichtigt und zur 
Chancengleichheit beiträgt. 

Auf bauend auf den bisherigen Ansätzen und Er-
fahrungen für die Entwicklung ländlicher Räume 
sollen 

• die Bürgerinnen und Bürger noch stärker ihre 
kreativen Ideen einbringen können,

• die Handlungsfelder besser miteinander ver-
knüpft,

• die Förderinstrumente bedarfs-
gerecht weiterentwickelt,

• Netzwerke und Schulungen ins 
Leben gerufen und 

• „von unten“ nachgefragte, aus-
gewählte Handlungsansätze auf-
gegriffen wer den.

4.  Der ländliche Raum prägt die Viel-
falt von Rheinland-Pfalz

Den ländlichen Räumen kommt in Rheinland-
Pfalz eine immense Bedeutung als Le bens-, 
Wirtschafts-, Natur- und Erholungsraum zu.

Vor dem Hintergrund der Unterschiede hinsicht-
lich der geografi schen Lage und der Verkehrs-
anbindung naturräumlicher und infrastrukturel-
ler Ausstattung, Bevölke rungs-, Er werbs-, Wirt-
schafts- und Unterneh mensstruktur, regionaler 
Identität sowie regio naltypi schen Ausprä gungen 
und Tradi tionen können die ländlichen Räume 
in Rheinland-Pfalz nicht als einheitli cher Raum 
beschrieben werden. Das Landesentwicklungs-
programm (Entwurf LEP IV) nimmt eine Abgren-
zung der ländlichen und der verdichteten Räu-
me vor. Danach wohnen in den ländlichen Räu-
men rund 30 % der Bevölkerung auf 57 % der 
Landesfl äche. 

Der im ländlichen Raum von Rheinland-Pfalz in 
der Fläche gut verteilte Mittel stand zeichnet sich 
durch hohe Flexibilität und Innovationsfähigkeit 
aus. Im Hinblick auf die sich schnell än dernden 
Anforderungen der Wirtschaft ist der Mittelstand 
in der Lage, neue Märkte zu erken nen und zu 
nutzen. Er sichert die Wirtschaftskraft des ländli-
chen Raumes.

5.1  Stärken

• Vielfältige Siedlungsstruktur und attrakti-
ve Kulturlandschaften als wichtige Stand ort-
fak toren für eine erfolgreiche eigenständige 
„räumliche Entwicklung“. 

• Naturräumliche Potenziale und die intakten 
Kulturlandschaften als gute Voraussetzung 
für eine erfolgreiche Ent wicklung des Touris-
mus. 

•  Günstige und sozial stabilisierende großzü-
gige Wohnverhältnisse sowie famili en freundli-
ches Umfeld.

• Hohes Potenzial für die Landnutzung ver-
schiedenster Art, z.B. für Weinbau, Land- 
und Forstwirtschaft, Siedlungs- und Ge-
werbeentwicklung, Freizeit und Tourismus.

• In der Fläche verteilter Mittel stand mit hoher 
Flexibilität, Innovationsfähigkeit und als Motor 
für die Belebung des Arbeitsmarktes in den 
ländlichen Räumen.

• Hohe Bereitschaft zum bürgerlichen Engage-
ment und vielfältige soziale Netzwerke.

• „Weiche" Standortfaktoren für Wohnen 
und Gewerbe, wie hoher Freizeit- und Erho-
lungswert oder intensive Nähe zu Na tur und 
Umwelt.

• Hohes Potenzial für innovative Dienstleistun-
gen; Arbeitsmarktbelebung in ländlichen Räu-
men durch neue touristische Netzwerke, z.B. 
zwischen Gastronomie, Wellness und Fit-
ness.

• Möglichkeiten zum Ausbau des Anteils erneu-
erbarer Energien zur Verminderung des Aus-
stoßes von klimaschädlichen Gasen (Klima-
schutz) und zur Schaffung von Ar beitsplätzen 
im ländlichen Raum. 

• Hohe Identifi kation der Bevölkerung mit der 
Region, Pfl ege von Traditionen und Hei mat-
verbundenheit und daraus abgeleitetes En-
gagement für die ländlichen Räume.

5.2  Schwächen
• Abnehmende Bevölkerungsdichte, wodurch 

der Erhalt und die Schaffung zeitgemäßer In-
frastrukturen zum Teil deutlich erschwert und 
verteuert werden.

• Geringere Verfügbarkeit moderner Medien, 
z.B. Breitbandkabel.

• Ungünstigere Rahmenbedingungen  für ei-
ne Erschließung mit öffentlichen Verkehrsmit-
teln.

• Erschwerte ortsnahe schulische und medizi-
nische Infrastruktur.

• Erschwerte Nahversorgung.

• Geringerer Anteil an Arbeitsplätzen.

• Hoher Pendleranteil.

• Aufgrund der Realteilung stark zersplitterter 
und klein parzellierter Grundbesitz.

• Räumliche Distanz zu Forschungseinrichtun-
gen und Hochschulen.

I. Einleitung und AnalyseI. Einleitung und Analyse

5.  Merkmale - Stärken und Schwächen
Ländliche Räume weisen Stärken und Schwächen auf, die als Risiko oder Chance begriffen wer-
den können: 
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6.  Aktuelle und künftige Herausfor-
derungen und Chancen

Angesichts der zunehmenden Konzentrati-
ons- und Rationalisierungsprozesse der Wirt-
schaft, der weiteren Öffnung und Liberalisierung 
der Märkte als Folge der Erwei terung der Eu-
ropäi schen Union und der Globalisierung, dem 
Struktur wandel in der Landwirtschaft, der demo-
grafi schen Entwicklung und der be grenzten fi -
nanziellen Ressour cen der öffentlichen Haus-
halte stehen gerade die länd lichen Räume vor 
neuen Herausforde rungen. 

Landwirtschaft und Weinbau durchlaufen einen 
Prozess der stetigen Veränderung (z.B. Struktur-
wandel und neue Technologien). Seit der Roh-
stoff Holz sowohl für die energetische als auch 
für die stoffl iche Verwertung gerade im ländli-
chen Raum zunehmend nachgefragt wird, be-
fi ndet sich die Forstwirtschaft in einer spürbaren 
Aufwärtsentwicklung. 

Aber auch der örtliche Einzelhandel, das Hand-
werk, das örtliche Gewerbe und die Lebens berei-
che im ländlichen Raum, wie das Arbeiten, das 
Wohnen, die öffentliche und private Versor gung, 
das Gesundheitswesen, der kulturelle Bereich, 
das kirch liche und soziale Le ben, das Vereins-
wesen und wei tere Bereiche verän dern sich ra-
sant.

In fünf Regionalkonferenzen im Jahre 2007 wur-
den aktuelle und künftige Herausforderun gen 
und Chancen für die ländlichen Räume in Rhein-
land-Pfalz identifi ziert und breit disku tiert. Die 
Akteure in den ländlichen Räumen, zum Beispiel 
Kommunalpoli ti ker, Landwirte und Win zer, Ver-
treter der regionalen Wirtschaft oder Akteure aus 
vielfältigen fachlichen und sozi alen Bereichen 
haben dabei nachfolgende Schwerpunktthemen 
herausgearbeitet und in den Blickpunkt für aus-
gewählte Handlungsansätze gerückt:

Demografi scher Wandel
Es ist zu erwarten, dass aufgrund der natürlichen 
Bevölkerungsentwicklung (Geburten-/ Sterbera-
te) der Bevölkerungssaldo in Rheinland-Pfalz 
auf längere Zeit negativ bleiben wird und sich 
bereits bis 2015 auf einen Rückgang um nahezu 
190.000 Einwohner summiert. 

Während damit einhergehend in Gesamt-Rhein-
land-Pfalz eine tendentielle Alterung der Be-

völkerung stattfi ndet, kann diese in einigen 
ländlichen Räumen auch überproportional ein-
treten. Besonders attraktive Regionen kön-
nen derzeit den Bevölkerungsverlust (aufgrund 
von Sterbeüberschüssen) durch Wanderungs-
gewinne ausgleichen bzw. sogar überkompen-
sieren. Andere ländliche Räume können ne-
ben dem Rückgang aufgrund der natürlichen Be-
völkerungsentwicklung zusätzlich von Abwan-
derung betroffen sein. Der absehbare demo-
grafi sche Wan del vollzieht sich in Rheinland-
Pfalz räumlich und alterstrukturell sowie bezüg-
lich der Ge schlechter nicht gleichmäßig. Wan-
derungstendenzen können auch eine Abwan-
derung qualifi zierter Fach kräfte aus den ländli-
chen Räumen in andere Regionen einschlie ßen. 
Wichtig ist es, der Abwanderung junger Frauen 
und Männer entgegenzuwirken. Hier erweisen 
sich als wichtige Bausteine für ein attraktives Le-
bens- und Arbeitsumfeld die Er reichbarkeit der 
jeweiligen wirtschaftlichen Entwicklungsschwer-
punkte und damit der Ar beitsplätze sowie die 
Zugangsmöglichkeiten zu Einrichtungen der Da-
seinsvorsorge und da mit insbesondere die Mög-
lichkeit, Familie und Beruf zu vereinen. 

Der demografi sche Wandel strahlt in unter-
schiedliche Lebensbereiche aus. Wichtige Im-
pulse für altersgerechtes Leben und Arbeiten 
sowie lebenslanges Lernen können die älteren 
Bevölkerungsschichten in die Wei terentwicklung 
des ländlichen Raumes einbringen. Viele älte-
re Mitbürger achten zudem auf ihre Gesund heit, 
verlangen nach neuen Dienstleistungen und sind 
auf der Suche nach Lebens qualität. Sie können 
inno vative Pro zesse des Arbeitsmarktes in Gang 
bringen. In ländlichen Räumen gibt es auch 
Kommunen, in denen sich Migrantinnen und Mi-
granten (insbesondere die Ausgesiedelten und 
die spät Aus gesiedelten) konzentrieren; diese 
Zu wanderungsprozesse können dort die Aus-
wirkungen des demografi  schen Wandels verrin-
gern. Der de mografi sche Wandel sollte auch in 
den ländlichen Räumen von Rheinland-Pfalz als 
Chance und Herausforderung begriffen werden, 
der die Möglichkeiten eröffnet, gesell schaft liche 
Po tenziale für die Bürgerinnen und Bürger in den 
ländlichen Räumen zu aktivie ren und neue Wirt-
schaftszweige zu erschließen. 

I. Einleitung und Analyse I. Einleitung und Analyse

Fachkräftemangel 
Bereits heute fehlen einigen Unter nehmen und 
Einrichtungen in den ländlichen Räumen Fach-
kräfte. In einigen Jahren wird sich der Fachkräf-
temangel in vielen Wirtschaftsbe reichen verstär-
ken. Wirtschaftliche Entwicklung ist in der Re-
gel nur mit Fachkräften möglich. Durch geziel-
te Aus bildung und Qualifi zierung ist dem Fach-
kräftemangel im ländlichen Raum entgegenzu-
wirken. Im Dialog mit Wirt schaft, Po litik und den 
Men schen vor Ort ist zu versuchen, die Ansied-
lungsbedingungen in den ländlichen Räumen so 
zu gestalten, dass Unternehmen in den ländlichen 
Räumen von Rheinland-Pfalz bleiben, Fachkräf-
te binden und ihnen ein attraktives Arbeitsumfeld 
bieten. Schüler und Auszubil dende im ländlichen 
Raum sollten frühzei tig mit den Unterneh men in 
Verbindung gebracht werden. Migrantinnen und 
Migranten können als Fachkräfte im ländlichen 
Raum von großem Nutzen sein. Dies setzt vor-
aus, dass Bildungs einrichtungen die Ausbildung 
und die Eingliederung von Migrantinnen und von 
Migranten ge zielt fördern, soweit die Migrantin-
nen und Migranten noch nicht über die entspre-
chende fach liche Kompetenz verfügen.

Ganztagsschulmodelle 
und Jugendbildung
Bei einem ständigen Rückgang der Schülerzah-
len im ländlichen Raum muss das Schulsy s tem 
stabilisiert und weiterentwickelt werden. Für jun-
ge Familien ist es von existentieller Be deutung, 
dass wohnortnah ausreichend Kindergarten- 
und Schulplätze zur Verfügung ge stellt werden. 
Eltern im ländlichen Raum erhoffen sich von ei-
nem Pro gramm für ländliche Räume, dass sie ih-
re Kinder in eine qualifi zierte Frühbetreuung ge-
ben können. Auch der Wunsch nach Ganztags-
schulen nimmt in ländlichen Räumen zu. Hier-
mit verbunden ist die Notwendigkeit einer Ver-
besserung der Chancen junger Menschen in 
länd lichen Räumen mit dem Ziel, mehr Jugend-
bildung zu betreiben, junge Menschen in länd-
lichen Räumen zu hal ten, zum Bleiben zu er-
mutigen sowie deren selbst entwickelte Projekt-
ideen zu unterstüt zen.
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Gleichwertige Lebensbedingungen bei 
Infrastruktureinrichtungen und Mobilität

Die älteren Generationen bestimmen künftig 
zunehmend das Bild der Gesellschaft. Bei sin-
kender und alternder Bevölkerung wird der Wan-
del der Bedürfnisse und des daraus folgen den 
Bedarfs an öffentlichen oder privaten Einrich-
tungen unterschiedliche Veränderungen aus-lö-
sen. Die Gebietskörperschaften stehen vor neu-
en Herausforderungen wie der Bewälti gung der 
Folgen einer geringeren Auslastung von Kinder-
gärten, Schulen, Berufsschulen, aber auch von 
Wohnfolgeeinrichtungen wie Bibliotheken, Hal-
lenbädern und Sporthallen. An dererseits zieht 
der steigende Anteil älterer Menschen neue 
Anforderungen nach sich, etwa im Bereich der 
Krankenpfl ege, Betreuung sowie des öffentli-
chen Nahverkehrs und der wohnortnahen Ver-
sorgung. Entsprechend sind neue Entwicklungs-
strategien notwendig. Landesplanerisches Ziel 
ist die Herstellung gleichwertiger Lebensbedin-
gungen. Das bedeu tet, dass nicht überall die 
gleichen Versorgungsstandards und Leistungs-
angebote vorhanden sein müssen. Vor dem Hin-
tergrund der Raumstrukturgliederung ist in den 
ländlichen und in den verdichteten Räumen ein 
den jeweiligen Nachfrage- und Auslastungsver-
hältnissen an gepasstes und qualitatives Niveau 
der Daseinsvorsorge durch entsprechende Ein-
richtungen in zumutbarer Erreichbarkeit zu si-
chern. 

Um die ländlichen Räume für die Bevölkerung att-
raktiv zu halten, ist es unerläßlich, innerhalb die-
ser planerischen Vorgaben intakte Infra struktur 
in den ländli chen Räumen zu erhalten. Sich für 
solche Projekte einzusetzen, be deutet Bekennt-
nis zum ländlichen Raum. Denn nach wie vor ist 
eine gute Verkehrser schlie ßung die entscheiden-
de Voraussetzung für die Ansiedlung von Betrie-
ben und für de mografi  sche Ent wicklung im posi-
tiven Sinne, dass Menschen dort hinziehen und 
ihren Ar beits- und Wohnort dort fi nden. Deswe-
gen muss der, der für zukunftgerechte ländli che 
Ent wicklung ist, auch für große Ver kehrsprojekte 
ein stehen. Für die Attraktivität der Ge meinden in 
Rheinland-Pfalz ist es zudem sehr wichtig, die 
Straßen in den ländlichen Räumen und die Dorf-
straßen in einem ordentli chen Zustand zu erhal-
ten. Im Hinblick auf die Mobilitätsbedürfnisse der 
jün geren und älteren Pendler bleibt ein wichti-
ges Ziel, einen funktionsfähigen Öffentlichen Per-
sonennahverkehr (ÖPNV) zu erhalten. 

Im Rahmen des demographischen Wandels 
wird die Zahl der Bürgerin nen und Bürger zu-
nehmen, die auf Angebote im ÖPNV angewie-
sen sind (z.B. mobilitätsein geschränkte Mitbür-
gerinnen und Mit bürger, aber auch Familien mit 
Kin dern). Als Standort faktor werden Nahver-
kehrsangebote er heblich an Bedeutung gewin-
nen. Schließlich ist einer steigenden Pendlerra-
te durch Indivi dualverkehr aufgrund  der Immissi-
onsbelastungen ent gegenzuwirken. Mobilität hat 
zudem seinen Preis, denn der Treibstoff, den wir 

für unsere Mobilität benötigen, ist ein 
knappes Gut. Vor diesem Hintergrund 
werden neben einem gut funktionie-
renden ÖPNV intelligente An sätze 
für die Nutzung des Au tomo bils, wie 
Mitfahrer börsen und Mitfahrerpark-
plätze, an Be deutung gewin nen. So-
weit der ÖPNV, getragen hauptsäch-
lich durch die Schülerbeförderung, bei 
rückläufi gen Schülerzah len unrentab-
ler wird, gilt es, neue Modelle zu ent-
wickeln oder erprobte Modelle aus 
anderen Regionen zu übertragen.

Innenentwicklung von Dörfern

In vielen Ortskernen kleiner Dörfer des länd-
lichen Raumes nehmen leer stehende und un-
ge nutzte Wohngebäude und Scheunen, moder-
nisierungsbedürftige Wohn häuser sowie Baulü-
cken und Dorfbrachfl ächen ständig zu. Das be-
stehende und wachsende Problem der leer ste-
henden Bausubstanz im Kern kleiner Dörfer wird 
sich bei einer Schrumpfung der Be völkerung 
verschärfen.  Die Ausweisung von Bau land auf 
der „grünen Wiese“, um die Attrak tivität der Dör-
fer zu stärken, ist hinsicht lich der langfristig wir-
kenden Kosten zur Erschließung und Erhalt der 
Infrastruktur als pro b lematisch einzuschätzen. 
Um die Innenbereiche der Dörfer zu stabilisie-
ren, muss Innenent wicklung deutliche Priorität 
vor der Neuausweisung von Baufl ä chen ha ben. 
Zur Er reichung des Ziels der Innenentwicklung 
stellt ein wirksames Flächenmana ge ment ei-
nen grundlegenden Baustein dar. Dabei kommt 
der kommunalen Flächennut zungs planung ei-
ne herausragende Rolle hinsichtlich einer ver-
antwortungsvollen und res sourcen schonenden 
Siedlungsentwicklung zu. Die Prinzipien einer 
zukunftsgerichte ten Flä chen kreislaufwirtschaft 
sehen bei der Ermittlung des Bedarfs für neue 
Baufl ä chen die Be rücksich tigung des Innen-
bereichpotenzials vor. Für die Beurteilung des 
Innenbereichpo tenzials kann ein kommuna-
les Baulücken- und Leerstandskataster wert-
volle Informationen und Entscheidungsgrund-
lagen liefern. Die kleinen Ge meinden in ländli-
chen Räumen sind bei diesen Stabilisierungs-
prozessen und Weiterent wick lungen zu stär-
ken. Ein Flächenmanage ment kann nicht iso-
liert auf der Ebene jeder Dorfgemeinde betrie-
ben wer den, sondern muss sich in ein regiona-
les Siedlungsent wicklungskonzept einordnen, 
wenn es dem Anspruch nachhaltiger Entwick-
lung ge recht werden will. Wird zur Mobilisierung 
und Neuordnung von Flächen innerhalb der Dör-
fer ein wirksames Instru ment benötigt, so kann 
in Impuls-Regionen auch auf die Dorffl urberei-
nigung als ein mögli ches Instrument zurückge-
griffen werden.
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Moderne Kommunikation

In vielen Bereichen können ältere und jüngere 
Nutzer im ländlichen Raum mittels E-Com merce 
Produkte und Dienstleistungen im Internet be-
stellen. Hier kommt es ggf. darauf an, geeig nete 
Kommunikationsplattformen in den Dörfern zu 
schaffen und Schulungen anzubie ten. 

Unter E-Learning werden Techniken des Lehrens 
und des Lernens über digitale Netzwerke zu-
sammengefasst. Solche interaktiven Techniken 
sind vielfach heute schon als Ergänzung von Bil-
dungsangeboten im Einsatz. E-Learning könnte 
für die ländlichen Räume zusätzliche Chancen 
bieten, Probleme weiter Wege zur Schule oder 
zur Hochschule durch gezielte An gebote abzu-
mildern. Auch wenn Unterricht und Schulbesuch 
selbst nicht durch die neuen Medien ersetzt wer-
den können, bieten sich mit E-Learning Chan-
cen, Unterricht zu ergänzen und zu erweitern. Im 
Hochschulbe reich hat das Land Rheinland-Pfalz 
bereits eine Internet-Plattform mit dem Virtu ellen 
Campus Rheinland-Pfalz – Fernuniversität Ha-
gen - geschaffen. In Rheinland-Pfalz ermög-
licht darüber hinaus das Telekolleg den Erwerb 
der Fachhochschul reife, vor allem für Frauen 
zur Verbesserung ihrer Qualifi kationen und da-
mit auch ihrer Chancen auf dem Arbeitsmarkt. 
In wie weit mo derne Technologien (E-Learning) 
für den ländlichen Raum speziell genutzt wer-
den können, gilt es zu erproben. Wichtig ist vor 
allem auch die In formationsbeschaffung für die 
ländlichen Räume, denn durch das Internet kön-
nen die spezi ellen Defi zite der ländlichen Räu-
me – wie zum Beispiel weite Entfernungen zu Bi-
b liotheken – weiter abgebaut werden.

Vor allem um die zuletzt beschriebenen Tech-
niken der Online-Dienste und der On line-Ver-
waltung fl ächendeckend anbieten zu können, ist 
es erforderlich, schnelle Inter netverbindun gen 
fl ächendeckend im ländlichen Raum zu installie-
ren und alle Bevölkerungsteile in der qualifi zier-
ten Nutzung dieser neuen Medien zu schulen.
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II.  Leitbild, Ziele und Hand-
lungsfelder einer Politik für 
die ländlichen Räume

1.  Leitbild

Stadt und Land, Metropolregionen und ländliche 
Räume bedingen sich gegenseitig und dür fen 
nicht gegenein ander ausgespielt werden.

Die Politik in Rheinland-Pfalz wird den ländlichen 
Raum als ei genstän digen Lebensraum stärken, 
ihn zukunftsfähig entwickeln sowie seine Attrak-
tivität erhalten. 

Die ländlichen Räume sind wirtschaftskräfti-
ge, lebenswerte und umweltgerechte Lebens-
, Wirtschafts- und Naturräume, die die beson-
deren regi onalen Bedingungen und Entwick-
lungspotenziale optimal nutzen. 

Ländliche Räume stehen gleichrangig neben al-
len weiteren Raumtypen. Auch für sie gilt das 
Prinzip der Gleichwertigkeit der Lebensverhält-
nisse. Im Ge samtsystem aller Räume überneh-
men die ländlichen Räume wesentliche Produk-
tions-, Aus gleichs- und Ergänzungsfunktionen. 

Das Engagement der Menschen in ländlichen 
Räumen ist Grundlage für eine zukunftsorien-
tierte Entwicklung. Menschen in ländlichen Räu-
men sind bereit, sich für ihre Re gion zu en ga-
gieren, weil sie mit dem ländlichen Raum auch 
im positiven Sinne etwas ver bin den. Sie sagen: 
„Hier fühle ich mich heimisch und bin auch be-
reit, mich für diese Region zu engagieren, weil 
es meine Heimat ist“.

2.  Ziele

Bei einer zukunftsorientierten Politik für die länd-
lichen Räume von Rheinland-Pfalz stehen vor 
allem im Vordergrund:

• Erhalt bzw. Stärkung der Wirtschaftskraft so-
wie Schaffung und Sicherung von Arbeits-
plätzen vor allem von klein- und mittel ständi-
schen Unternehmen,

• Sicherung und Entwicklung wohnortnaher, 
dauerhaft tragfähiger Versorgungsstruktu ren 
auch unter geänder ten Rah menbedingun-
gen,

• Bindung hoch qualifi zierter Arbeitskräfte und 
junger Familien in ländlichen Räumen,

• Weiterentwicklung von Bildungseinrichtun-
gen,

• Ganztagsbetreuungen und familengerechte 
Angebote,

• Sicherung und Entwicklung einer wettbe-
werbsfähigen, multifunktionalen und nachhal-
ti gen Land- und Forstwirtschaft,

• Sicherung des ökologischen Potenzials, 
nachhaltige Nutzung natürlicher Ressourcen 
(z.B. ländlicher Tourismus, nachwachsende 
Rohstoffe, erneuerbare Energien),

• Schutz des Klimas,

• Sichern der Energieversorgung und Energie-
erzeugung,

• Verbesserung der Arbeits- und Lebensbedin-
gungen im ländlichen Raum (Schaffung von 
Einkommensalternativen, Erhalt und Entwick-
lung lebendiger Ortskerne),

• Erschließung des Wachstumsmarktes Ge-
sund heitswirt schaft,

• Interkommunale Projekte und Kooperatio-
nen,

• Stärkung des bürgerschaftlichen Engage-
ments.

• Unabdingbares Miteinander von Stadt und 
Land zur gemeinsamen Zielerreichung.

Grundlage einer Strategie für die Entwicklung 
der ländlichen Räume in Rheinland-Pfalz ist ei-
ne konsequente, zielgerichtete Koordination die-
ser teils ressortübergrei fenden Handlungs- und 
Maßnahmenkonzepte sowie die Förderung der 
Regionen, basierend auf vor Ort ent worfenen 
und breit diskutierten regionalen Entwicklungs-
kon-zepten. Ziel muss es sein, Kon sens in struk-
turpolitischen Fragen zu fi nden, die die Eigen-
kräfte in entwicklungsfähigen länd lichen Räu-
men stärken. Um diese Entwicklungs prozesse 
nachhaltig zu unterstützen sind Netz werke und 
Schulungsangebote aufzubauen und zu betrei-
ben. 
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⇒ Wirtschaft, Arbeit, Mobilität, Energie und 
Tourismus 
• Mittelstand – Rahmenbedingungen für 

Wertschöpfung und Arbeitsplätze ver-
bessern.

• Datenautobahn auf dem Land – als 
Standortfaktor für Arbeitsplätze ausbau-
en.

• Mobilität – periphere Gebiete besser 
anbinden.

• Energieversorgung – Energiemix ver-
bessern und weiterentwickeln, quali-
fi zierte Arbeitsplätze schaffen und si-
chern, Potenziale eines expandierenden 
Exportmarktes nutzen.

• Tourismus – qualitäts- und zielgruppen-
orientiert weiter entwickeln.

⇒ Kommunale Infrastruktur 
• Nahversorgung – diesen Lebensnerv 

des ländlichen Raumes erhalten.

• Soziale und gesundheitliche Versor-
gung – auf lange Dauer sicherstellen.

• Bildung – Schulstrukturen in ländlichen 
Räumen stärken und weiterentwickeln.

• Infrastruktur für Familien – demografi -
sche Probleme überwinden. 

⇒ Dorfkultur und Gemeindeentwicklung 

• Bürgerliches Engagement – regiona-
len Zusammenhalt stärken, ehrenamt-
liches En ga gement fördern, vernetzen 
und für innovative Entwicklungen nut-
zen.

• Aktive Dorfkerne – Lösungsmodelle 
gegen Verfall der Dorfkerne entwickeln.

• Kirchturmdenken überwinden – ge-
meinsame Projekte vereinbaren und 
umsetzen.

⇒ Weinbau, Land- und Forstwirtschaft 

• Landwirtschaft, Forstwirtschaft und 
Wein bau – Land-, Forst-, Energie-, Na-
turwirte für die Zukunft fi t machen.

• Nahrungsmittel – gesunde Nahrungs-
mittel erzeugen.

• Regionaltypische Produkte – Eck-
pfeiler für Identität und Kreislaufdenken 
entwi c keln.

• Wald, Forstwirtschaft – nachhaltig 
ökonomisch, ökologisch und sozial ent-
wickeln.

• Nachwachsende Rohstoffe – Chan-
cen für Wirtschaft, Klima, Bevölkerung 
nutzen.

⇒ Ökologie und Wasserwirtschaft 

• Nachhaltigkeit – Balance zwischen 
wirtschaftlichen, ökologischen und sozi-
alen Belan gen herstellen.

• Kulturlandschaft – erhalten und als 
Grundlage für die Identität der Bewoh-
ner mit dem ländlichen Raum und für 
sanften Tourismus stärken.

• Neuinanspruchnahme von Flächen 
im Außenbereich –  eindämmen.

• Wasser – als Lebensmittel und lebendi-
gen Naturbestandteil schützen und ent-
wickeln.

• Klimawandel – begrenzen, Anpas-
sungsstrategien erarbeiten, Maßnah-
men umset zen, um den Ausstoß klima-
schädlicher Gase, vor allem CO2, er-
heblich zu verringern.

3.  Handlungsfelder der Politik

Vor dem Hintergrund der aktuellen und künftigen Herausforderungen für die ländli chen Räume und 
dem in fünf Regionalkonferenzen geführten Politikdi alog zum Entwurf eines Strategiepapiers kön-
nen vielfältige Handlungsfelder für eine Politik für den ländlichen Raum in Rheinland-Pfalz nachfol-
gend stichwortartig aufge zeigt werden: 
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1.  Ausgewählte Handlungsansätze

Die Zukunft des Landes Rheinland-Pfalz ent-
scheidet sich nicht zuletzt in den ländlichen Räu-
men. Diese stehen, wie bereits dargelegt, vor 
vielfältigen Herausforderungen. Mit nachfol gend 
beschriebenen, ausgewählten Handlungsansät-
zen reagiert das Land Rhein land-Pfalz auf diese 
Herausforderungen. Die folgenden ausgewähl-
ten Handlungsansätze sollen ergän zend inno-
vative Prozesse in Gang bringen, in der Start-
phase fördern und wirksam vorantrei ben. Sie 
greifen die Vorschläge auf, die von den Akteuren 
in den Regionalkonferen zen ein gefordert wur-
den. Alle Prozesse sollen dazu dienen, die Her-
ausforderungen in ländlichen Räumen zu bewäl-
tigen und die Impuls-Regionen in ihren regional 
entwickelten Aktivitäten wirk sam zu unterstützen 
sowie Machbarkeitsstudien in Auftrag zu geben.

1.1 Land-, Forstwirtschaft und Weinbau 

1.1.1 Verbesserung der Wettbewerbsfähig-
keit und Wertschöpfung

Auf über 80 Prozent der Landesfl äche von Rhein-
land-Pfalz wird Landwirtschaft, Forstwirt schaft 
oder Weinbau betrieben. Eine wettbewerbsfä-
hige und nachhaltige Land- und Forst wirtschaft 
ist die Grundlage eines intakten ländlichen Rau-
mes. Sie trägt einschließlich der ihr vor- und 
nachgela gerten Bereiche, wie z.B. der Ernäh-
rungswirtschaft, in hohem Maße zur Wertschöp-
fung in den ländlichen Regio nen bei. Dabei ist 
das Aufgabenspektrum der Land wirtschaft grö-
ßer geworden. Zur Haupt aufgabe, der Versor-
gung der Bevölkerung mit hoch wertigen Nah-
rungsmitteln, sind neue Aufgaben hinzugekom-
men, wie die Erhaltung der Kul turlandschaft und 
die Erzeugung nach wachsender Rohstoffe.

Für die Entwicklung der Land- und Forstwirt-
schaft so wie des Weinbaus sind die Rahmenbe-
dingungen in dem rheinland-pfälzischen Ent-
wicklungsprogramm PAUL gesetzt. 

Rheinland-Pfalz setzt einen Schwerpunkt im in-
vestiven Bereich von Land wirtschaft und Wein-
bau, um diese zukunftsfähig zu machen. Zu-
kunftsfähigkeit schließt auch mit ein, dass die 
Produktion nachhal tig, ressourcenschonend und 
tiergerecht erfolgt. 

Um das Einkommensspektrum von Landwir-
ten, Forstwirten und Winzern zu erwei tern, ent-
hält PAUL auch Maßnahmen zur Diversifi zierung 
der ländlichen Wirtschaft, z.B. die För de rung 
des Tourismus. Der Landwirt hat zu künftig auch 
die Möglichkeit, als Energiewirt oder Produzent 
hochwertiger In dustrieverbrauchsrohstoffe und 
weiterer Produkte zusätzliche Ein kommen zu er-
zielen. 

Das neue Agrarumweltprogramm PAULa, als 
Bestandteil des Programms PAUL, bündelt Maß-
nahmen für die Sicherung und Entwicklung der 
umweltschonenden Landbewirtschaf tung. Ei-
ne wichtige Maßnahme dieses Programms ist 
die Förderung des ökologischen Land baus. Hier 
können Potentiale für die regionale Vermarktung 
von Bioprodukten, die Schaffung von Arbeits-
plätzen und die Erhaltung der Kulturlandschaf-
ten liegen. 
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1.1.2 Wald und Forstwirtschaft als Beitrag für 
nachhaltige Entwicklung

Wald und Forstwirtschaft in Rheinland Pfalz be-
ruhen auf dem Grundgedanken der Nachhal-
tigkeit und damit nach heutiger, zeitgemäßer 
Auffassung auf den so genannten drei Säu-
len der Nachhaltigkeit: der Ökologie, den sozi-
alen Aspekten und der Ökonomie. Sie leisten 
auch einen wichtigen Beitrag zur Daseinsvorsor-
ge insbesondere in den ländlichen Räumen von 
Rheinland-Pfalz.

Der Wald als Ökosystem und die forstliche Be-
wirtschaftung des Waldes erfüllen zahlreiche 
Schutzfunktionen, wie z.B. den Schutz von Was-
ser, Boden oder Klima bzw. den Schutz vor Lärm 
oder Staub. Darüber hinaus trägt er zur Erhal-
tung von Genressourcen, der biologi schen Viel-
falt und dem Natur- und Artenschutz wesentlich 
bei, was sich in der schwerpunkt mäßigen Aus-
weisung von Wäldern als Natura 2000-Gebie-
te manifestiert. Ferner gewinnt die Speicherung 
von Kohlenstoff in Wäldern generell an Rele-
vanz. Auch die Verwendung von Holzprodukten 
und das Bauen mit Holz bindet temporär CO2. 
Überdies ist Holz als regene ra tiver Energieträ-
ger CO2-neutral.

Die gesellschaftlichen Ansprüche an unter-
schiedliche, fast ausnahmslos kostenfreie Ge-
meinwohlleistungen des Waldes wachsen. Sei-
ne Wertschätzung als Erholungsraum einer ur-
banen Bevölkerung, als Lernort für Kinder und 
Erwachsene, als Bewegungsraum für z.B. Wan-
derer oder Mountainbiker oder als komplexes 
Ökosystem mit vielfältigen Schutzleistun gen 
nimmt kontinuierlich zu.

Eine Schnittstelle zwischen der sozialen und 
der ökonomischen Funktion stellt der Wald als 
Arbeitplatz dar. Die Rohholzproduktion durch 
die Forstwirtschaft und die Rohholzveredelung 
leisten einen bedeutenden Beitrag zur Schaf-
fung und Sicherung von Arbeitsplätzen in struk-
turschwachen ländlichen Räumen. Eine Unter-
suchung des rheinland-pfälzischen Forst-, Holz- 
und Papier-Sektors durch die Forschungsanstalt 
für Waldökologie und Forstwirtschaft Rheinland-
Pfalz (Clusterstudie) hat ergeben, dass im Jahr 
2002 über 50.000 Beschäftigte in diesem Sek-
tor arbeiteten.

Aus ökonomischer Sicht ist die Produktion, Nut-
zung und Verwendung des nachwachsenden 
Rohstoffes Holz im Land von besonderer Be-
deutung. Dies belegt ein Rohholzaufkommen 
in der rheinland-pfälzischen Forstwirtschaft von 
über 4 Mio. Kubikmetern im Jahr 2006. Die Mo-
bilisierung weiterer Holzmengen, insbesonde-
re aus dem Kleinprivatwald, ist erklärtes Ziel der 
Landesregierung. Im Land leben zwar lediglich 
4.500 Arbeitnehmer unmittelbar von der Forst-
wirtschaft. Aber der gesamte rheinland-pfälzi-
sche Forst-, Holz- und Papier-Sektor um fasst 
fast 8.500 Unterneh men mit einem Bruttopro-
duktionswert von fast 6,5 Mrd. Euro. Mit jedem 
Kubikmeter Rohholz setzte der rheinland-pfälzi-
sche Forst-, Holz- und Papier-Sektor durch sei-
ne hohe Wert schöpfung über 3.300 Euro um.

Bauen mit Holz hat im ländlichen Raum hohe 
Bedeutung, insbesondere bei der Altbausanie-
rung und der Energieeinsparung.

Für die Impuls-Regionen empfi ehlt das Strate-
giepapier folgende Vorgehensweise:
 

► Der Cluster Forst und Holz soll im Land zielge-
richtet mit Schwerpunkt im Bereich des Holz baus 
weiter entwickelt werden, um eine hohe Wert-
schöpfung in ländlichen Räu men zu generieren.

► Die Mobilisierung von Rohholz aus den Wäl-
dern soll gefördert werden, um Einkom men für al-
le Waldbesitzenden zu schaffen und die holzbe- 
und –verarbeitende Indust rie mit Rohstoffen zu 
versorgen.

► Der Wald, mit seinen vielfältigen Wirkungen, soll 
durch Maßnahmen der Umweltbil dung und Wald-
pädagogik für die Menschen erlebbar gemacht 
werden.

► Die hohe ökologische Wertigkeit soll durch Be-
wirtschaftung der Wälder im Land er hal ten wer-
den.

► Es sollen Strategien entwickelt werden, um die 
Wälder an den Klimawandel anzu pas sen

► Durch das Grundprinzip der multifunktionalen 
Forstwirtschaft soll dabei gewährleistet wer den, 
dass alle Säulen der Nachhaltigkeit eine ange-
messene Berücksichtigung fi n den.

► Die Ergebnisse der oben genann ten  Handlungs-
ansätze sollen unter Federführung bei der betei-
ligten Ressorts breit kommuniziert werden.
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1.2 Erhalt der Kulturlandschaften

Durch jahrhundertelange traditionelle Land- und 
Forstbewirtschaftung sowie Bebauung, Siedlun-
gen und Infrastrukturen sind in Rheinland-Pfalz 
vielfältige Kulturlandschaften ent standen, die es 
zu pfl egen und weiterzuentwickeln gilt. Kultur-
landschaften stehen im Bezie hungsgefüge zwi-
schen Mensch, Natur und Kultur. Die verschie-
denen Landnutzungen prägen ihr Erscheinungs-
bild und beeinfl ussen die Produktions-, Regulati-
ons- und Lebensraumfunk tionen. 

Es ist das Ziel der Landesplanung, die landes-
weit bedeutsamen Kulturlandschaften in ih-
rer Vielfältigkeit unter Bewahrung des Land-
schaftscharakters, der historisch gewachsenen 
Siedlungs- und Ortsbilder, der schützenswerten 
Bausubstanz sowie des kulturellen Erbes zu er-
halten und behutsam weiter zu entwickeln. 

Die Regionalpläne konkretisieren die histori-
schen Kulturlandschaften in Kooperation mit 
den berührten Fachplanungen und weisen auf 
der Grundlage von Kulturlandschaftskatastern 
weitere regional bedeutsame Kulturlandschaf-
ten aus.

Dieses landesweite Kulturlandschaftska-
taster soll in Zusammenarbeit von Raumord-
nung, Denkmalpfl ege und Naturschutz auf-
gebaut werden.

Dieses Strategiepapier zeigt nachfolgende 
Handlungsansätze für vier ausgewählte Kul-
turlandschaftsbe reiche auf:

1.2.1 Erhalt der beiden UNESCO-Welterbe-
stätten

Herausragende Beispiele für Kulturlandschaften 
in Rheinland-Pfalz bilden die beiden UNESCO-
Welterbestätten: das „Obere Mittelrheintal“ und 
der rheinland-pfälzische Teil des „Obergema-
nisch-rätischen Limes“. Die Verbindung aus dau-
erhaftem Schutz des historischen Erbes, behut-
samer und nachhaltiger touristischer Entwick-
lung sowie Ausschöpfung wirt schaftlicher Poten-
ziale ist als besondere Chance für die Entwick-
lung dieser ländlichen Räume zu begreifen.

► In beiden Räumen sollen die bestehenden 
Aktivitäten des Landes Rheinland-Pfalz 
künftig weiter ausgebaut werden.

► Dazu sollen im Rahmen kommunaler 
Planungen landesseitig regional über-
greifende Entwicklungskonzepte unter-
stützt sowie die Schaffung notwendiger 
Infrastruktureinrich tungen gefördert wer-
den.
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1.2.2 Erhalt der Weinkulturlandschaften

Der Erhalt des Steillagenweinbaus ist ein vor-
dringliches Entwicklungsziel für die vier nördli-
chen Weinbauregionen von Rheinland-Pfalz und 
steht somit in herausragender Weise ex empla-
risch auch für grundlegende, existenzielle Zu-
sammenhänge in Rheinhessen und der Pfalz. 
Dabei ist es wichtig, den Weinbau nicht isoliert 
zu betrachten, sondern ihn gemeinsam mit vie-
len Handlungsfeldern in der Region entwickeln. 
Die Akteure aus den Bereichen Ga st ronomie 
und Tourismus sind dabei unverzichtbare Ko-
operationspartner.

Die rheinland-pfälzischen Weinbauregionen 
zeichnen sich durch eine Jahrhunderte lang ge-
wachsene Kulturlandschaft und durch ihre star-
ke Anziehungskraft auf Touristen aus. Wein bau, 
Kultur, Tourismus und die Wirtschaft bilden ei-
ne Symbiose, die ohne den Steillagen weinbau 
als Alleinstellungsmerkmal der Region gefähr-
det wäre. In den vier nördlichen An baugebieten 
wurden Konzepte, wie das Steillagenkonzept für 
die WeinKulturLandschaft Mo sel, erarbeitet. In 
diesem Rahmen wurden alle produktions- und 
marktrelevanten Daten er hoben, Stärke-Schwä-
chen-Analysen durchgeführt und ein Paket an 
Maßnahmen bzw. Pro jekten ausgearbeitet. 

Parallel dazu hat das Europäische Tourismusin-
stitut GmbH das „Touristische Drehbuch für das 
neue Jahrtausend“ aus dem Jahre 1997 fortge-
schrieben und ein „Touristisches Ent wicklungs-
konzept Rheinland-Pfalz“ vorgelegt. Aufbauend 
auf diesen Grundlagen ergeben sich folgende 
Ziele für die rheinland-pfälzischen Weinbaure-
gionen:

(a) Kulturlandschaft erhalten und entwik-
keln 

Hierbei kommt dem  Erhalt des Steillagenwein-
baus die höchste Priorität zu. In den Berei chen, 
wo Steillagenweinbau wirtschaftlich nicht mehr 
möglich ist, sollen aus Gründen des Natur-
schutzes und der Erhaltung des Landschaftsbil-
des Offenhaltungsmaßnahmen bzw. al ternative 
Nutzungen erfolgen (z.B. Kräutergärten, Roter 
Weinbergspfi rsich).
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(b) Vermarktung verbessern 
Auf der Grundlage von Marktanalysen und Be-
fragungen müssen Winzer, wie auch Gastro-
nomen und Hoteliers neue, attraktive und unver-
wechselbare Produkte von überzeugender Qua-
lität entwickeln. Dabei wird es wichtig sein, dass 
regionale Besonderheiten stärker als bisher in 
den Mittelpunkt der Angebote gestellt werden, 
um das Profi l der Region zu schär fen. Die Stei-
gerung des Bekanntheitsgrades des rheinland-
pfälzischen Weinbaus durch ge meinsame Prä-
sentationen in den Quellmärkten bzw. Verbrau-
cherregionen ist ein weiteres wichtiges Marke-
tingziel. 

Die Steigerung der Kundenzufriedenheit durch 
Qualitätsmanagement bedeutet nicht nur, dass 
die Produkte von hoher Qualität sind, sondern 
umfasst auch ein dazugehöriges hoch wertiges 
Serviceangebot.

(c) Produktion optimieren 
Ein Ziel der Dienstleistungszentren Ländlicher 
Raum ist es, durch Bodenordnung moderne und 
kostengünstig zu bewirtschaftende Weinberge 
auszuweisen. Die Fachkompetenz der Betriebs-
leiter, als weiterer wichtiger Faktor für den wirt-
schaftlichen Erfolg, steht ebenfalls im Mittelpunkt 
des Arbeitsauftrages bei den DLR.

(d) Rahmenbedingungen verbessern 
Sowohl für den Weinbau wie auch für den Tou-
rismus müssen die rechtlichen Rahmenbe din-
gungen so gesteckt werden, dass Eigeninitiati-
ve möglich ist und neue Ideen zu Produk ten ent-
wickelt werden können.

Eine öffentliche Förderung wird sich in Zukunft 
mehr auf die Anschubfi nanzierung von Pilot pro-
jekten und die Bereitstellung von Infrastruktur 
konzentrieren.

(e) Kommunikation verbessern und Sektor 
übergreifende Maßnahmen initiieren 

Damit die Synergien stärker als in der Vergan-
genheit greifen, muss die Kommunikation zwi-
schen den Trägern der Projekte und Angeboten 
auf allen Ebenen verbessert werden. Da bei soll-
te immer die Frage nach dem Kundenwunsch im 
Mittelpunkt stehen.

► Die Weiterentwicklung des Steillagenweinbaus obliegt in landesweiter Zuständigkeit dem Dienstlei-
stungszentrum Ländlicher Raum Mosel. Im Mittelpunkt des Arbeitsauftra ges stehen die Erhöhung der 
Produktivität sowie die Oenologie zur Erzeugung von ge bietsty pischen Weinen. Die strukturellen und 
einzelbetrieblichen Entwicklungen sollen koordi niert und beschleunigt werden.

► Durch ländliche Bodenordung, auch in Form reiner Kulturlandschaftsprojekte, sollen in nerhalb aus-
gewählter räumlicher Schwerpunkte die Weinbergsfl ächen neu geordnet und erschlossen werden, so 
dass ein betriebswirtschaftlich sinnvoller Steillagenwein bau er möglicht werden kann. Dabei kommt den 
Belangen der Dorfentwicklung, des Tourismus und des Naturschutzes eine hohe Bedeutung zu.

► Das bei dem DLR Mosel neu errichtete Steillagenzentrum soll Forschungsmaß nahmen zum Steilla-
genweinbau und zur Öenologie landesweit nutzbar machen. 

► Der Arbeitskreis Steillagenweinbau beim DLR Mosel soll ein Forum für einen regen Ge-
dankenaustausch bilden, mit dem Ziel, Defi zite anzusprechen, konkrete Lösungen zu entwickeln und 
Umsetzungsvorschläge zu erarbeiten. 

► Das Kompetenzzentrum für Markt und Marketing (beim DLR in Oppenheim) soll spezifi  sche Angebote 
für regionale Projekte zur Vermarktung des Steillagenweinbaus entwic keln.

► Die Tourismuseinrichtungen des Landes sollen zusammen mit der Rheinland-Pfalz Tou rismus GmbH 
eine enge Zusammenarbeit mit den Gebietsweinwerbungen anstreben.

► Der rechtliche Rahmen soll dahingehend verändert werden, dass die Eigenverantwor tung der Betrie-
be stärker zum Tragen kommt und Initiativen schneller umgesetzt wer den.

► Finanzielle Förderungen sollen dort eingesetzt werden, wo eine Veränderung möglich und nötig er-
scheint, der Einzelne aber damit überfordert ist. Die Durchführung von Wein bergsfl urbereinigungen, 
der Bau von Monorackbahnen, die Einrichtung von Tourismus zentren und der Bau von Radwegen sol-
len prioritär gefördert werden, wenn sie eine hohe regional- und strukturpolitische Bedeutung haben.

► Die Dienstleistungszentren Ländlicher Raum und die Tourismus Regionalagenturen sol len die Vernet-
zung und die Kommunikation der Akteure aktiv unterstützen, z.B. sollen Synergieeffekte bei der ge-
meinsamen Vermarktung von Veranstaltungen und Erzeugnis sen erkannt und unterstützt werden. Bei 
den DLR soll ein effi zientes Controlling für die einzelnen Projekte aufgebaut werden.

► Das vom MUFV durchgeführte Projekt „Roter Weinbergspfi rsich“ soll weiter ausgebaut und Vermark-
tungsstrategien entwickelt werden.

► Strukturelemente wie Trockenmauern in Steillagen und Hohlwege in den übrigen Lagen sollen un-
ter naturschutzfachlichen Aspekten mittels pilothafter Projekte für fremdenver kehrliche/touristische und 
umweltbildende Vorhaben genutzt werden  

► Die Weiterbildungs- und Beratungsangebote bei den DLR sollen gezielt auf die in die sem Kapitel 
beschriebenen Maßnahmen ausgerichtet werden.

► In den Impuls-Regionen soll die Zusammenarbeit der Akteure von Weinbau, Tourismus, Gastronomie 
und Naturschutz in Arbeitsgruppen organisiert und gezielt moderiert wer den. Diese Arbeitsgruppen in 
ILE oder Leader sollen Projekte entwickeln, die in der Re gion das Bewusstsein für die Einzigartigkeit 
der Kulturlandschaft stärken, eine Dynamik der Veränderung auslösen und sowohl Bevölkerung wie 
Gäste in diesen Veränderungs prozess einbeziehen.

► In einer Tagung im Jahre 2009 sollen gelungene Bodenordnungsverfahren zum Er halt des Steillagen-
weinbaus aus allen Weinbaugebieten Deutschlands und mögliche Nut zungsalternativen (z.B. Roter 
Weinbergspfi rsich) vorgestellt werden. 

Eine positive regionale Entwicklung kann nur durch die Zusammenarbeit aller relevanten Kräfte er-
folgreich in Gang kommen. Maßnahmen und Projekte, die die Netzwerkbildung unterstützen bzw. 
aus Netzwerken hervorgehen, sollten besonders gefördert werden.

Dieses Strategiepapier fordert die Konzentration auf folgende Instrumente und Aktions e benen:
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1.2.3 Entwicklung von Kulturlandschaften 
mit geologischen Besonderheiten

Die rheinland-pfälzischen Mittelgebirgsland-
schaften weisen vielfältige Landschaftstypen 
auf. Einige davon zeichnen sich durch geologi-
sche Besonderheiten in Kombination mit einer 
vielfältigen Pfl anzen- und Tierwelt aus.

Kulturlandschaften mit herausragenden geologi-
schen Besonderheiten, z.B. durch Vulkane ge-
prägte Landschaften, sind meist landwirtschaft-
liche Grenzertragsstandorte, die zuneh mend 
aus der Bewirtschaftung herausfallen. Eine ge-
eignete Möglichkeit der Einkommenssi cherung 
für Landwirte kann dort der Vertragsnaturschutz 
darstellen. Auch von Touristen werden derarti-
ge Kulturlandschaften (z.B. die Vulkaneifel) sehr 
geschätzt. Touristen erwarten die Erhaltung und 
die Pfl ege der bestehenden Wanderinfrastruk-
tur und die Ergänzung durch attraktive Fernwan-
derwege. Naturparke haben hier eine zentrale 
Funktion.

Ziel muss es sein, die Besonderheiten solcher 
Kulturlandschaften herauszustellen, optima-
le Bedingungen für eine schonende, umweltge-
rechte landwirtschaftliche Nutzung zu schaffen 
und gleichzeitig eine touristische Erschließung 
zu entwickeln.

Für eine Übertragung auf andere Kulturland-
schaften mit geologischen Besonderheiten eig-
nen sich besonders folgende Maßnahmen: 

• Wiederherstellung der Kulturlandschaft durch 
Sicherstellung bzw. Wiedereinführung der 
landwirtschaftlichen Nutzung mit Unterstüt-
zung durch die ländliche Bodenord nung.

• Landschaftliche Herausarbeitung der geolo-
gischen Besonderheiten durch Flächenma-
nagement und Einrichtung touristischer Aus-
sichtspunkte.

• Unterstützung der Aktion Blau und Umset-
zung der europäischen Wasserrahmenrichtli-
nie.

• Aufl ösung von Nutzungskonfl ikten zwischen 
den verschiedenen Landnutzungsfor men.

• Sicherstellung und Neuanlage von Streuobst-
wiesen als Bestandteile der Kulturland schaft, 
dauerhafte Pfl ege und Vermarktung.

• Erhaltung der Kulturlandschaft durch vielfäl-
tige Maßnahmen im Rahmen des Vertrags-
naturschutzes.

Hierzu gibt das Strategiepapier folgende 
Empfehlungen: 

► Das Dienstleistungszentrum Ländlicher 
Raum Eifel soll gemeinsam mit der Lo-
kalen Ak tionsgruppe der Leader-Region 
„Vulkaneifel“ pilothaft das Modellprojekt 
„Bo den ordnung zum Erhalt der Kultur-
landschaft mit besonderem geologischen 
Erbe“ in den Gemeinden Schalkenmeh-
ren und Udler durchführen.

► Neue Konzepte im Rahmen des Vertrags-
naturschutzes (z.B. „Partnerbetrieb Natur-
schutz“ oder „Großweidesysteme) sollen 
entwickelt und erprobt werden.

► Die für das Jahr 2010 zu erwartenden er-
sten Ergebnisse sollen für weitere Pro-
jekte mit gleicher oder ähnlicher  Zielrich-
tung in ganz Rheinland-Pfalz nutzbar ge-
macht werden und in einer landesweiten 
Tagung im Jahre 2010 zusammen mit an-
deren Kulturlandschaftsprojekten präsen-
tiert werden.

1.2.4 Offenhaltung von Kulturlandschaften

Landwirtschaftliche Grenzertragsstandorte in 
Rheinland-Pfalz sind zunehmend von einem 
Rückzug der aktiven Bewirtschaftung betrof-
fen. Das gilt vor allem für die Seitentäler grö-
ßerer Flüsse und für die Täler in Mittelgebirgs-
lagen. Früher weinbaulich genutzte Steillagen 
wer den nicht mehr bewirtschaftet. Die Aufgabe 
der Bewirtschaftung führt zu Landschaftsbildver-
änderungen, die hauptsächlich durch eine Ver-
buschung und durch Aufforstung gekenn zeichnet 
sind. Diese Veränderungen haben weit reichen-
de Auswirkungen. Beispielsweise führt eine deut-
liche Veränderung des Kleinklimas zum Verlust 
wertvoller Arten oder zur Ver moo sung der Dä-
cher von Gebäuden. 

Zudem schadet ein Rückgang der traditionel-
len Bewirtschaftung, wie z.B. des Steillagen-
weinbaus, dem ästhetischen Gesamtbild der 
Landschaft. Dadurch werden auch die Lebens-
qualität der Region sowie der Tourismus beein-
trächtigt.

Wenn in landschaftsprägenden ausgewählten 
Gebieten die Möglichkeit einer landwirtschaft-
lichen Nutzung aus ökonomischen oder sonsti-
gen Gründen ausscheidet, ist es das Ziel, die 
Landschaft durch Kulturlandschaftsprojekte dau-
erhaft offen zu halten. Durch die Entwicklung ei-
ner abwechslungsreichen Kulturlandschaft soll 
der touristische Wert erhöht werden. Die Offen-
haltung der Landschaft zielt zudem auf die Er-
haltung und Schaffung vielfältiger Bio tope, wo-
durch eine Verbesserung der Artenvielfalt ange-
strebt wird. 

Vor diesem Hintergrund hat das Ministerium für 
Umwelt, Forsten und Verbraucherschutz im Mit-
telrheintal ein Erprobungs- und Entwicklungs-
vorhaben „Nachhaltige Entwicklung xe rothermer 
Hanglagen am Beispiel des Mittelrheintals“ initi-
iert, das  sich zum Ziel gesetzt hat, ver schiedene 
Nutzungs- und Pfl egemaßnahmen, sowie beglei-
tende Maßnahmen zur nach halti gen Entwicklung 
von Kulturlandschaften zu erproben. Im Rahmen 
dieses Projektes wur den Maßnahmen der Erst-
pfl ege von brach gefallenen Landschaften in 
verschiedenen Verbu schungsstadien in der Pra-
xis getestet (z.B. Entbuschung mit Panzerketten 
oder durch Ab brennen). 

Einen Schwerpunkt bildet dabei die Folgepfl ege, 
die im Bereich des Kesterter Waldes mit gutem 
Erfolg durch Beweidung mit halbwilden Buren-
ziegen erfolgt. 

Zur weiteren Vorgehensweise gibt das Stra-
tegiepapier folgende Empfehlungen:
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► Die Ergebnisse des Erprobungs- und Ent-
wicklungsvorhabens sollen fachlich ange-
passt in Abstimmung mit dem Ministeri-
um für Umwelt, Forsten und Verbraucher-
schutz auf möglichst alle Kulturlandschaf-
ten, insbesondere mit Steillagen, in Rhein-
land-Pfalz übertragen werden.

► Bei Bedarf sollen mit Hilfe von Boden-
ordnungsverfahren, unter Einschluss von 
Projek ten des Vertragsnaturschutzes, 
Maßnahmen zur Offenhaltung der Kultur-
land schaft realisiert werden. 

► Am Beispiel der Gebietskulisse des Pro-
jektes Bacharach, Oberheimbach, Nieder-
heim bach, u.a. soll ein erstes Vorhaben 
dieser Art modellhaft in die Praxis um-
gesetzt werden.  

► Die Dienstleistungszentren Ländlicher 
Raum sollen im Rahmen von Bodenord-
nungs verfah ren innerhalb bedeutsamer 
Kulturlandschaften verstärkt Maßnah men 
der nachhaltigen Offenhaltung von Land-
schaften unterstützen, wenn eine landwirt-
schaft liche Nutzung nicht fl ächendeckend 
möglich ist. 

► Im Jahre 2011 sollen die Ergebnisse die-
ser Offenhaltungsstrategien im Rahmen 
ei ner Ta gung breit kommuniziert werden. 

► Die bisherigen Offenhaltungsstrategien 
im MWVLW und dem MUFV sollen über-
prüft, stärker aufeinander abgestimmt und 
erweitert werden. 

► Alternative Nutzungen wie z. B. Wiederan-
bau alter heimischer Obstsorten oder die 
An lage von Kräutergärten sollen beispiel-
haft im Mittelrheintal und am Haardtrand 
er probt werden. 
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1.3 Förderung der Unternehmensent-
wicklung - Gründungsprozesse 

Gerade im ländlich geprägten Rheinland-Pfalz 
tragen die mittelständischen Unternehmen aus 
dem Bereich der Landwirtschaft, der Industrie, 
des Handwerks und der vielfältigen Dienstlei-
stungsbereiche ganz wesentlich dazu bei, Wirt-
schaftskraft und Lebensqualität auf dem Land 
zu sichern und Arbeitsplätze zu schaffen bzw. zu 
erhalten. Von daher unterstützt die Landesregie-
rung sie sowohl über die Entwicklung der Infra-
struktur als auch über einzel betriebliche Förde-
rung. 

Ein zentrales Ziel ist es, die Wettbewerbsfähig-
keit von Unternehmen in den ländlichen Räu men 
zu fördern. Hierzu steht den Unternehmen eine 
Vielzahl von Förderinstrumenten zur Verfügung. 
In besonders strukturschwachen Regionen kön-
nen insbesondere kleinen und mittleren Unter-
nehmen verlorene Zuschüsse zu Investitionen 
gewährt werden, die einen be sonderen Beitrag 
zur Sicherung der Wettbewerbsfähigkeit leisten. 

Daneben stehen sowohl Programme etwa zur 
Gewährung zinsgünstiger Darlehen, von Betei-
ligungen oder Bürg schaften als auch Program-
me zur Verbesserung des Zugangs zu Auslands-
märkten zur Ver fügung. Auch die Qualifi zierung 
der Beschäftigten dient der Verbesserung der 
Wettbe werbsfähigkeit. 

Durch Ziel gerichtete Förderprogramme des Eu-
ropäischen Sozialfonds - Ziel 2 (Qualifi kation der 
Arbeitskräfte) - können die Förderung der Be-
rufsausbildung, Förderung des Lebens beglei-
tenden Lernens und der Weiterbildung sowie die 
Förderung von Innova ti onen gezielt unterstützt 
werden.

Eine wesentliche Aufgabe ist es auch, die In-
novationsfähigkeit der Betriebe zu unterstüt-
zen und die Gründung neuer, innovativer Unter-
nehmen zu fördern. Dies geschieht durch zielge-
richtete Förderprogramme wie z.B. der einzel-
betrieblichen Technolo gie- und Innovationsför-
derung, der Förderung von Innovationsbera-
tung oder der Förderung von technologieorien-
tierten Gründungen. Darüber hinaus wird der 
Wissens- und Technolo gietransfer über Trans-
fereinrichtungen aktiv unterstützt. Durch Ko-
operationen mit anwen dungsorientierten For-
schungseinrichtungen können zudem die ge-
rade bei kleinen Unter nehmen meist fehlen den 
FuE-Kapazitäten ausgeglichen werden.

Über den Wettbewerb „Mittelstandsfreundliche 
Kommunen“ will die Landesregierung auch die 
Kommunen direkt  dazu anregen, durch service- 
und unternehmensorientiertes Handeln die Ent-
wicklung der Betriebe im ländlichen Bereich zu 
unterstützen.

Die Sicherung der Unternehmensnachfolge und 
die Gründung neuer Unternehmen ist eine wichti-
ge Voraussetzung zur Erhaltung der Wirtschafts-
kraft im ländlichen Raum. Im Rahmen  eines Mo-
dellprojektes, einer wissenschaftlichen Studie 
und mit der Gründeroffensive „Grün den auf dem 
Land“ hat die Landesregierung das Gründungs-
potenzial im ländlichen Raum analysiert und An-
sätze zur Stärkung der Gründungsbereitschaft 
erprobt.

► Auf dieser Grundlage sollen die Förderin-
strumente für kleine und mittlere Unterneh-
men weiterentwickelt werden.

► Die Gründungsbereitschaft soll durch In-
tensivierung und engere Vernetzung des 
be reits bestehenden Beratungsangebots 
angeregt werden.

1.4 Grundversorgung und Tourismus 

1.4.1  Grundversorgung mit Waren und 
Dienstleistungen des täglichen Bedarfs

Im Zuge des demografi schen Wandels und 
des Strukturwandels im Einzelhandel wird vor-
aussichtlich die Zahl der Kommunen in Rhein-
land-Pfalz anwachsen, in denen kein Geschäft 
zur Nahversorgung vor allem mit Lebensmit-
teln mehr existiert. Betroffen sind davon vor al-
lem kleine Kommunen im ländlichen Raum. 
Voraussichtlich werden vor allem Lebensmittel-
geschäfte mit geringer Verkaufsfl äche und Le-
bensmittelgeschäfte in Orten mit wenigen hun-
dert Einwohnern schließen. Mit dem Verlust von 
Nah versorgungsmöglichkeiten verlieren Ge-
meinden an Attraktivität als Wohnort, was den 
Anreiz zur Binnenmigration verstärken kann. Mit 
dem Verlust von Einzelhandelsgeschäften ist 
auch eine Verringerung von Möglich keiten der 
Einkommenserzielung und der Arbeitsnachfrage 
verbunden. 

Deshalb stellt sich die Frage, wie ortsbezo-
gen dauerhaft tragfähige Lösungen für eine zu-
mindest zeitweise Nahversorgung fortentwickelt 
und Verknüpfungen zwischen heute ge trennten 
Bereichen des täglichen Lebens hergestellt wer-
den können. Hierbei kommen zum einen mobile 
Lösungen infrage. So gibt es in Teilen des Lan-
des eine mobile Versorgung der Dörfer mit Le-
bensmitteln und anderen Waren des tägliche 
Ge- oder Verbrauchs, zum Teil auch mit Dienst-
leistungen. Hierbei handelt es sich unternehme-
rische Versorgungslösungen.

Zudem gibt es Ansätze von Unternehmen oder 
Personengruppen, Einzelhandelsfunktionen in 
einem Ladengeschäft mit anderen Dienstlei-
stungsfunktionen in einer Immobilie zu bün deln, 
um die Fixkosten zu verringern und die Ausla-
stung bzw. Frequenz der Kunden zu er höhen. 
Auf diese Weise können verschiedene Dienst-
leistungsfunktionen, die einzeln dauer haft nicht 
aufrecht zu erhalten wären, im Ort gehalten wer-
den.

Es gilt, diese Ansätze zukunftsgerecht wei-
terzuentwickeln, dem fortschreitenden de-
mografi schen Wandel anzupassen und mo-
derne Technik mit einzubeziehen:

► Je nach Kommune und Standort sind 
einzelfallbezogen dauerhaft tragfähige 
Lösun gen für die Revitalisierung bzw. 
Fortentwicklung der Grundversorgung 
mit Waren und Dienstleistungen des täg-
lichen Bedarfs zu untersuchen. Hierbei 
können auch soziale und kommunale 
Dienste ebenso in die Untersuchung in-
tegriert werden wie Kombina tionen aus 
elektronischer Kommunikation und mobi-
len Lieferdiensten. Eine öffentlich geför-
derte Konkurrenz zu bestehenden Unter-
nehmen ist dabei zu vermeiden.

► Im Verbund mit den regionalen Aktivitä-
ten der Impuls-Regionen sind Handlung-
s an sätze pilothaft zu entwerfen. Sie sol-
len z.B. über das Entwicklungsprogramm 
PAUL bzw. das Förderprogramm für den 
Einzelhandel fi nanziell unterstützt wer-
den.

► Als Handreichungen können Machbar-
keitsstudien in Auftrag gegeben werden, 
um wich tige Faktoren wie Rechtsform, 
Wirtschaftlichkeit, Angebotsvielfalt, Be-
lieferung, Marketing und Personalaus-
stattung von Multifunktionseinrichtungen 
zu untersuchen. Dabei sind auch Schu-
lungsmodelle mit einzubeziehen.

► In Tagungen und Workshops sollen 
die besten Ideen erörtert und ande ren 
Gemein den als Handreichungen angebo-
ten werden. Die Ergebnisse sollen im In-
ternet oder auf anderen Plattformen kom-
muniziert werden.
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1.4.2 Tourismusstrategien für den ländlichen 
Raum

Aufgrund der vielfältigen Landschaften hat das 
Land Rheinland-Pfalz auf dem Gebiet des Tou-
rismus hervorragende Chancen. In allen Regio-
nalkonferenzen bildete die Diskussion über die 
Weiterentwicklung des Tourismus einen beson-
deren Schwerpunkt. 

Aus den unterschiedlichen Blickwinkeln der Re-
gionen haben Tourismusverbände, politisch Ver-
antwortliche und andere Akteure eine Konzen-
tration auf die chancenreichen Themen gefor-
dert. Dabei wurden vor allem die Themen 

• Weintourismus, 

• Wandertourismus, 

• Gesundheitstourismus und 

• Radtourismus 

in den Mittelpunkt gestellt, da die Wettbewerbs-
vorteile der Tourismusbranche des Landes 
Rheinland-Pfalz auf besten Voraussetzungen für 
genau diese Schwerpunktthemen beruhen.

Immer wieder wird auch eine Qualitätsoffensi-
ve eingefordert, die die touristische Infrastruktur 
und Barrierefreiheit genauso umfasst, wie die 
Service- und Erlebnisqualität sowie die Quali tät 
der Hotelbetriebe. 

Die besondere Bedeutung der rheinland-pfäl-
zischen Orts- und Landschaftsbilder wurde als 
wesentliche Grundlage für den Tourismus her-
ausgearbeitet. 

Deshalb bedeutet eine Pfl ege und Weiterent-
wicklung der Dörfer und der Kulturlandschaften 
immer auch eine Stärkung der Tourismusbran-
che. 

Dieses Strategiepapier empfi ehlt den Impuls-
Regionen folgende Vorgehensweise:

 
► Die Regionen sollen ihre touristischen 

Zielsetzungen an diese übergeordne-
ten Rah menbedingungen anpassen und 
überregional wirksame Tourismuspro-
jekte vor allem auf den Gebieten der ge-
nannten Schwerpunkte entwickeln.

► Bei der Konzeption von Tourismusstrategi-
en müssen die Bedürfnisse der Hauptziel-
gruppen im Mittelpunkt stehen, dabei sol-
len vor allem auch die Wün sche ausländi-
scher Touristen berücksichtigt werden.

► Der Forderung aus den Regionalkonfe-
renzen, konsequent auf Qualität zu setz-
ten,  ist in allen Tourismusregionen Rech-
nung zu tragen. In Tourismusprojekten 
soll, wenn möglich, Barrierefreiheit ange-
strebt werden. Ein im Rahmen des Pro-
jektes 1.2.3 zu errichtender Aussichts-
turm soll eines von 10 Pilotprojekten zum 
barriere freien Bauen sein.

► In einer Großtagung im Jahre 2009 sol-
len Erfahrungen ausgetauscht und Touris-
mus projekte zu den genannten Schwer-
punktthemen präsentiert werden.

1.4.3  Flächenmanagement für Tourismus in 
ländlichen Räumen

Zur Schaffung zusätzlicher Arbeitsplätze und zur 
Verhinderung der Abwanderung in ländli chen 
Räumen kommt dem Tourismus eine besonde-
re Bedeutung zu. Tourismus in ländli chen Räu-
men benötigt intakte Kulturlandschaften. Hier-
bei lassen sich die unterschiedlichen Interessen 
ideal miteinander verknüpfen. Durch die aktive 
Bewirtschaftung der Kul turland schaft sind die 
Land- und Forstwirte auch in Zukunft die wich-
tigsten Naturschützer. Der Tou rismus pro fi tiert 
von der Kulturlandschaft und vom Naturschutz, 
denn nur intakte Landschaf ten mit ho her Arten-
vielfalt laden ein zu erholsamen Spaziergängen, 
Wan derungen oder Radtouren. 

Um Rad- und Wanderwege auszuweisen, ei-
ne touristische Erschließung zu ermöglichen 
und Flächen beanspruchende Sportanlagen zu 
schaffen, ist ein intelligentes Flächenmanage-
ment erforderlich. 

Aus diesem Grund wird zur Unterstützung der 
Ausstattung mit tou ristischer Infrastruktur, der 
ein zelbetrieblichen Tourismusmaßnahmen und 
touristischer Marketingmaßnahmen im Ver bund 
mit weiteren Entwicklungszielen des ländlichen 
Raumes die ländliche Bodenordnung einge-
setzt. 

Folgende Maßnahmen sind im Rahmen der 
ländli chen Bodenordnung ver stärkt durch-
zuführen:

► Ergänzung und Verbesserung einer 
qualitätsvollen touristischen Erschlie-
ßung für Sport-, Freizeit-, und Aktivtou-
risten (zusammenhängende Verbindun-
gen für Rad fah rer, Wanderer und Nor-
dic-Walker).

► Offenhalten von Talauen sowie Si-
cherung und Wiederherstellung eines 
vielfälti gen Landschaftsbildes mit dem 
Ziel, Erholungssuchenden aus den Ver-
dichtungsräumen in den ländlichen Räu-
men Ruhe und Erholung zu bieten und 
das Naturerlebnis von Be suchern zu in-
tensivieren. 

► Unterstützung von Diversifi zierungs-
maßnahmen im Rahmen der integrier-
ten ländli chen Entwicklung, verbunden 
mit der ländlichen Bo denord nung, um 
für die landwirt schaftlichen, forstwirt-
schaftlichen und wein baulichen Betrie-
be im Tourismussektor neue Einkom-
mensquellen erschlie ßen. 

► Flächenbereitstellung für touristische 
Anlagen. 

► Weiterentwicklung kulturhistorisch be-
deutsamer Anlagen (z.B. Limes oder 
West wall) mit Hilfe der ländlichen Bo-
denordnung mit dem Ziel, sie dem Tou-
rismus zu gäng lich zu machen.

► Beratungen und Schulungen regiona-
ler Akteure im Rahmen der integrierten 
ländli chen Entwicklung (z.B. Schulung 
von Naturführern).

► Tagungen und Workshops mit der Vor-
stellung bester Projekte.
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1.5 Alternative Energieversorgung, 
Energiemix, Nahwärmeversorgung 

In den ländlichen Räumen von Rheinland-Pfalz 
kann durch zukunftsgerichtetes Ener giema na-
gement zusätzliches Einkommen erwirtschaftet 
und gleichzeitig ein wichtiger Beitrag zum Klima-
schutz geleistet werden. Bei dieser neuen Ener-
gievision müssen die Nutzung erneuer barer En-
ergien wie Nachwachsende Rohstoffe, Solaren-
ergie, Windenergie, Wasserkraft und Erdwärme 
mit der Verwertung der Abwärme bei der Ener-
gieerzeugung mit dem Ziel verbunden werden,  
einen optimalen Energiemix und regionale Ener-
giekonzepte zu entwickeln. 

Der Vorteil der Wasserkraft liegt darin, dass 
Emissionen, wie sie bei Wärmekraftwerken üb-
lich sind, nicht vorkommen. Entsorgungsproble-
me für Filterstäube und Verbrennungsrückstände 
existieren ebenfalls nicht. Die Wasserkraft liefert 
je nach Flussgebiet und jahreszeitli chem Was-
serangebot eine mehr oder weniger konstante 
Grundlast und trägt dadurch zur Leistungsabsi-
cherung der Energiegewinnung bei. Für Rhein-
land-Pfalz wurde eine erste Ausbaumöglichkeit 
von 40 MW für kleine und mittlere Wasserkraft-
anlagen (4 MW für Anla gen < 100 KW, 36 MW 
für Anlagen > 100 KW) sowie 199 MW für die 
Mosel- und Saarkraft werke identifi ziert. 

Die Windkraft hat sich zur leistungsstärksten 
Technik der regenerativen Stromerzeugung ent-
wickelt. Rheinland-Pfalz hat in seinen Mittelge-
birgen gute Windstandorte. 
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Die Höhenlagen sind in der Regel menschen-
fern, aber bewaldet! 

Der mögliche Anteil der Windkraft in Rhein land-
Pfalz wird v.a. bestimmt durch:

• Windhöffi gkeit 

• Nabenhöhen 

• Rotordurchmesser

Für die Nutzung der Windkraft kommen aus-
schließlich menschen-, natur- und raumverträgli-
che Standorte in Frage. Die Standortsfestle-
gung erfolgt durch die Raumordnungs- und Flä-
chennutzungsplanung durch die Ausweisung 
v.a. in Form von Vorranggebieten. 

Das Poten zial beim Ausbau der Windkraft liegt 
neben neuen Standorten v.a. im Repowering, 
d.h. im Ersatz bestehender Anlagen durch neue, 
leistungsstärkere.

In einem stark landwirtschaftlich und forstwirt-
schaftlich geprägten Land wie Rheinland-Pfalz 
kommt der Biomassenutzung eine besondere 
Bedeutung zu. 

Landwirte stellen ihre Kernkompetenzen durch 
Produktion von Bioenergie in den Dienst der En-
ergieversorgung und schaffen damit Einkommen 
und regionale Wertschöpfung. Ebenso wichtig 
sind die Beiträge zum Klimaschutz, die auf diese 
Weise erzielt werden. 

Hierfür haben die Land- und Forstwirte im Zu-
sammenwirken mit den Planungsgemeinschaf-
ten und den Gemeinden in Zukunft alle Poten-
ziale auszuschöpfen, die gleichzeitig der Strom- 
und Wärmegewin nung dienen. Dabei geht es 
sowohl um die Fermentierung von Bio masse, 
die Kraft stofferzeugung als auch die traditionelle 
Nutzung von Holz als Brennstoff. Die be sondere 
geologische Situation in Rheinland-Pfalz macht 
es möglich, Energie aus Erd wärme und auf ex-
ponierten Standorten Windenergie zu gewin-
nen. Rheinland-Pfalz hat vor nehmlich am Oberr-
hein günstige Unter grundverhältnisse, die die 
Nutzung der Tiefengeo thermie für Wärme und 
Stromerzeugung besonders aussichtsreich ma-
chen. Die Entwicklung der Geothermie ist ein 
zukunftsfähiger Baustein im System der Erneu-
erbaren Energien Es ist ein wichtiges Ziel, alle 
vorgenannten Energieformen mit der Nutzung 
von Solarenergie zu kombi nieren und damit die 
Grundlage für einen zukunftsgerichteten Ener-
giemix zu schaf fen.

Da bei den Gemeinden und potenziellen Ener-
giewirten erheblicher Wissens- und Koordinie-
rungsbedarf besteht, hat die Landesregierung 
die Bildung eines „Kompetenznetzwerkes Nach-
wachsende Rohstoffe“ initiiert und im Dienstlei-
stungszentrum Ländlicher Raum Eifel ein „Bera-
tungszentrum Nachwachsende Rohstoffe“ ein-
gerichtet. Das Kompetenznetzwerk hat sich zum 
Ziel gesetzt, eine Gesamtkonzeption Biogas zu 
erstellen, die Entwicklung der Bio kraftstoffe zu 
begleiten, die Potenziale schnell wachsender 
Hölzer zu erforschen sowie Kon zepte für den 
Energiemix in Kommunen auf den Weg zu brin-
gen.“

Auf dieser Grundlage hat das Beratungszentrum 
Nachwachsende Rohstoffe nachfolgende Akti-
vitäten in Angriff zu nehmen, bzw. durch Bera-
tung zu begleiten:

►  Erarbeitung von Grundlagen, Studien und 
Handreichungen für die Energieerzeugung 
und Energieverwertung (Energiemix) und 
Herstellung geeigneter Plattformen.

► Beratung und Hilfestellung der land- und 
forstwirtschaftlichen Betriebe bei der In-
vesti tion in Nachwachsende Rohstoffe, 
wie beispielsweise Biogasanlagen.

► Weiterentwicklung eines wirtschaftlichen 
Netzwerkes (Cluster), in welches z.B. der 
land wirt schaftliche Berufsstand, die Ab-
nehmer der Rohstoffe und der Energie so-
wie wis senschaftliche Einrichtungen ein-
gebunden sind.

► Erstellung von Handreichungen für Ge-
meinden als Grundlage für die Beratung 
ihrer Flä chennutzungspläne, Wärmever-
wertungsplanungen und der Land schafts-
planung für Nachwachsende Rohstoffe 
und Tourismuskonzepte. 

► Unterstützung der Erzeugung regenerati-
ver Energien, unter anderem im Rahmen 
des Entwicklungsprogramms PAUL und 
des Programms „Wachstum durch Innova-
tion“ 

► Durchführung von Tagungen und Work-
shops mit Vorstellung bester Projekte und 
Dis kussion der Chancen und Risiken des 
Energiemixes in ländli chen Räumen.
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1.6  Breitbandversorgung in ländlichen 
Räumen

Die Versorgung mit Breitband-Internet ist für die 
Zukunft der ländlichen Räume von Rhein land-
Pfalz ein besonders bedeutsames Ziel. Schnel-
les Internet ist die Chance für die ländli chen 
Räume, die Nachteile der großen räumlichen Di-
stanzen zu kompensieren. Landwirte benötigen 
zuneh mend Breitband-Internet, um Betriebsab-
läufe zu unterstützen, in Zukunft Prämien zu 
bean tragen oder Service-Dienste zu nutzen, 
wie z.B. den Wet terdienst. Für Un ternehmen al-
ler Branchen, vor allem aber für Dienstleistungs-
fi rmen im ländlichen Raum, ist schnelles Inter-
net genauso eine unabdingbare Standortvor-
aussetzung wie für Unterneh mensgründungen 
aller Art. Moderne internetbasierte Möglichkeiten 
wie E-Commerce und E-Learning erleben einen 
rasanten Aufschwung. Verwaltungsdienstleistun-
gen im Inter net, so wie der Internethandel stei-
gen Jahr für Jahr enorm an. Auch die Senioren 
öffnen sich zu nehmend den Formen der Inter-
netkommunikation. Alle diese Technologien wer-
den die Le bensqualität in ländlichen Räumen in 
Zukunft enorm verbessern. Die Vorausset zung 
dafür sind fl ächende ckende Breitbandanschlüs-
se.

In vielen Gemeinden der ländlichen Räume in 
Rheinland-Pfalz fehlen schnelle Inter netanbin-
dungen. Die DSL-Technik, momentan Standard-
technologie für Breit band-Internet, wird einen 
Großteil der Gemeinden des ländlichen Raumes 
wegen fehlender Rentabilitäts aussichten vor-
aussichtlich nicht erreichen. Andere Breitband-
technologien, wie Funklösungen, Techniken via 
Satellit oder Fernsehkabel könnten diese Lücke 
schließen. 

Für die Zukunft ist dabei wichtig, dass die ra-
sante Ausbreitung der Medien- und Informati-
ons gesellschaft mittlerweile alle Lebensberei-
che erreicht. Schnelle und preiswerte Inter ne t-
anschlüsse sind die Voraussetzung zur Teilha-
be an der Wissensgesellschaft. Bei der Stand-
ortent scheidung von Unternehmen, wie auch bei 
der Wohnortentscheidung von Privatper so nen, 
spielt der Zugang zu schnellem Internet eine be-
deutende, oft ausschlagge bende Rolle. 

Die Breitbandinitiative Rheinland-Pfalz hat des-
halb im Jahre 2007 ein Gutachten zur Erar bei-
tung einer Breitbandkonzeption 2007-2011 in 
Auftrag gegeben. Die angelaufene Breitband-
workshopreihe soll prozessorientiert fortgeführt 
werden. 

Zur Herstellung der Gleichwertigkeit der Le-
bensverhältnisse und zum Ermöglichen schnel-
ler Internetverbindungen in ländlichen Räumen 
wird ein Unterstüt zungsprogramm mit nach-
folgenden Maßnahmen aufgelegt: 
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► Das Land Rheinland-Pfalz ist an den 
Bund herangetreten, auch im Rahmen 
der „Ge meinschaftsaufgabe Agrarstruk-
tur und Küstenschutz“ Mittel für Breit-
bandversorgung bereitzustellen. Damit 
soll die fi nanzielle Förderung von Breit-
bandinitiativen auch ausserhalb von Ge-
werbegebieten ermöglicht werden. Der 
Bund hat dem entsprochen und das För-
dervolumen der Gemeinschaftsaufgabe 
erhöht.

► In Leader-Aktionsgruppen können im Ent-
wicklungsprogramm PAUL in beschränk-
tem Umfang entsprechende Initiativen er-
griffen werden.

► Mit Pilotprojekten und der Durchführung 
von Tagungen und Workshops zur Vor-
stellung bester Pro jekte der Breitbander-
schließung sollen in ländlichen Räumen 
mög lichst schnell Beiträge für zukunfts-
gerechte Kommunikationslösungen ent-
wickelt werden.

► Für Seniorinnen und Senioren sind spe-
zielle Bildungsangebote zu schaffen, um 
noch bestehende Defi zite abzubauen 
und die Chancen gesellschaftlicher und 
politischer Partizipation zu erweitern.

► Im Rahmen des EFRE-Programms 
„Wachstum durch Innovation“ werden Mit-
tel in Form von Zuschüssen oder Darle-
hen für konkrete Projekte bereitgestellt, 
die der Wettbewerbsfähigkeit von Unter-
nehmen in den ländlichen Räumen die-
nen.
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1.7  Mobilität durch fl exible 
Nahverkehrssysteme

Mit zunehmend ländlicher Prägung des Raumes 
nimmt die Möglichkeit eines wirtschaftlich tragfä-
higen und zugleich attraktiven Öffentlichen Per-
sonennahverkehrs ab. Die Folgen sind ein lük-
kenhaftes Angebot und damit der Zwang zur Au-
tonutzung. 

Besonders starke Defi zite gibt es in Zeiten schwa-
cher Auslastung und im Kurzstreckenbe reich. 
Darunter leiden besonders die am wenigsten 
mobilen Teile der Bevölke rung, wie Be hinderte, 
Senioren und Kinder. Es besteht in der öffentli-
chen Meinung jedoch Konsens, dass ein Grund-
angebot an öffentlich bereitgestellter Mobilität 
zur Daseinsvorsorge zählt. Gerade die zuneh-
mende Zentralisierung erfordert Erreichbarkeits-
standards, vor allem in den struk turschwachen 
ländlichen Gebieten. 

In Rheinland-Pfalz sind die Landkreise und die 
kreisfreien Städte Aufgabenträger für den öf-
fentlichen Personennahverkehr. In diesem Rah-
men sind sie gesetzlich aufgefordert, auch in 
ver kehrsschwachen Räumen und zu verkehrs-
armen Zeiten eine Grundversorgung mit Ver-
kehrsleistungen zu gewährleisten und hierzu ins-
besondere fl exible Bedienformen anzubie ten. 

Die gängigsten Systeme sind die Anruf-Sammel-
Taxis, Bürgerbusse oder Ruftaxis. Prinzipiell be-
dienen diese Systeme bestimmte Linien zu fest-
gelegten Tarifen. Sie fahren jedoch nur, wenn sie 
vom Fahrgast telefonisch geordert werden. 
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Seit 1992 ist in den ÖPNV-Förderrichtlinien des 
Landes eine Mitfi nanzierung alternativer Ver-
kehrsdienste in Bezug auf die ungedeckten Be-
triebskosten geregelt. Die Förderung durch das 
Land setzt zunächst voraus, dass es sich bei 
dem jeweiligen Bedienungsgebiet um ei nen ver-
kehrsschwachen Raum handelt und dass das 
entsprechende Verkehrsangebot im Rahmen der 
Umsetzung von Nahverkehrsplänen geschaffen 
wird. 

Voraussetzung ist weiter, dass die Verkehrsan-
gebote zur Sicherstellung einer verkehrlichen 
Grundversorgung geboten sind und eine ent-
sprechende Verkehrsbedienung im Bus- oder 
Schienenverkehr nicht zu wirtschaftlich vertret-
baren Konditionen möglich ist. 

Verdichtungs- und Ergänzungsfahrten auf be-
stehenden Linien, bei denen zur Verringerung 
der Kosten anstelle eines Busses ein Taxi einge-
setzt wird, sind grundsätzlich im Rahmen des je-
weiligen Linienverkehrs zu fi nanzieren. 

Die fi nanzielle Förderung durch das Land erfolgt 
im Wege der Anteilsfi nanzierung; dabei wird im 
ersten und zweiten Betriebsjahr bis zu 50 v. H., 
im dritten Betriebsjahr bis zu 40 v. H. und nach-
folgend bis zu 30 v. H. der jährlichen Kostenun-
terdeckung ausgeglichen. 

Das Förder programm unterliegt keiner zeitlichen 
Befristung; insoweit können - vorbehaltlich der 
zur Verfügung stehenden Haushaltsmittel - auch 
weiterhin Neuvorhaben in eine Bezuschussung 
durch das Land aufgenommen werden.

In einigen Landkreisen des Landes Rheinland-
Pfalz existieren bereits professionelle fl exible 
Bedienformen des Öffentlichen Personennah-
verkehrs. Teilweise gibt es auch auf kleinräu-
migen Ebenen lokale Lösungen. 

Beispielsweise können für weniger mo bile 
Bevölkerungs gruppen ohne Pkw, wie Kinder, Ju-
gendliche, Senioren oder Pfl e gebedürftige, in 
Ergänzung des ÖPNV Fahrdienste oder Tages-
busse organisiert werden. 

Denkbar sind aber auch mobile Einrichtungen 
als Besuchsdienst oder mit festen Standzeiten 
in den einzelnen Ortschaften der Region.

Eine der wichtigsten Aufgaben ist es, Kommu-
nen bei der Erarbeitung und Erprobung fl e xibler 
Bedienformen des Öffentlicher Personennah-
verkehrs zu unterstützen, um die Attrak tivität 
und die Wirtschaftlichkeit des Öffentlichen Per-
sonennahverkehrs mög lichst lan desweit zu ver-
bessern und zukunftsfähig zu organisie ren. 

Im Auftrag des Bundesamtes für Bauwesen und 
Raumordnung sowie des Bundesministeri ums 
für Verkehr, Bau und Stadtentwicklung erarbei-
ten das Wuppertal Institut und das Pla nungsbüro 
Transport und Verkehr aus Karlsruhe ein Hand-
buch zur Planung fl exibler Bedie nungsformen, 
das im Februar 2008 vorliegen soll. Auf der 
Grundlage einer sy stematischen Erfassung und 
Evaluierung bestehender fl exibler Angebots-
formen in Deutschland soll das Handbuch den 
kommunalen und regionalen Akteuren der Regi-
onal- und Verkehrsplanung Hintergrundinforma-
tionen und Planungshilfen zur Grob konzeption 
fl exibler ÖPNV-Angebote vermitteln.

► In Diskussionsplattformen, Tagungen 
und Workshops sollen z.B. Kommunen, 
Fachver waltungen, Forschungseinrichtun-
gen, Tourismusdienstleistern und anderen 
Stellen diese Hintergrundinformationen 
und Planungshilfen umfassend vermittelt 
werden. 
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1.8 Machbarkeitsstudien für bedeutsa-
me Vorhaben im ländlichen Raum

Die Unterstützung bedeutender Vorhaben hat 
zum Ziel, die nachhaltige Stärkung der Wett-
bewerbsfähigkeit von Unternehmen und Dienst-
leistern, und damit die Schaffung und Siche rung 
von Dauerarbeits- und -ausbildungsplätzen zu 
gewährleisten. Grundsätzlich soll für kei nen Wirt-
schaftszweig eine bevorzugte Förderung vorge-
sehen werden. Das nachfolgend ausgewählte 
Beispiel „Dienstleistungen“ soll lediglich aufzei-
gen, wie neue Denkprozesse in Gang gebracht 
werden können. 

Die Bedeutung der Dienstleistungen, welche 
inzwischen zum Motor für Wachstum und Be-
schäftigung im ländlichen Raum geworden sind, 
wird durch die vermehrte Nutzung von mo derner 
Informations- und Kommunikationstechnik wei-
ter zunehmen. Während in den ande ren Wirt-
schaftsbereichen Arbeitsplätze verloren gehen, 
zählen vor allem der Freizeitbereich und Tou-
rismus zu den wachsenden Zukunftsbranchen. 
Daher gilt es, z.B. das geänderte Reiseverhal-
ten, insbesondere auch im Hinblick auf den Al-
terungsprozess der Gesellschaft und das gestei-
gerte Gesundheitsbewusstsein zu nutzen und 
mit anderen innovativen Ent wicklungsprozessen 
zu verbinden. (siehe hierzu auch Initiative Ge-
sundheitswirtschaft in III.1.9.1)

Dieses Handlungsfeld führt zur Stärkung der 
Wirtschaftskraft und schafft zusätzliche Ein-
kommensmöglichkeiten und Arbeitsplätze. So 
könnten z.B. bei der Entwicklung eines bäuer-
lichen Qualitätstourismus eine Vielzahl von Part-
nern eingebunden wer den. Beherbergende Be-
triebe nutzen ländliche Häuser und Scheunen 
für den Tou rismus um. Als weitere Partner für 
einen Qualitätstourismus bieten sich an: Touris-
musverbände, Zulieferer von Lebensmit teln in 
regional ausgewählter Spitzenqualität, Angehö-
rige der Heil- und Pfl egeberufe, Frei zeitanbieter- 
und Gestalter, Logistik- und Busunternehmen 
sowie Gaststätten, Ausfl ugslo kale, Banken und 
Berater. 

► In Impuls-Regionen kön nen regional 
angepasste bedeutende Vorhaben für 
den länd li chen Raum durch Machbar-
keitsstudien unterstützt werden.  

► Die aus dem landwirtschaftlichen Sek-
tor entwickelten Einkommensalternati-
ven sowie touristische Aktivitäten kön-
nen nach Maßgabe der unterschiedli-
chen Förderpro gramme gezielt ausge-
baut werden. 

► In den Impulsregionen sind die Instru-
mente der integrierten ländlichen Ent-
wicklung auch dazu zu nutzen, vor al-
lem das Entwick lungs potenzial aller 
bedeutsamen Touris musvorhaben in 
ländlichen Räumen systematisch zu er-
schließen, dabei alle Akteure mit ein-
zubeziehen und neben der be ratenden 
Un ter stützung nach Maßgabe der gel-
tenden Fördervorschrif ten so wohl ein-
zel- als auch überbetriebliche Investi-
tionen zu fördern. 

► In Tagungen und Workshops sind (auch 
Länder übergreifend) die Ergebnis-
se der Mach barkeitsstudien auszutau-
schen, auch auf Plattformen anzubie-
ten und in Schu lungsprojekten zu prä-
sentieren. 
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1.9 Gesundheitswirtschaft, altersge-
rechte Lebenswelten und Familien-
freundlich keit in ländlichen Räumen 

1.9.1 Gesundheitswirtschaft in ländlichen 
Räumen

Die Landesregierung hat im Oktober 2006 die 
Initiative „Gesundheitswirtschaft“ auf den Weg 
gebracht, die die ländlichen Räume mit ein-
schließt. Ziel ist es, die Chancen und Potenzi-
ale dieses Zukunftsmarktes mit hohem Innovati-
ons-, Wachstums- und Beschäftigungs poten zial 
für den Wirtschafts- und Beschäfti gungsstandort 
Rheinland-Pfalz zu identifi zieren, den Regi onen 
aufzuzeigen und noch weiter auszuschöpfen. 
Bereits jetzt haben vier zehn Prozent aller Ar-
beitnehmer in Rheinland-Pfalz im Bereich der 
Gesundheitswirt schaft ihren Arbeitsplatz und 
erwirt schaften rund 8,2 Mrd. Euro im Jahr, was 
9,5 Prozent der rheinland-pfälzischen Brut towert-
schöpfung entspricht.

Auf einem Fachkongress im Januar 2007 in Bad 
Kreuznach stellten Gesundheitsministerin Malu 
Dreyer und Wirtschaftsminister Hendrik Hering 
erste Ergebnisse einer Studie über die Gesund-
heitswirtschaft in Rheinland-Pfalz vor, die das In-
stitut für Mit telstandsökonomie an der Uni versität 
Trier e.V. (inmit) im Auftrag der beiden Ministeri-
en erarbeitet hat. 

Zwischen zeitlich wurde eine Expertenkommissi-
on berufen, die aus Verantwortlichen in der Ge-
sund heitswirtschaft sowie aus dem Bereich der 
Wirtschaftswissenschaften besteht. 

1.9.2  Neue Wohnformen in einer Gesellschaft 
des längeren Lebens

Ältere Menschen wollen möglichst lange selb-
ständig leben, die meisten in ihrer eigenen Woh-
nung, viele aber auch in einer Haus- oder Quar-
tiersgemeinschaft, die sich gegenseitig unter-
stützt, gemeinsam Fremdkräfte organisiert oder 
sich gegenseitig bei Bedarf Hilfe leistet. 

In einem ersten Projekt hat das Deutsche Ro-
te Kreuz, Kreisverband Mainz-Bingen e.V. mit 
der „Beratungsstelle LebensWohnraum“ eine 
Regionalstelle für gemeinschaftliches, selbst-
bestimmtes und Generationen übergreifendes 
Wohnen eingerichtet. 

Aufgabe dieser Regio nalstelle ist es, gemein-
schaftsorientierte, generationenübergreifende 
Wohngruppenprojekte zu beraten und zu beglei-
ten.

► Diese Expertenkommission soll aufbauend 
auf der Basisstudie konkrete Handlungs-
empfeh lungen für die Landesregie rung 
als Grundlage für einen Masterplan er-
stellen. 

► Das Ergebnis wird in Regionalkonferen-
zen vorgestellt, um daraus kon krete Maß-
nahmen mit den Beteiligten zu er arbeiten 
und umzusetzen. 

► Danach sollen erste Projekte in die Imple-
mentierungsphase gehen.

► In Impuls-Regionen ist diese Ini tiative 
nutzbar zu machen. 
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Strategiepapier für die Entwicklung der ländlichen Räume in Rheinland-Pfalz40 41Strategiepapier für die Entwicklung der ländlichen Räume in Rheinland-Pfalz

1.9.3 Stärkung der ärztlichen Versorgung in 
den ländlichen Räumen

Die Sicherstellung der fl ächendeckenden Ge-
sundheitsversorgung ist ein zentrales Anlie-
gen der Landesregierung. Rheinland-Pfalz ver-
fügt über eine gute, zum Teil sehr gute ärztliche 
Versorgung sowohl im stationären, wie auch im 
ambulanten Sektor. Dennoch zeigt sich, dass 
es in einigen ländlichen Regionen des Landes 
schwieriger wird, frei werdende Arztsitze zeitnah 
wieder zu besetzen. Die Gründe hierfür sind viel-
schichtig, ursächlich sind aber sicher die zuneh-
mend vielfältigen und attraktiven Berufsfelder in 
der gesamten Gesundheitswirt schaft, die sich 
jungen Ärztinnen und Ärzten bieten. Die Berufs-
tätigkeit in der ambulanten Versorgung steht da-
mit in einem Wettbewerb mit alternativen berufl i-
chen Möglichkeiten.

Von einem generellen Ärztemangel kann derzeit 
nicht gesprochen werden. Auf Grund des anstei-
genden Durchschnittsalters bzw. einer sich än-
dernden Altersstruktur, die in den näch sten Jah-
ren zu einem vermehrten altersbedingten Aus-
scheiden von Vertragsärztinnen und Vertrags-
ärzten führen wird, muss jedoch rechtzeitig Sor-
ge dafür getragen werden, den ärztli chen Nach-
wuchs für eine Tätigkeit in der vertragsärztlichen 
Versorgung zu gewinnen. Insbe sondere bei den 
Hausärzten, denen eine besondere Rolle in der 
wohnortnahen Versorgung der Bevölkerung zu-
kommt, droht die Schere zwischen altersbeding-
ten Abgängen und den Zugängen auf mittlere 
und lange Sicht auseinander zu gehen.

Auch mit Blick darauf, dass die Überalterung 
der Gesellschaft zu einer quantitativ und quali-
tativ anderen Inanspruchnahme von Gesund-
heitsleistungen führen wird, hat sich die Landes-
regierung in den letzten Jahren immer wieder 
für verbesserte Rahmenbedingungen für die 
vertragsärztliche Versorgung eingesetzt. Eini-
ge der Vorschläge wurden in das GKV-Wettbe-
werbsstärkungsgesetz und das Vertragsarzt-
rechtsänderungsgesetz aufgenommen und ha-
ben bereits wichtige Voraussetzungen für die 
Verbesserung der Rahmenbedingungen der 
vertragsrechtlichen Berufsausübung geschaf-
fen. So können punktuelle Versorgungslücken 
nun einfacher als zuvor durch die Errichtung von 
Zweigpraxen oder die Anstellung von Ärz tinnen 

und Ärzten beschlossen werden. Es bedarf aber 
weiterer konzertierter Bemühungen aller Betei-
ligten, um eine dauerhafte Sicherung der haus-
ärztlichen Versorgung zu erreichen. 

Das Ministerium für Arbeit, Soziales, Gesund-
heit, Familie und Frauen wird deshalb gemein-
sam mit seinen Partnern einen besonderen 
Schwerpunkt auf die ambulante Versorgung im 
ländlichen Raum legen. Mit einem Konzept zur 
Stärkung der ambulanten Versorgung wer-
den weitere Maßnahmen in Rheinland-Pfalz in 
die Wege geleitet, um frühzeitig mögli chen regio-
nalen Versorgungsengpässen in der Zukunft 
entgegen zu wirken: 

Ein Baustein des Konzepts ist, die Zusammen-
arbeit zwischen den Gesundheitsbe ru fen neu zu 
ordnen, um insbesondere in ländlichen Räumen 
eine Entlastung der Ärz tinnen und Ärzte zu errei-
chen. Gerade in weniger gut versorgten Gebie-
ten werden Ärztinnen und Ärzte entlastet, wenn 
bestimmte medizinische Aufgaben an nichtärztli-
ches medizinisches Personal delegiert werden. 

1.9.4 Netzwerk Familienbildung, Familien-
freundlichkeit

Im Projekt „Netzwerk Familienbildung“ wollen 
Familienbildungsstätten in Rheinland-Pfalz als 
Motor und Moderator für Familienbildung al-
le familienrelevanten Berufsgruppen und Ein-
richtungen für den Zusammenschluss in einem 
Netzwerk Familienbildung gewinnen. Diese re-
gionalen Netzwerke eröffnen neue Wege, um 
Beratungs- und Bildungsangebote alltagsnah an 
die Orte zu bringen, die ohnehin von Familien 
aufgesucht werden. Besonderer Wert wird dabei 
auf die enge Zusammenarbeit mit dem Jugend-
amt als Träger der öffentlichen Kinder- und Ju-
gendhilfe gelegt, der die Verantwortung für die 
Jugendhilfeplanung besitzt. 

Unterstützt durch eine wissenschaftliche Pro-
jektbegleitung durch das Institut für sozial päda-
gogische Forschung Mainz e.V. wird dieser 
Neuorientierungsprozess in drei Familienbil-
dungsstätten in Landau, Koblenz und Monta-
baur modellhaft durchlaufen; die anderen 16 Fa-
milienbildungsstätten werden durch ein Fortbil-
dungsangebot zeitnah an diesem Prozess betei-
ligt. 

Gemessen wird die Familienfreundlichkeit an-
hand der nachfolgenden 4 Handlungsfelder:

• Vereinbarkeit von Familie und Beruf.

• Bildung und Ausbildung; dazu gehören Kri-
terien wie Erreichbarkeit von Schulen, Schul-
angebote, Schüler-Lehrer-Relation, durch-
schnittliche Klassengröße in der Pri mär- und 
Sekundarstufe, Ausbildungsplatzdichte.

• Erreichbarkeit (räumlich, fi nanziell, struktu-
rell) von Freizeitangeboten für Kinder und Ju-
gendliche.

• Wohnsituation und Wohnumfeld; dazu gehö-
ren beispielsweise Kriterien wie Er schwing-
lichkeit von Wohneigentum, Entfernungen zu 
Mittelzentren (Fahrzeiten mit Pkw und ÖP-
NV), Freifl ächen, Kinderarztdichte, Kriminali-
tätsrate.

► Hierzu gehört auch die weitere Verbes-
serung der Versorgungssituation durch 
neue Konzepte wie zum Beispiel der Zu-
sammenarbeit mit besonders qualifi zier-
ten Fach diensten und Gesundheitsfach-
berufen. Die wachsende Zahl alter multi-
morbider und allein stehender Menschen 
spricht für die Einrichtung von „Betreu-
ungsassistentinnen“ und „Betreuungs-
assistenten“, die unter Verantwortung 
des Hausarztes immobile Pa tienten be-
suchen und ihm einen Teil der Betreu-
ung abnehmen. Ziel ist es, die Ärztin nen 
und Ärzte von Aufgaben, die sie bisher 
im Rahmen von Hausbesuchen wahrge-
nommen haben, zu entlasten. Diese Tä-
tigkeiten können von Angehörigen an-
derer – speziell qualifi zierter – Gesund-
heitsberufe übernommen werden. 

► Das Konzept sieht unter anderem auch 
vor, gemeinsam mit den Kommunen 
für eine Be rufsausübung im ländlichen 
Raum zu werben.
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► Nach erfolgreicher Initiierung und Erpro-
bung regionaler Netzwerke für Familienbil-
dung in den 3 o. a. Familienbildungsstät-
ten ist es das Ziel, ab dem Jahre 2007 
diese Arbeit weiterzuführen sowie neue 
Netzwerke an anderen Orten in Rhein-
land-Pfalz aufzubauen. 

► Die Netzwerkarbeit soll im Rahmen der 
Regelförderung durch das Land, aber 
auch durch die Kommunen und die Trä-
ger der Familienbildung unterstützt wer-
den. 
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1.10 Gemeindeentwicklung, Flächen-
kreislaufwirtschaft, Hochwasser-
schutz

1.10.1  Innenentwicklung durch Bebauungs-
plan und/oder Dorffl urbereinigung

In vielen Ortskernen kleiner Dörfer des ländli-
chen Raumes nehmen leer stehende und unge-
nutzte Wohngebäude und Scheunen, moderni-
sierungsbedürftige Wohnhäuser sowie Baulü-
cken und Dorfbrachfl ächen ständig zu. Um die 
Innenbereiche der Dörfer zu stabilisieren, muss 
Innenentwicklung deutliche Priorität vor der Neu-
ausweisung von Baufl ä chen haben. 

Dies ist auch im Interesse der Bürger am Erhalt 
eines bezahlbaren Lebensraumes notwen dig, 
da Neuerschließungen langfristig enorme fi nan-
zielle Lasten zum Aufbau und Erhalt neuer Infra-
struktur erfordern können. 

Dies erfordert die Initiierung eines regiona-
len und kommunalen Flächenmanagements 
mit dem Ziel, die zur Entwicklung der Gemein-
den erforderlichen Flächen über eine regionale 
Flächenkreislaufwirtschaft bereitzustellen. Un-
ter Flächenkreislaufwirtschaft wird ein Bewirt-
schaftungsansatz für die gesamte Region ver-
standen, der vorrangig und systematisch die Aus-
schöpfung von Potenzialen im Bestand sowie die 
Inwertsetzung von Brachfl ächen ver folgt, gleich-
wohl jedoch auch die unter bestimmten Bedin-
gungen erforderliche Inanspruch nahme neuer 
Flächen zulässt. Dieser Prozess ist im regiona-
len Maßstab von den Planungs gemeinschaften 
zu moderieren.

Aufgrund des hohen Bedarfs nach einem hand-
habbaren und rasch umsetzbaren Planungs-
instrument für die Innenentwicklung von Gemein-
den hat der Gesetzgeber den § 13a BauGB neu 
gefasst. Werden durch die Änderung oder Er-
gänzung eines Bauleitplans die Grundzüge der 
Planung nicht berührt oder wird durch die Auf-
stellung eines Bebauungsplans der sich aus der 
vorhandenen Eigenart der näheren Umgebung 
ergebende Zulässigkeitsmaßstab nicht wesent-
lich verändert oder enthält er lediglich Festset-
zungen nach § 9 Abs. 2a BauGB, kann die Ge-
meinde das vereinfachte Verfahren anwenden. 
Damit werden die Aktivierung von Brachfl ächen 
und eine Nachnutzung ermöglicht. Weiter ist die 
Dorffl urbereinigung ein mögliches Instrument 
zur Mo bilisierung von Innenbereichsfl ä chen, 
wenn diese auf andere Weise nicht erreicht wer-
den kann. Die Einbindung und umfas sende Be-
ratung der Bürgerin nen und Bürger ist in allen 
Fällen frühzeitig zu organisieren. 

Auch zur Unterstützung landwirtschaftlicher 
oder handwerklicher Betriebe kann Dorffl urbe-
reinigung entscheidende Hilfestellungen ge-
ben. Dorffl urbereinigungen werden in Impuls-Re-
gionen nur dann eingeleitet, wenn die Gemein-
de und die Bürger von den umfassenden Wir-
kungen dieser Maßnahmen überzeugt und be-
reit sind, sich intensiv persönlich einzubringen 
und hierfür Dorffl urbereinigungen einfordern. 

Auch aus der Sicht des Tourismus kommt der 
Dorffl urbereinigung für den Erhalt der Ortsbil der 
eine besondere Bedeutung zu. Diese Ver fahren 
sollten daher mit Priorität in Orten mit guten tou-
ristischen Chancen eingesetzt wer den.

Durch Dorffl urbereinigung sind vor allem folgen-
de Leistungen zu erbringen:

tern und Neugründungen zur Schaffung von Ar-
beitsplätzen zu unter stützen.

Wettbewerbsfähiges Wirtschaften verlangt heu-
te sowohl von den Kommunen als auch von den 
Unternehmern aller Branchen zunehmend ko-
stenträchtige Investitio nen in die Infra struktur 
(Erschließung), das Standortumfeld, Gebäude, 
Produktions einrichtungen und Be triebsausstat-
tungen. Auf dieser Grundlage hat sich die ge-
meindeübergreifende Zusammen arbeit bei Kom-
munen zum Teil schon etabliert. Al lerdings ist die 
Wirtschaft bisher nur selten in den Prozess mit 
einbezogen. Hierauf ist mit folgenden Maßnah-
men zu reagieren:

► Als wichtige Planungsgrundlage für die-
sen Prozess ist beschleunigt fl ächendek-
kend ein kommunales Baulücken- und 
Leerstandskataster aufzubauen. 
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► Aktivierung der Dorfkerne für zukunftsge-
rechte Aufgaben und Umnutzungen.

► Abriss nicht weiternutzbarer Bausubstanz 
und Verwendung als Offenbereiche ein-
schließlich Schaffung von privatem und öf-
fentlichem Grün im bebautem Bereich und 
der an gren zenden Feldfl ur.

► Flächenaustausch, Grenzbegradigung und 
Verbesserung des Grenzabstandes zur 
bes seren baulichen Nutzung oder Umnut-
zung zu Wohn- oder Gewer bezwecken. 

► Anschluss an Wege oder Straßen, rück-
wärtige neue Zuwegungen, insbeson dere 
für landwirtschaftliche Betriebe. 

► Flächenbereitstellung für kommunale 
Zwecke wie Straßen, Wege, Plätze, neue 
Orts ausgänge und Randwege, Randein-
grünungen, Bachrenaturierung, Uferrand-
streifen, Hochwasserschutzanlagen, Maß-
nahmen der Entsiegelung, Teiche, Feucht-
biotopen, Trockenrasen.

► Beispiele, die die besonderen Wirkungen 
für die Innenentwicklung von Dörfern als 
Ver bund von Dorffl urbereinigung und Dorf-
erneuerung aufzeigen, sind in Tagungen 
und Workshops zu diskutieren und auf ge-
eigneten Plattformen herauszustellen.

1.10.2 Strategische Allianzen und Interkom-
munale Gewerbegebiete

Wirtschaftsansiedlungen und Unternehmens-
gründungen erfordern häufi g wegen der Größe 
der benötigten Betriebsfl ächen gemeindeüber-
greifende Strategien. In regionalen Netzwerken 
können sich nicht nur einzelne Kommunen ge-
genseitig ergänzen, sondern im Verbund mit Un-
ternehmen kön nen alle Partner voneinander pro-
fi tieren. 

Durch gemeinsames Vorgehen in ländlichen 
Räumen lassen sich oft Standortvorteile leichter 
optimieren und innovative Potenziale besser er-
schließen. Ziel ist es aus kommunal- und wirt-
schaftspolitischer Sicht gleichermaßen, beste-
hende Unternehmen zu stärken und zu erwei-

► Die Erarbeitung von Entwicklungskon-
zepten in Impuls-Regionen ist als Platt-
form zu nut zen, um Kom munen, ande-
re Planungsträger und Unternehmen 
zusammenzubrin gen und ge meinsam 
die Möglichkeiten zur Stärkung der Wirt-
schaftskraft zu erörtern. Dabei soll ten die 
Bereiche identifi ziert werden, in denen 
eine erfolgreiche Zusam menarbeit zwi-
schen Gemeinden und Wirtschaft mög-
lich, sinnvoll oder sogar notwen dig ist. 

► Im Rahmen eines Regionalmanagements 
sollten Arbeitsgruppen gebildet werden, 
die Ansatzpunkte, Ideen und die Mitwir-
kungsbereitschaft der Wirtschaft über die 
Pla nung bis zur Ausführung verfolgen. 

► In regional angepassten Machbarkeits-
studien können Hilfestellungen für die 
Ausge stal tung interkommunaler Gewer-
begebiete erarbeitet werden, z.B. zum 
Stand ort und zu Flächengrößen, zu Kom-
pensationsmaßnahmen, zur Wahl der 
Rechtsform, zur Verteilung von Kosten 
und Lasten (einschließlich Gewerbe- und 
Grundsteuerein nah men) sowie den ver-
schiedensten Fördermöglichkeiten.

► Die Bodenordnung soll die Flächenbereit-
stellung für Interkommunale Gewerbege-
biete unterstützen. 

► In Workshops und Regionalkonferenzen 
sollen die Ideen zwischen Gemeinden 
und Un ter nehmen diskutiert und ausge-
tauscht werden.
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1.11 Bildung 

1.11.1  Ausbau der Berufsorientierung an 
Schulen

Im ländlichen Raum von Rheinland-Pfalz wurden 
erhebliche Engpässe und Problemstellun gen bei 
der Berufsausbildung vorgetragen. Einerseits 
konzentrieren sich Schülerinnen und Schüler in 
ihren Berufswünschen immer mehr auf Dienst-
leistungsberufe („saubere“ Tätig keiten), so dass 
viele handwerkliche und Produktionsberufe nicht 
besetzt werden können. Andererseits sind die 
schulischen Leistungen vor allem der Haupt-
schulen von Gesprächs partnern aus der Wirt-
schaft kritisiert worden. 

Die Gesprächspartner aus der Wirtschaft haben 
vorgetragen, es fehle an Wissen und Kön nen, 

► Unternehmen sind – aufbauend auf den bestehenden Ansätzen – vor allem im ländli chen Raum noch 
besser mit Schulen zu verknüpfen. Viele Unternehmen sehen eine Bringschuld, um Schülerinnen und 
Schülern zum Beispiel neue Berufsbilder zur Kenntnis zu bringen. Dies kann in Form von Berufsfi n-
dungstagen oder Jobbörsen ge schehen.

► In der gymnasialen Oberstufe sollte die Berufswahlvorbereitung weiter intensiviert wer den. Zum ei-
nen soll den Schülerinnen und Schülern in der 11. oder 12. Klasse verstärkt die Möglichkeit zur Ablei-
stung von Praktika angeboten werden. Zum anderen bietet es sich an, in Abstim mung mit den jeweili-
gen Vertiefungsbereichen in der Schule Fach arbeiten in Zusam menarbeit mit Unternehmen zu initiie-
ren und durchzuführen. 

► Je schwieriger es in Zukunft für die Unternehmen wird, in bestimmten Berufen Nach wuchskräfte zu re-
krutieren, um so mehr müssen sie sich überlegen, wie sie mit ihren Ausbildungsangeboten überzeu-
gen können. Dazu müssen die vorhandenen Plattfor men weiterentwickelt werden. Angebote für Wo-
chen-Praktika oder Praxistage sollten ausgebaut werden. Ebenso ist die Initiierung oder Teilnahme 
an Projekten wie z.B. "Schule und Arbeitswelt" denkbar. Im Wesentlichen geht es bei diesem Projekt 
darum, dass Jugendliche bereits während der Schulzeit durch betriebliche Akteure in der Berufs- und 
Arbeitswelt begleitet werden. Dabei sollen Unterrichtseinheiten, die von Betriebsvertreterinnen und -
vertretern vermittelt werden, fest in den Stundenplan integriert sein und in Schule und Betrieb stattfi n-
den.

► Um den ländlichen Raum lebenswert zu erhalten, kommt es darauf an, alle Schüle rin nen und Schüler, 
die in ländlichen Räumen nach einer Ausbildung bleiben oder zu rückkehren möchten, auch ein ent-
sprechendes An ge bot zu vermitteln. Unternehmen im ländlichen Raum haben vielfach geäußert, dass 
sie für ihre Führungspositionen und für qualifi zierte Aufgaben lieber auf Personen zu rückgreifen, die 
aus der Region stammen. In den ländlichen Räumen sind daher Netzwerke einzurichten, die eine ent-
sprechende Rückkehr in die Regionen ermögli chen. Wie diese Plattform einzu richten ist, soll pi lothaft 
erprobt werden. Denkbar sind Mailing und regelmäßige Infor mationen im Inter net der Firmen, damit 
Kräfte, die ländliche Räume zwecks Studium verlassen, nach Abschluss des Studiums möglichst wie-
der in die Region zurückkeh ren.

► In breit angelegten Tagungen und Workshops mit Schule und Wirtschaft sollen die bes ten Ideen erör-
tert und neue Projekte für Berufsausbildung im ländlichen Räumen diskutiert werden. 

vor allem die Beherrschung der Schlüsselqua-
lifi kationen müsste verbessert werden. Da ge-
rade die schulische Bildung für das Verbleiben 
der Schüler vor Ort und damit für den ländlichen 
Raum insgesamt von großer Tragweite ist, sind 
Lösungen durch ein Zusammenwirken aller an 
der Berufsausbildung Interessierten (zum Bei-
spiel Schulen, Betriebe, Kammern, Agenturen 
für Arbeit, Verbände und Politik) zu suchen. Da-
bei sind Unternehmen und Handwerksbetriebe 
grundsätzlich bereit, sich in die Lösungsmodelle 
einzubringen und die bereits bestehenden Ange-
bote gezielter zu nutzen. 

In allen Impuls-Regionen sollen Netzwerke zwi-
schen Schulen, Betrieben, Kammern, Agentu ren 
für Arbeit, Verbänden und anderen Partnern ge-
stärkt oder neu geschaffen werden. Diese Netz-
werke sollen folgende Aufga ben übernehmen: 

1.11.2  Ganztagsschulen und E-Learning-
Konzepte für den ländlichen Raum 

Eine konsequente Ausrichtung des Bildungswe-
sens bedeutet zu allererst, dass jedes Kind - egal 
welcher Herkunft - nach seinen Fä higkeiten und 
Talenten gefördert wird. In Bildung und Qualifi -
kation ist daher auch in ländlichen Räumen zu-
kunftsgerecht zu investieren.

Die Forderung regionaler Akteure im ländlichen 
Raum zielt darauf, langfristig ein Schulnetz zu 
stabilisieren, das in allen Bereichen des Landes 
für alle Schulformen die Forderung nach einem 
Schulangebot in erreichbarer Nähe erfüllt und 
schulfachlichen und wirtschaftli chen Erwägun-
gen gerecht wird. In den Regionalkonferen zen 
wurde gefordert, Schulen im ländli chen Raum zu 
erhalten und den Ausbau von Schulen zu Ganz-
tagsschulen in den länd lichen Räumen als eine 
wesentliche Maß nahme zur Unterstützung der 
Eltern und Familien sowie für eine Verbesserung 
der Qualität des schulischen Angebotes vor Ort 
gezielt weiter zu for cieren. 

Durch den weiteren Ausbau von Ganztagsschu-
len sollen Jugendliche auch stärker Schlüssel-
qualifi kati o nen wie Eigeninitiative, Teamfähig-
keit, Kommunikationsfähigkeit und Leistungs-
kompetenz erlernen, erfahren und erproben. 
Dadurch dass Kinder und Jugendliche im ländli-
chen Raum unter dem Einsatz ihrer eigenen Fä-
higkeiten selbst etwas gestalten können, gewin-
nen sie zusätzliche Handlungskompetenzen und 
Ver antwortungsbewusstsein und bilden eine be-
sondere Qualität aus.

Aus diesem Grund wird in Impuls-Regionen des 
ländlichen Raumes ein Unterstützungspro-
gramm zur Bildungspolitik mit nachfolgen-
den Maßnahmen angeboten:

► In Impuls-Regionen ist in Arbeitsgrup-
pen ge zielt der Über gang des Schulange-
botes zu Ganztagsschulen zu diskutie-
ren. Für Gymnasien ist auch der neue 
Weg als Ganztagsschulen mit einer Ver-
kürzung auf 8 Jahre gymnasialer Schul-
zeit einzubeziehen.

► Die für den ländlichen Raum wichtiger 
werdenden Möglichkeiten des E-Learning 
sind gezielt im ländlichen Raum zu pilo-
tieren und im Verbund mit sozialem Ler-
nen anzu bieten. Bei derartigen Projek-
ten sind als Akteure z.B. die Landfrauen, 
Jugendver bände, Kinder, Volkshochschu-
len, Kirchen und andere Träger im ländli-
chen Raum einzubinden.

► Mit der Durchführung von Tagungen und 
Workshops zur Vorstellung bester Bil-
dungs projekte in ländlichen Räumen sol-
len möglichst schnell regional angepasste 
zu kunftsgerechte Lösungsansätze disku-
tiert werden.
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2.  Neue Planungsansätze und Akti-
vitäten für die ländlichen Räume 

2.1  Neue Planungsansätze 

Es gibt keinen einheitlichen Lösungsvorschlag, 
der für die Entwicklung aller ländli chen Räume 
in Rheinland-Pfalz den optimalen Rahmen bie-
tet. Die Vielschichtigkeit der aufge zeigten Hand-
lungsansätze führt zum Vorschlag, in allen Im-
puls-Regio nen integrierte Her angehensweisen 
zu unterstützen. Die we sentliche Aufgabe der 
integrierten Herangehens weisen ist es, einen 
Wandel in der Planungskultur zu vollziehen, der 
alle Ideen in der Region aufgreift und miteinan-
der ver knüpft. Zu den neuen Planungsansätzen 
gehören folgende Aspekte:

• Monitoring statt Bestandsaufnahme: Die 
rasanten räumlichen Veränderun gen sowie 
die Vielfalt der Entwicklung lassen sich nur 
durch ein kontinuierli ches Monitoring erfas-
sen. Eine statistische Bestandsaufnahme 
schafft keine verlässliche Planungsgrundla-
ge. Zudem kann ein Monitoring auch wichtige 
Frühwarn- und Controllingfunktionen für den 
Planungsprozess übernehmen.

• Szenarien statt Prognosen: Angesichts der 
vielfältigen externen Einfl üsse auf die ländli-
che Entwicklung ist eine Schätzung künfti-
ger Entwicklungsver läufe nur noch in Form 
von Szenarien mit Annahmen bestimmter Pa-
rameter statt von Pro gnosen mit festen Aus-
gangsgrößen möglich. Globalisierung, de-
mografi scher Wandel und Europäisierung be-
stimmen zunehmend lokale Ent wicklungen 
und die Handlungsspielräume der Regio nen. 
Auch ländliche Räume sind mit der Öffnung 
der Märkte und der räumlichen Vertei lung von 
Produktionsabläufen in internatio nale Wert-
schöpfungsketten eingebunden und damit 
auch dem internationalen Wettbewerb aus-
gesetzt. 

• Bedarfsorientierte Pla nung: Der rasche 
Wandel der Rahmenbedingungen erfordert 
eine zielgenaue Planung, die sich an den be-
rechtigten Realisierungschancen orientiert. 
Ein Teil der Entwick lungsstrategien hat sich un-
ter den Bedingungen der Schrumpfung vor al-
lem mit der Sicherung und Wei ter entwicklung 
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von bestehenden Versorgungseinrich tungen  
ausein ander zu setzen.

• Zeitnahe Realisierung in kleinen Schrit-
ten: In Zei ten der Schrumpfung sind die Pla-
nun gen und Strategien auf eine zeit nahe Re-
alisierung in kleinen Schritten auszulegen, 
damit Korrekturen und Än derungen je derzeit 
möglich sind. Als Grundlage dieses Prozes-
ses ist ein lang fristiges Leitbild für die Aus-
richtung der Ein zelmaßnahmen unverzicht-
bar.

• Interkommunale Kooperationen statt kom-
munales „Kirchturmdenken“: Eine zweck-
mä ßige Nutzung der räumlichen Ressour-
cen ländlicher Räume setzt inter kommunale 
Kooperati onen und Wettbewerb voraus. Je 
nach inhaltlichem Schwerpunkt er geben sich 
unterschiedliche funktions orientierte Abgren-
zungen im Hinblick auf eine effi  ziente Zu-
sammenarbeit oder Wettbewerb der beteilig-
ten Kommunen. Regionale Ent wicklungspart-
nerschaften können ebenfalls sehr erfolgreich 
zwischen Stadt und Land als Grundbau steine 
regionaler Netzwerke installiert werden.

• Gender Planing: Die Attraktivität der ländli-
chen Räume als Wohn- und Arbeitsstandor-
te für alle Bevölkerungsgruppen zu erhöhen, 
erfordert eine geschlechtergerechte Planung 
und die Aufnahme sogenannter „weicher“ 
Standortfaktoren wie „Vereinbarkeit von Er-
werbstätigkeit und Familie für Mütter und Vä-
ter“ in den Zielekatalog.

• Arbeitsmarktmonitoring: Die erfolgreichen 
Ansätze des Arbeitsmarktmonitorings in Ziel 
2 - Gebieten des ESF sind für Zielgruppen 
gerechte Projektgestaltungen zu nutzen. 

Das aktu elle Pla nungsverständnis wird durch 
das Leitbild des aktivierenden Staa tes geprägt. 
Es geht da von aus, dass Initiative und Durch-
führung von räumli chen Verände rungsprozes-
sen und deren Planung von den Bürgern selbst 
er griffen bzw. getra gen werden. Eine derar tige 
Übertragung von Verantwortung kann nur auf der 
Ba sis konsensualer Lösungen und ko operativer 
Strategien erfolgen. Dabei hat der aktivierende 
Staat auch weiterhin Rahmen set zende Funktio-
nen.

Alle diese neuen Planungsansätze sind zur 
Umsetzung dieses Strategiepapiers zu nutzen. 
Für diese neuen Planungsansätze wurden die 
Überlegungen der Organisa tion für wirtschaft-
liche Zu sammenarbeit und Entwicklung in Eur-
opa (OECD) aufge griffen. Diese Vorschläge ha-
ben zum Ziel, die bisherigen sektoralen Politiken 
mitein ander zu vernetzen und besser auf eine 
ganz heitliche Entwicklung des ländlichen Rau-
mes auszurichten.

Dabei gilt es vor allem, sektorales Denken zu 
über winden und den Strategien für den ländli-
chen Raum folgende Grundprinzipien zu unter-
legen:

• Integration (aller wichtigen Handlungsfelder).

• Einbeziehen übergeordneter Ideenkonzep-
te (z. B. Tourismuskonzept Rhein land-Pfalz 
oder Machbarkeitsstudien für die Nahversor-
gung von Ge meinden).

• Festlegen der Handlungsebenen durch die 
Akteure (z. B. mehrere Landkreise, Land-
kreis, Verbandsgemeinde oder Dorf). 

• Entscheiden der geeigneten Vorgehensweise 
(im Rah men eines Wettbewerbes und durch 
regio nale Prozesse. 

• Vorschlagen geeigneter Umsetzungsstrategi-
en im Rahmen der eingesetzten In stru mente; 
weitere Partner aus allen Handlungsbe reichen 
(z.B. Bildung, Gesundheit, Gründungsprozes-
se) werden nach Bedarf einbezogen. 
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2.2  Aktivitäten in Impuls-Regionen 

Alle ländlichen Räume in Rheinland-Pfalz, die 
sich den aktuellen und künftigen Her ausforde-
rungen stellen und hierfür die angebotenen In-
strumente (Leader, ILE) nutzen möchten, sol-
len besondere Entwicklungschancen haben. 
Sie sollen auf andere Regionen ausstrahlen 
und werden daher als „Impuls-Regionen“ zusam-
mengefasst. In diesen Impuls-Regionen sol-
len - auf der Grundlage der rechtlichen Vorga-
ben - die unter III.2.1 beschriebenen neuen Pla-
nungsansätze verwirklicht werden. Den Impuls-
Regionen wird angeboten, die Möglichkeiten zu 
nutzen, die in III.1 als aus gewählte Handlungs-
ansätze erläutert sind. 

Ziel der integrierten ländlichen Entwicklung ist 
die Initiierung, Organisation und Beglei tung von 
regionalen Entwicklungsprozessen insbesonde-
re über ländliche Ent wicklungskon zeptio nen und 
Regionalmanagement zu deren Umset zung. 
Dieser Prozess kann nur gelingen, wenn sich ei-
ne Vielzahl von unterschiedlichen Akteuren in 
den Erar beitungsprozess und in die Umsetzung 
der Projekte ein bringen. Deswegen müs sen ins-
besondere die Planungsbüros und das Regio-
nalmanagement darauf hinwirken, sämt liche Ak-
teure, vor allem die führenden Kommunalpoliti-
ker und die Vertreter der regionalen Wirtschaft 
für die Mitarbeit zu gewinnen. Nur so kann ei-
ne Zukunftsstrate gie erarbeitet wer den, die al-
le Handlungsfelder integriert und ein breit gefä-
chertes Spektrum an konkret um setzbaren Pro-
jekten erarbeitet und umsetzt. 

In Rheinland-Pfalz gibt es derzeit zwölf ILE-
Regionen. Davon befi nden sich sieben Regio-
nen bereits in der Phase des Regionalmanage-
ments, fünf Regionen erarbeiten ein Integrier-
tes ländliches Entwicklungskonzept. Nachdem 
in der EU-Förderperiode 2000-2006 sieben Lea-
der-Gebiete ausgewählt wurden, sind im Rah-
men eines Wettbewerbes für die neue Förder-
periode 2007-2013 zwölf Lokale Aktionsgrup-
pen anerkannt worden. Im Rahmen des Entwick-
lungsprogramms PAUL sind damit mehr als 60% 
der Landesfl äche als Impuls regionen abge-
grenzt, in denen über ein Drittel der rheinland-
pfälzischen Bevölkerung lebt.

In Impuls-Regionen gelingt es regelmäßig, wie 
nachfolgende Beispiele zeigen, ein breites Pro-
jektspektrum innerhalb einer umfassenden inte-
grierten Zukunftsstrategie zu erarbeiten:

► Die Aktivtage 50+ (Gesundheitswirt-
schaft).

► Regionaler Fahrradverleih. 

► Maßnahmen zur Verbesserung des touri-
stischen Angebotes (Premiumwanderwe-
ge).

► Kooperation und Vernetzung der Regio-
nalen Wirtschaft. 

► Gemeinschaftsanlage für Biogas. 

► Projekt KulturNetz Raiffeisen-Region. 

► Projekt Lebenswert Leben – Jung und 
Alt. 

► Ökopool Eifel-Ahr. 

► Reaktivierung der Hunsrückbahn.

In den Impuls-Regionen ist eine regional an-
gepasste „Politik von unten“ umzusetzen. Die-
se soll alle regionalen Herausforderungen iden-
tifi zieren und konkrete Handlungs ansätze be-
rücksichtigen. Soweit die in Kapitel III.1 be-
schriebenen Handlungsansätze in ei nem ländli-
chen Raum als be sonders wirkungsvoll angese-
hen werden, sind die För der- und Beratungs an-
ge bote vor rangig zu nutzen. 

Wenn in Impuls-Regionen derar tige Handlungs-
ansätze ausgewählt und von den Bür gerin nen 
und Bürgern zum Aus druck gebracht wird, „Das 
sind die Leitprojekte, die unsere Region weiter-
bringen und die wir zeitnah umsetzen und dau-
erhaft betreiben wollen“, dann können diese 
Projekte zukünftig mit hoher Priorität im Rah-
men der festgelegten Fördervor schriften geför-
dert werden. Dies gilt insbesondere für das Pro-
gramm PAUL.

Es ist das Ziel einer Regionalentwicklung 
„von unten“, dass die Akteure über den Hand-
lungsbedarf und über ihre Leitprojekte selbst 
entscheiden. Die Regionalkonfe renzen haben 
jedoch gezeigt, dass die Akteure in den ländli-
chen Räumen Hilfestel lungen erwarten und be-
nötigen, um erfolgreich handeln zu können.

Die angebotenen Handlungsansätze sind „Bau-
steine“ für die weitere Entwicklung in den länd-
lichen Räumen, die in jeder Region bedarfsge-
recht einzusetzen sind.

Die Bürger und Akteure im ländlichen Raum sind 
aufgerufen zu prüfen, in wieweit einzelne Hand-
lungsan sätze in III.1 eine Bereiche rung für ihre 
ländlichen Entwick lungskonzeptio nen darstel len 
könnten.
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2.3 Aktuelle Fragestellungen in Impuls-Re-
gionen 

Die als Fragen formulierten Eckpunkte der Re-
gionalkonferenzen bilden auch für die Impuls-
Regionen eine hilfreiche Grundlage für einen 
breiten Dialog. 

• Wie können die Voraussetzungen für eine tragfähige Daseinsvorsorge in den ländlichen Räu-
men gesichert werden und welchen Beitrag kann eine interkommunale Kooperation leisten? 

• Wie kann durch gezieltes Qualitätsmanagement die Wertschöpfung durch den Tou rismus in 
ländlichen Räumen weiter verbessert werden?

• Wie können die Impuls-Regionen zur Erhaltung der Kulturlandschaft beitragen?

• Wie kann man Frauen stärker motivieren, sich in Planungs- und Entscheidungsprozesse ein-
zubringen?

• Wie könnten Beiträge zur Familienfreundlichkeit in der Region konkret formuliert und um ge-
setzt werden?

• Wie können die Potenziale von Jung und Alt genutzt werden, um ländliche Räume le bens wert 
zu erhalten?

• Wie können Integrierte Prozesse in Impuls-Regionen Beiträge zur Erhaltung und Schaf fung 
von Arbeitsplätzen in ländlichen Räu men leisten?

• Wie können in Impuls-Regionen auch regionale Modelle für ÖPNV in ländlichen Räumen ent-
wickelt werden?

• Kann verkehrsgebundene Versorgung durch andere mobile Versorgung und IT-Technik ab ge-
löst werden? (zum Beispiel E-Learning)

• Wie kann eine nachhaltige Siedlungsentwicklung wirksam gesteuert werden?

• Welchen Beitrag kann die Dorffl urbereinigung zur Vitalisierung von Dorfkernen leis ten? (Dorf-
umbau, Weiternutzung erschlossener Flächen anstelle von „Dorfbrachen“)

• Wie können über die allgemeine Schulbildung hinausgehende Weiterbildungsange bote in 
ländliche Räume transferiert werden? (Fortbildung der ländlichen Bevölkerung)

• Wie kann man durch integrierte Prozesse in Impuls-Regionen die Gründungsbereit schaft auf 
dem Land wecken? 

• Wie könnte der Beitrag des ländlichen Raumes für die Energieversorgung der Zu kunft aus-
sehen?

• Wie können ländliche Räume, insbesondere die Landwirtschaft von den Nachwach sen den 
Rohstoffen profi tieren? Wie kann man bestehende Konfl ikte mit Nachwachsenden Rohstof-
fen lösen?

Dabei wird die Gewichtung der Fragen aufgrund 
der Vielfältigkeit der ländlichen Räume des Lan-
des Rheinland-Pfalz in allen Regionen unter-
schiedlich ausfallen. Zudem gilt es als sicher, 
dass sich zukünftig neue Fra gestellungen er-
geben, die völlig neue Herausforderun gen und 
Chancen enthalten. Derzeit gilt es, folgende Fra-
gestellungen in Impuls-Re gionen zu diskutieren:

3. Förderkonzept für den ländlichen 
Raum

3.1 Grundsätze

Die Förderung der integrierten ländlichen Ent-
wicklung ist nach dem Grundgesetz auch wei-
terhin Kernkompetenz der Bundesländer. Da-
bei wirkt das Bundesministe rium für Ernährung, 
Landwirtschaft und Verbraucherschutz (BMELV) 
über die Ge meinschaftsaufgabe „Verbesse-
rung der Agrarstruktur und des Küstenschut-
zes“ (GAK) und die nationale Strategie, die zur 
Umsetzung der europäischen Verordnung für 
die Förderung der Entwicklung des ländlichen 
Raums (ELER) eingeführt wurde, mit.

Diese so genannte zweite Säule der Agrarpoli-
tik der EU zielt auf die Verbesserung der Wett-
bewerbsfähigkeit der Land- und Forstwirt-
schaft, der Umwelt und Landschaft sowie der Le-
bensqualität im ländlichen Raum und Diversifi -
zierung der ländlichen Wirt schaft. In Deutsch land 
ist die GAK das wichtigste Förderinstru ment zu 
deren Umsetzung. In einem Rahmen plan wer-
den die Angebote der GAK festgelegt. In Rhein-
land-Pfalz kommt ihr in Bezug auf die investi-
ve Förderung besonders für die einzelbetriebli-
che Förderung in der Agrarwirtschaft, die ländli-
che Bo denordnung und die Marktstrukturverbes-
serung eine hohe Be deutung zu. 

In den Regionalkonferenzen wurde deutlich, 
dass die ländlichen Räume in Rhein land-Pfalz 
eine sektorübergreifende, integrierte Förderpoli-
tik benötigen und erwarten. Das Land Rhein land-
Pfalz ist daher an den Bundesminister für Ernäh-
rung, Landwirt schaft und Verbraucher schutz her-
angetreten, die Gemeinschaftsaufgabe für Agrar-
struktur und Küstenschutz für ein Maßnahmen-
spektrum im Sinne der ELER-Verord nung und 
darüber hinaus zu öffnen sowie zusätzliche Bun-
desmittel hierzu bereitzu stellen. 

Folgende Erweiterungen wurden dabei vorge-
schlagen:

► Förderung von Grundversorgungsein-
richtungen für die ländliche Bevölkerung, 
wie bei spielsweise die Verbesserung der 
Breitbandversorgung im ländlichen Raum 
oder al ternativer Energieversorgung.

► Förderung von Kleinstunternehmen, bei-
spielsweise im ländlichen Tourismus oder 
in no vativer Branchen.

► Durchführung und Förderung von Mach-
barkeitsstudien, um Realisierung schan-
cen für bedeutsame Vorhaben im ländli-
chen Raum untersuchen zu kön nen.

Der Bundesminister für Ernährung, Landwirt-
schaft und Verbraucherschutz hat den rheinland-
pfälzischen Vorschlag begrüßt. Auf der Grundla-
ge dieses Vorschlags wer den derzeit Eck punkte 
zur Erweiterung der Gemeinschaftsaufgabe für 
Agrarstruktur und Küstenschutz zwi schen dem 
Bund und den Ländern diskutiert. Danach soll 
der Fördergrundsatz „Förderung der Integrier-
ten Ländlichen Entwicklung“ des GAK Rahmen-
plans um folgende Punkte er weitert werden:

► Förderung der Breitbandversorgung in 
ländlichen Räumen.

► Förderung der Nahwärmeversorgung in 
ländlichen Räumen.

Was die Förderung von Kleinstunternehmen an-
geht, wird noch weiterer Diskussionsbedarf zwi-
schen Bund und Ländern gesehen. Die Durch-
führung und Förderung von Machbarkeits studien 
soll insbesondere im Rahmen der Förderung der 
Integrierten Ländlichen Entwicklung bzw. der 
Förderung von Maßnahmen zur Diversifi zierung 
ermöglicht werden (Durchführbar keitsstudien). 
Das Land Rheinland-Pfalz wird die Fördermittel 
mit den bestehenden Instru menten synchro ni-
sieren. Soweit Mittel der Entwicklungsprogram-
me „Paul“ und „Wachstum durch Innovation“ ein-
gesetzt werden, handelt es sich um ein Förder-
konzept des Ministeriums für Wirtschaft, Ver-
kehr, Landwirtschaft und Weinbau.

Sämtliche Landesprogramme, die bei der Um-
setzung der Handlungsansätze Unter stützung 
leisten können, stehen auch für den ländlichen 
Raum zur Verfügung, z.B. das Beratungspro-
gramm für den Einzelhandel, das Innovations-
förderprogramm oder das Mittelstandsförder-
programm. Darüber hinaus steht in besonders 
strukturschwachen Regionen des Landes, zu 
denen auch und gerade ländliche Räume gehö-
ren, das regionale Landesförderprogramm zur 
Verfügung. Nachfolgend werden die mit Bundes- 
und EU-Unterstützung aufgelegten Pro gramme 
dargestellt.
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3.2   Entwicklungsprogramm PAUL

Mit der Einrichtung des Europäischen Landwirt-
schaftsfonds für die Entwicklung des ländli chen 
Raumes (ELER) wurden alle Maßnahmen der 2. 
Säule der Gemeinsamen Agrarpolitik der Euro-
päischen Union in einem Fonds gebündelt. Das 
Land Rheinland-Pfalz wird die ELER-Verordnung 
mit dem Entwicklungsprogramm „Programm Ag-
rar wirtschaft, Umwelt maßnahmen und Landent-
wicklung“ (PAUL) umsetzen. Im Zeitraum von 
2007 bis 2013 sind dabei zur Förderung der Ent-
wicklung des ländlichen Raums 245,252 Mio. 
Euro an ELER-Mittel, rund 300 Mio. € an GAK-
Mitteln (60% Bund, 40% Land) und ca. 205 Mio. 
€ an zusätz lichen Landesmitteln vorgesehen. 

►  Steigerung der Wettbewerbsfähigkeit der 
Landwirtschaft und der Forstwirtschaft 
durch Förde rung der Umstrukturierung, 
der Entwicklung und der Innovation.

► Verbesserung der Umwelt und der Land-
schaft durch Förderung der Landbewirt-
schaftung.

► Steigerung der Lebensqualität im ländli-
chen Raum und Förderung der Diversifi zie-
rung der Wirtschaft.

Die drei Ziele des ELER

werden in vier Schwerpunkten umgesetzt.

3.3  EFRE

Der Europäische Fonds für Regionalentwicklung 
(EFRE) ist ein Strukturfonds der Eu ropäi schen 
Union und zielt auf die Beseitigung regionaler 
Ungleichgewichte ab. 

Oberziel dieses Strukturfonds ist es, die Regio-
nale Wettbewerbsfähigkeit und Be schäftigung 
zu verbessern. Das Programm „Wachstum durch 
Innovation“ beschreibt die Verwendung der EF-
RE-Fördermittel in Rheinland-Pfalz. Dazu ste-
hen EU-Mittel in Höhe von 217,6 Mio. Euro für 
die Förderperiode 2007 bis 2013 zur Verfügung. 

Das breit angelegte Zielsystem des Programms 
„Wachstum und Innovation“ ist grundsätzlich auf 
das ganze Land Rheinland-Pfalz und damit so-
wohl auf städtische als auch auf ländliche Räu-
me ausgerichtet. Die gezielte Unterstützung der 
Entwicklung der ländli chen Räume ver folgt das 
Programm u. a. durch die folgenden spezifi -
schen Ziele:

► Förderung der ländlichen Entwicklungs-
potenziale, insbesondere im Tourismus.

► Bedarfsorientierte Verbesserung der wirt-
schaftsnahen Infrastruktur, z.B. Infor ma-
tions- und Kommunikationsinfrastruktur.

► Reduzierung des Flächenverbrauchs. 

► Abbau von Standortnachteilen der ländli-
chen Räume.

► Verbesserung der umweltgerechten Nut-
zung der nachwachsenden Rohstoffe.

Bei der Koordinierung der Förderpolitik der Lan-
desregierung wird auch weiterhin eine enge Ab-
stimmung mit dem Entwicklungsprogramm PAUL 
erfolgen, um Synergien zu erreichen und ein 
möglichst vollständiges und abgerundetes För-
derangebot zur Ent wicklung der ländli chen Räu-
me zu gewährleisten.

3.4 ESF

Der europäische Sozialfonds (ESF) ist einer der 
drei europäischen Strukturfonds und das wich-
tigste Arbeitsmarktpolitische Instrument der Eu-
ropäischen Union. In der neuen Förder periode 
soll eine Verzahnung der Landesarbeitsmarkt-
politik mit den ESF - Prioritätsachsen erzielt wer-
den. Die strategischen Ziele „Rheinland-Pfalz 
als Wirtschaftsstandort weiter stär ken“ und „Ent-
wicklungs- und Teilhabechancen der Menschen 
im Land erhöhen“ sollen ge zielt auch im ländli-
chen Raum umgesetzt werden. 

Hierbei stehen im Vordergrund:

► Die Berufsbegeleitende Qualifi zierung. 

► Die Steigerung der Wettbewerbsfähig-
keit von Unternehmen durch Qualifi zie-
rung und Be ratung von Unternehmern. 

► Die Förderung von Unternehmergeist 
und Existenzgründungen. 

► Die Förderung der Berufsausbildung. 

► Die Förderung des Lebensbegeleiten-
den Lernens und der Weiterbildung.

► Die Förderung von Innovationen.

► Die Verbesserung des Zugangs zur Be-
schäftigung am Arbeitsmarkt. 

► Die soziale Eingliederung von Benach-
teiligten durch Erhöhung von Beschäf-
tigungsfä hig keit.

Zu den Zielgruppen zählen Jugendliche, Lang-
zeitarbeitslose, Ältere, Migranten und Migran-
tinnen, Frauen und Behinderte, auch in den länd-
lichen Räumen. Für die Umsetzung der Ziele des 
ESF stehen in der Förderperiode von 2007 bis 
2013 rund 114 Mio. Euro zur Verfü gung, Diese 
werden linear über die Förderperiode verteilt.

Schwerpunkt 1: 
Verbes serung der Wettbe-
werbsfähigkeit der Land- und 
Forstwirtschaft

Schwerpunkt 2: 
Verbes serung der Um welt 
und der Landschaft

Schwerpunkt 3: 
Verbes serung der 
Lebens quali tät im ländlichen 
Raum und Diversifi zie rung der 
ländlichen Wirtschaft

 
• Maßnahmen zur Förderung der 

Kenntnisse und zur Stär kung des 
Humanpotenzials

• Maßnahmen zur Umstrukturie-
rung und Weiter entwicklung des 
Sachkapitals und zur Inno vati-
onsförderung, z.B. Verbes serung 
und Aus bau der Infra struktur im Zu-
sammenhang mit der Ent wicklung 
und Anpas sung der Land- und 
Forstwirt schaft

• Maßnahmen zur Verbesse rung 
der Qualität der landwirt schaft-
li chen Produktion und der land-
wirtschaftlichen Er zeug nisse

 

• Maßnahmen zur Förde-
rung der nachhaltigen 
Bewirt schaftung land-
wirtschaftlicher Flä chen, 
z.B. Zahlungen für 
Agrarumweltmaß nahmen

• Maßnahmen zur Förde-
rung der nachhaltigen 
Bewirt schaftung bewal-
deter Flächen

 

• Maßnahmen zur Diversifi zie rung 
der ländlichen Wirtschaft 

• Maßnahmen zur Verbesse rung 
der Lebensqualität im ländlichen 
Raum, z.B. Erhal tung und Ver-
besserung des ländlichen Erbes

• Berufsbildungs- und Informati-
onsmaßnahmen

• Maßnahmen zur Kompetenz ent-
wicklung und Sensibilisie rung 
im Hinblick auf die Aus arbeitung 
und Umsetzung ei ner lokalen 
Entwicklungs strategie.

Schwerpunkt 4: Leader-Ansatz

Grundsätzlich können Zuwendungsempfänger, 
wie z.B.  Landwirte, Kommunen und private Inve-
storen, aus allen ländlichen Regionen des Lan-
des Rheinland-Pfalz eine Förderung nach dem 
Programm PAUL beantragen. Jedoch werden 
insbesondere Projekte, die von den Bür gerinnen 
und Bürgern in den Impuls-Regionen erar beitet 
worden sind, bevorzugt. Dazu zählt auch die Be-
reitstellung von Mitteln, um bürgerliches Engage-

ment anzuregen und auf unbü rokrati sche Wei-
se kleine Aktivitäten schnell in Gang zu bringen. 
Dieser Strategie liegt die Er kenntnis zugrunde, 
dass solche Projekte, die von den Akteuren vor 
Ort selbst konzipiert und umgesetzt wer den, ei-
ne besonders hohe Er folgsaussicht besit zen. 
Daher kommt der Kom petenzentwicklung der lo-
kalen Akteure eine zunehmende Bedeutung zu 
und wird entspre chend unterstützt. 
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4. Netzwerke und Schulungen

Veränderungen und Entwicklungen, die die ge-
samte Gesellschaft betreffen, treten oft am 
klarsten in den kleinsten Einheiten in Erschei-
nung. Der demografi sche Wandel und die Glo-
balisierung hinterlassen ihre Spuren in allen Tei-
len unseres Landes, am deutlichsten aber in 
ländlichen Räumen. Um diese Herausforderun-
gen zu bestehen, müssen die Bewohnerinnen 
und Bewohner in den ländli chen Räumen ih-
re Chancen bewusst erarbeiten und dabei auch 
neue Strukturen schaffen. Hierzu zählt vor allem 
die Weiterentwick lung der Kommunikations- und 
Handlungs kulturen innerhalb ländli cher Räume. 
Um alle vorhandenen Kräfte zu wecken und zu 
mobilisieren sind 
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► Verantwortungsgemeinschaften (Netz-
werke, Kooperationen, Plattfor men) 
aufzu bauen.

► Schulungen und Erfahrungsaustau-
sche anzubieten.

4.1  Verantwortungsgemeinschaften: 
Netzwerke, Kooperationen, Plattfor-
men

Es sind folgende Schwerpunktaufgaben zu unter-
scheiden:

• Vernetzungen zwischen allen Partnern im 
ländlichen Raum herstellen.

• Kooperationen z. B. zwischen Gebietskörper-
schaften und Wirtschaftspartnern unter stüt-
zen.

• Plattformen für Kommunikation und Erfah-
rungsaustausch einrichten.

4.1.1 Netzwerke

Die Entwicklung des ländlichen Raumes setzt ei-
nen umfassenden Austausch von Ideen, Wissen 
und Erfahrungen zwischen allen Akteuren im 
ländlichen Raum voraus. 

In den Im puls-Regionen können Netze für sol-
che Beratungs- und Informationsange bote 
grundsätzlich durch Kammern, Behörden, Kom-
munen und private Stellen ge schaffen werden. 
Fasst man über ein Netzwerk die Ideen der un-
terschiedlichen Ak teure zu einem regen In forma-
tions austausch zusammen, so kommen deutlich 
bes sere Ergebnisse zustande, als sie ein Einzel-
ner erreichen könnte. 

Zu nächst soll die Frage gestellt werden: Welche 
Akteure gilt es im ländlichen Raum zu Netzwer-
ken zusammenzufügen? Grundsätzlich sind al-
le Akteure und Stellen in Netzwerke einzubezie-
hen, die in den ländli chen Räumen Verantwor-
tung tragen sollen und sich als Part ner verste-
hen, z.B.:

• Kommunen (Planungsgemeinschaften, Land-
kreise, Verbandsgemeinden, Ortsgemein den, 
kommunale Gleich stel lungsbeauftragte)

• Bürgerinnen und Bürger, die im ländlichen 
Raum leben und arbeiten. 

• Nichtstaatliche Organisationen (z.B. Land-
frauenverbände, Bauern- und Win zerver bän-
de, Naturschutzverbände, Lokale Agenda-
Gruppen)

• Behörden (z.B. Dienstleistungszentren Länd-
licher Raum, Agenturen für Arbeit, Forst ämter, 
Landesbetrieb Mobilität)

• Halbstaatliche Institutionen (Projektentwick-
lungsgesellschaft des Landes (PER), Ent-
wicklungsagentur Rheinland-Pfalz e.V. (EA), 
u. a. ) 

• Akteure des wirtschaftlichen und sozial-ge-
sellschaftlichen Lebens (z.B. regionale Be ra-
tungsstellen „Frau und Beruf“.

Die Nutzung und die Weiterentwicklung beste-
hender Netzwerke und der Aufbau von neuen 
Netzwerken kann in allen Impuls-Regionen vor-
angetrieben wer den. 

Wie baut man auf einfache Weise Netzwerke 
auf?

In einer Startphase sind runde Tische zu bil-
den und Workshops mit geeigneten Netzwerk-
partnern durch zuführen. 

Wichtig ist es bereits in dieser Phase, eine (einfa-
che) Geschäfts stelle ein zurichten und einen Mo-
derator aus der Runde der Netzwerkpartner zu 
identifi zieren. Die Startphase kann nur erfolg-
reich werden, wenn in einer Anreicherungs-
phase Projekte festgelegt werden, über die ein 
ständiger Austausch statt fi nden soll. Besonders 
er folgreich können Netzwerke sein, wenn mit ih-
nen ein kurzfristig er reichbares Ziel verbunden 
ist. 

Netzwerke bedürfen regelmäßig verschiede-
ner Platt formen. 

Den Netzwerken in den Impuls-Regionen ist 
ein entsprechendes Netzwerk zwischen den be-
troffenen Abteilungen in den Ministerien und den 
Oberbehörden gegenüber zustellen. Die auf der 
unteren Ebene gewonnenen Erfahrungen sollen 
in Zukunft dazu dienen, politische Ent scheidun-
gen regelmäßig zu überprüfen und den Bedarf 
in den ländlichen Räumen anzupas sen. Wichti-
ge Fragestellungen sollen unmittelbar über den 
Verbund dieser Netzwerke kom muniziert und 
schnell einer allseits akzeptierten Lösung zuge-
führt werden. 

Wie kann man im Rahmen von Netzwerken 
die Clusterbildung unterstützen?

Cluster sind als Vernetzung einer kritischen 
Masse von meist regionalen Akteuren einer 
Wertschöpfungskette aus Unternehmen, Wis-
senschaft und Verwaltung defi niert. Cluster tra-
gen zur Verbesserung der Wettbewerbsfähigkeit 
bei, da sie mitwirken, die Lücke zwischen Unter-
nehmen, Forschung und Ressourcen zu schlie-
ßen und damit Wissen schneller in den Markt zu 
bringen. Erfolgreiche Cluster fördern den inten-
siven Wettbewerb ebenso wie die Kooperation. 
Sie verbessern die Produktivität, ziehen Investi-
tionen an, unterstützen die For schung, stärken 
die industrielle Basis und entwickeln spezifi sche 
Produkte oder Dienstlei s tungen. Wettbewerbs-
fähige Cluster ziehen kompetente Forschungs- 
und Fachkräfte an, die die Grundlagen von Inno-
vation bilden.

Aus diesem Grund nimmt in Rheinland-Pfalz der 
„Clusteransatz” bei der Technologie- und Inno-
vationspolitik eine bedeutende Rolle ein. 

Die Erlangung von technologischem Wissen, das 
für die Produktion von wettbewerbsfähigen Gü-
tern und Dienstleistungen unabdingbar ist, wird 
immer kostenintensiver. Die mit For schungs- 
und Entwicklungsausgaben verbundenen ho-
hen Aufwendungen sind für mittel ständische Un-
ternehmen, die die Wirtschaftsstruktur in Rhein-
land-Pfalz maßgeblich prägen, ein Ernst zu neh-
mendes Problem. Ebenso können sie im Gegen-
satz zu großen Unterneh men oft nicht die dazu 
meist notwendigen teuren Geräte alleine fi nan-
zieren bzw. auslasten oder notwendiges Spezi-
alwissen vorhalten. Wenn Wissen nicht an ein-
zelne Unternehmen gebunden ist, sondern ei-
nem Netzwerk zur Verfügung steht und in die-
sem sogar weiter ent wickelt wird, dann können 
die Mitglieder des Netzwerkes aufgrund gewon-
nener Syner gieef fekte und erhaltener Flexibilität 
Wettbewerbsvorteile durch die Kleinteiligkeit er-
zielen und mögliche Nachteile zu den von der 
Globalisierung tendenziell stärker profi tierenden 
Groß unternehmen ausgleichen. Insbesondere 
die kleinen und mittleren Unternehmen haben 
so die Möglichkeit eine regionale Antwort auf die 
Globalisierung zu geben.

In den ländlichen Räumen von Rheinland-Pfalz 
wurden z.B. in folgenden regionalen Wachs-
tumsbranchen Ansätze zu Clustern identifi ziert:

► In dem Bundesland mit dem höchsten 
Waldanteil leistet der Sektor Forst und Holz 
ei nen wichtigen Beitrag zur Sicherung von 
Einkommen und Arbeits plätzen in länd-
lichen Räumen.

► Die Tourismusbranche ist vor allem in den 
acht touristischen Regionen kon zent riert. 
Je der 12. Arbeitsplatz hängt direkt oder in-
direkt vom Tourismus ab.

An dieser Aufzählung ist erkennbar, das Clu-
ster ihrem Wesen nach sehr vielfältig und stark 
durch lokale Begebenheiten geprägt sind. Auf-
grund der Fortschritte in der Informations- und 
Kommunikationstechnologie können sich die 
Dimensionen von Clustern vergrößern, die Glo-
balisierung führt zu einer stärkeren Verfl echtung 
mit der Weltwirtschaft. 
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Es ist nicht aussichtsreich, Cluster ohne Vorlie-
gen von ersten Netzwerkstrukturen von au s sen 
aufzubauen. Rolle der Politik muss es deshalb 
vor allem sein, Ansatzpunkte für Cluster zu iden-
tifi zieren um dort für geeignete Rahmenbedin-
gungen, ein innovationsfreundliches Klima und 
eine Vernet zung der Wirt schaftsunternehmen 
und Hochschulen zu sorgen. Für diese Aufgabe 
bieten sich die regio nalen ILE- und Leader-Pro-
zesse an. 

Dieses Strategiepa pier emp fi ehlt dabei folgende 
Vorgehensweise für die Impuls-Regionen:

► Die in jedem Entwicklungskonzept obliga-
torische Stärken-Schwächen-Chancen-
Risi ken-Analyse soll die re gio nale Wirt-
schaftsstruktur sehr sorgfältig auf An-
sätze für Cluster und po ten tielle Wachs-
tumsbranchen untersuchen. Dabei sind 
die Betäti gungsfelder der Wirtschaftsunter-
nehmen, die Qualität der Wertschöpfungs-
ketten und das Potenzial der Bevölkerung 
genauso interessant wie die natürlichen 
und wirt schaftsgeografi schen Standortvor-
teile der Region.

► Die Wirtschaftsunternehmen, Kammern 
und sonstigen Partner in den identifi  zier-
ten Branchen sind gezielt, gegebenen-
falls durch Vorgespräche, zu den Tagun-
gen und Workshops eines Arbeitskreises 
„Wirtschaft“ im Rahmen der integrierten 
Bottom-up-Prozesse (Entwicklung von 
unten) einzuladen. Den Regional mana-
gements kommt da bei die Aufgabe zu, 
diese Ver anstaltungen zielgerichtet zu 
moderieren. 

► Zwischen den Wirtschaftsunternehmen, 
Bildungseinrichtungen und öffentli chen 
Stel len ist frühzeitig die Bildung von Netz-
werken (Unternehmerstammti schen) an-
zusto ßen. Dies kann in den Impuls-Regio-
nen aber bei landesweiter Bedeutsamkeit 
auch auf der Ebene einer Planungsregi-
on oder des Landes Rheinland-Pfalz nach 
den Vor schlägen dieses Strategiepapiers 
geschehen. 

4.1.2 Kooperationen

Im Gegensatz zu Netzwerken sind Kooperatio-
nen durch gezielte Zusammenarbeit weniger 
Partner bei konkreten Vorhaben gekennzeich-
net. Als Kooperationspartner sind dabei Öffent-
liche Stellen wie Kommunen, Verwaltungen und 
Kammern ebenso denkbar wie Private Ak teure, 
z.B. Wirtschaftsunternehmen, Verbände oder 
einzelne Bürgerinnen und Bürger. Die in III.4.1.1 
be schrie benen Netzwerke eignen sich beson-
ders als Startbasis für Kooperationen, da sich 
hier Part ner gleicher Interessen oder Branchen 
begegnen und Vertrauen zueinander fassen.

Im wirtschaftlichen und gesellschaftlichen Leben 
entstehen Kooperationen immer dann, wenn Auf-
gaben aufgrund ihrer Größe, ihrer Kosten oder 
ihrer Komplexität von einzelnen Akteuren nicht 
bewältigt werden können. Oftmals ist der wich-
tigste Schritt zu einer neuen Kooperation bereits 
getan, wenn sich die potentiellen Partner ken-
nen gelernt haben. Bei Le ader-Prozessen oder 
ILE-Prozessen begegnet sich eine Viel zahl un-
terschiedlichster Ak teure und lernt sich kennen. 
Deshalb sind diese Instru mente in hohem Maße 
dazu geeignet, Ko operationen auf den Weg zu 
bringen und zu unterstützen. 

Die Moderatoren in den Impuls-Regionen müs-
sen deshalb Aufgaben identifi zieren, zu deren 
Bewältigung sich Kooperationen eignen, die 
potentiellen Partner in Workshops oder Arbeits-
gruppen zusammenbringen und die geeigneten 
rechtlichen und organi satorischen Instru mente 
bereithalten.

Im Zuge der Regionalkonferenzen wurde deut-
lich, dass sich zur Bewältigung von Aufgaben 
im ländlichen Raum als spezielle Kooperati-
onsformen beson ders eignen:

► Interkommunale Zusammenarbeit

► Öffentlich-Private-Partnerschaften

Interkommunale Zusammenarbeit bietet sich 
vor allem an, wenn Gemeinden be stimmte Aufga-
ben aufgrund von deren Größe und Komplexität 
nicht alleine oder gemeinsam besser lösen kön-
nen. Zudem werden öffentliche Infrastrukturein-
richtungen bei schrumpfender Be völkerung auf-
grund schwächer werdender Auslastung unren-
tabler. Vor allem in struktur schwachen Regionen 
empfi ehlt sich regelmäßig eine Koordination im 
Flä chenmanagement, da die Konzentration von 
Flächenausweisungen auf strategisch günstigen 
Standorten die Ressourcen bündelt und größere 
Erfolge für alle beteiligten Gemeinden verspricht. 
Fort schrittliche Gemeinden haben diese Chance 
bereits er kannt und arbeiten in den Bereichen 
Gewerbefl ächenausweisung, Infrastrukturnut-
zung (Abwasser, Bauhof), Hochwasserschutz 
oder Standortmarketing zu sammen. In den Im-
puls-Regionen gilt es, die kommunalen Ver treter 
zu vernetzen und ent spre chend zu sensibilisie-
ren, um die Wahrnehmung öffentlicher Aufgaben 
durch inter kom munale Zusam menarbeit anzu-
streben. Hierzu ein Beispiel:
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► Mobilisieren vorhandener innerörtli-
cher Baufl ächenpotenziale (Baulücken, 
Brachfl ä chen, leer stehende oder min-
der genutzte Gebäude).

► Gemeinsame Handlungsfelder für inter-
kommunale Zusammenarbeit festlegen.

► Gemeinsames Leitbild für nachhaltige 
Siedlungspolitik im Rahmen von Work-
shops ent wickeln. 

► Interkommunale Gewerbegebietsent-
wicklung (Gewerbefl ächenpool, Gewer-
beimmobi lienbörse). 

► Aufbau eines Gemeinde übergreifenden 
Ökokontos.

► Individuelle Handlungsvorschläge für die 
teilnehmenden Gemeinden.

► Vertragsausgestaltungen für gerechte 
Kosten- / Nutzenverteilung

Öffentlich-Private-Partnerschaften (Public-
Private-Partnership) sind neuartige Ansätze 
zur Erfüllung kommunaler Aufgaben unter Be-
teiligung der privaten Wirt schaft. Die Gemein-
den und Unternehmen der Privatwirtschaft ko-
operieren dabei vor allem bei der Finanzierung, 
aber auch bei der Ausführung von Projekten. 
So können die Kommunen auch in Zeiten knap-
per Kassen öffentliche Aufgaben wahrnehmen, 
die private Wirtschaft profi tiert durch langfristige 
Einnahmen. Öffentlich-Privater-Partnerschaften 
können sehr vielfältig sein, z.B. bei Schwimm-
hallen und Schulen, energetischen Sanierun-
gen, Bau von Dorfgemeinschaftshäusern, öf-
fentlichen Parkplät zen in Innenstädten oder der 
Verkehrsinfrastruktur.

Ziel ist es, Investitionen in ländlichen Räu-
men verstärkt durch Öffentlich-Private-Partner-
schaften zu ermöglichen. Dazu sollen in den Im-
puls-Regionen zwischen Kommunen regio nalen 
Akteuren, Handwerkern, örtlichen Banken und 
anderen denk baren Partnern Modelle erprobt 
werden (Kontraktingmodelle), um Projekte der 
Da seinsvorsorge mittels Öffentlich-Privater-Part-
nerschaften zu realisieren.
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4.1.3 Plattformen

Plattformen sind grundsätzlich Ideenbörsen, in 
denen Wissen und Erfahrungen an geboten und 
ein Erfahrungsaustausch praktiziert werden sol-
len. Viele neue Themen, mit denen sich die länd-
lichen Räume auseinandersetzen werden müs-
sen, sollten in Zukunft über Tagungen und Work-
shops kommuniziert werden. Durch die Vorstel-
lung bester Beispiele und neuer Ideen kann ein 
Wissenstransfer zwischen Bürgerinnen und Bür-
gern, Multiplikatoren sowie lokalen und regiona-
len Entscheidungsträgern zur Stärkung der Ei-
genkräfte des bürgerlichen Engagements statt-
fi nden. Mit den jeweils angepassten Kommu-
nikationsformen kann dabei in einem größeren 
Meinungsaus tausch oder unter aktiver Einbe-
ziehung in Workshop-Atmo sphäre allen Bevölke-
rungsgruppen eine aktive Mitgestaltung des ge-
sellschaftlichen und wirt schaftlichen Umfeldes 
im ländlichen Raum ermöglicht werden. 

Nach Bedarf können diese Tagungen und Work-
shops durch spezielle Aktionstage, Wettbe werbe 
und Ausstellungen im und für den ländlichen 
Raum ergänzt werden. Je nach Stand der Infor-
mationen der Bürgerinnen und Bürger können 
die Veranstaltun gen mehr der Infor mation oder 
dem Erfahrungsaustausch dienen. 

Im Gegensatz hierzu dienen Internetplattfor-
men als virtuelle Einrichtungen im Inter net vor 
allem als Wissensbasis. Dort können z.B. Mög-
lichkeiten und Potenziale der integrierten länd-
lichen Entwicklung oder Leader und vielfälti-
ge Umsetzungsbei spiele zum Lesen und Herun-
terladen bereitgehalten werden. 

Um nicht an jeder Stelle alle Ideen neu erden-
ken zu müssen, ist als virtuelle Plattform eine In-
ternetba sis www.impulsregionen.rlp.de neu 
aufzubauen. Auf dieser Platt form sind geeigne-
te Informations-, Publikations- und Beratungsan-
gebote für Bürgerinnen und Bürger, Behörden, 
Kommunen, Verbände und Institutionen anzu-
bieten. Dabei sind ver gleichbare Plattformen im 
ländlichen Raum mit dieser Basis zu vernetzen. 
Für die Akteure im ländlichen Raum sind trans-
parente (durch Beispiele erläuterte) Darstellun-
gen über die För dermaßnah men zur ländlichen 
Entwicklung aufzunehmen. 

Die Akteure erhalten über diese Plattform auch 
Zugang zum nationalen und europäischen Netz 
für die Entwicklung des länd lichen Raums, das 
zur Durchführung der ELER-Verordnung einge-
richtet wird.

Durch die Weiterentwicklung des Internet setzen 
sich verstärkt Plattformen durch, die vielfäl tige 
Varianten der Kommunikation und Interaktion er-
möglichen, wie Chatrooms, Potcasts, Weblogs 
und Wikis (online-Lexika). Erfolgreiche Netz-
werke benötigen professionelle Inter net-Plattfor-
men. Deswegen müssen die Akteure der Netz-
werke gemeinsam prüfen, ob eine professionelle 
Internet-Plattform bei der Geschäftsstelle (z.B. 
Dienstleistungszentrum Ländli cher Raum) ein-
gerichtet werden kann oder ob Fremdunterstüt-
zung erforderlich ist.

4.1.4 Arbeitsaufträge an die Dienstleistungs-
zentren Ländlicher Raum

Um neue Netzwerke zu schafften, in denen al-
le lokalen Kräfte des ländlichen Raumes als 
Verbündete auftreten und sich aktiv in Entwick-
lungsprozesse einbringen, sollen die Dienst-
leistungszentren Ländlicher Raum im Rahmen 
der regionalen Aktivitäten die Durchführung von 
Foren und Workshops, die Bildung von Netzwer-
ken, Kooperationen und Internetplatt formen im 
Rahmen der Rahmen der in III.1 be schriebenen 
Handlungsansätze umfas send unterstützen. Zur 
Umsetzung des Strategiepapiers für den ländli-
chen Raum sind fol gende Schwerpunkte zu set-
zen:

Durchführung von Tagungen und Workshops 
des Forums Ländlicher Raum

Das Forum Ländlicher Raum ist eine Ideenbör-
se, die den Akteuren im ländlichen Raum eine 
dauerhafte Plattform für die Vorstellung bester 
Projekte, die Optimierung der Vorge henswei sen 
und einen allgemeinen Erfahrungsaustausch 
bieten soll. Das Forum Ländlicher Raum erhält 
hiermit den Auftrag, vorrangig folgende Foren 
und Workshops zu organisieren und eine breite 
Öffentlichkeit an diesen Veranstal tungen zu be-
teiligen. 

Aufträge zur Bildung von Netzwerken, Ko-
operationen und Internetplattformen

In den fünf Regionalkonferenzen haben die Ak-
teure des ländlichen Raumes immer wieder ein-
gefordert, Internetplattformen, ausgewertete 
Handreichungen und die Ergebnisse von Mach-
barkeitsstudien zur Verfügung zu stellen. Die 
Gemeinden und Akteure in ländlichen Räumen 
erwarten keine standardisierten Lösungen, son-
dern eine Zusammenstellung be währ ter Model-
le, Studien und Praxis gerechte Handreichungen. 
Die Dienstleistungszentren Länd licher Raum er-
halten hiermit den Auftrag, runde Tische für die 
Startphase von Netzwer ken zu bilden, die Funk-
tion einer einfachen Geschäftsstelle einzurich-
ten oder selbst zu über neh men und für jedes 
neue Netzwerk einen Moderator zu bestimmen, 
der die Steuerung und den Vorsitz des Netzwer-
kes übernimmt. Es kommen folgende Netzwerke 
vorran gig in Frage:

► Länderübergreifender Ideenaustausch 
in Tagungen und Workshops über dau-
erhaft tragfähige Lösungen für die Re-
vitalisierung bzw. Fortentwicklung der 
Grundversor gung mit Waren und Dienst-
leistungen des täglichen Bedarfs. 

► Tagungen und Workshops mit der Vorstel-
lung bester Projekte zum Flächenmanage-
ment im Tourismus.

► Themenbezogene Tagungen und Work-
shops zu Zukunftsprozessen in ländli-
chen Räu men gemeinsam mit der Zu-
kunftsinitiative Rheinland-Pfalz (ZIRP)

► Tagungen und Workshops zu besten Bei-
spielen von Energieprojekten.

► Tagungen und Workshops zu besten Bei-
spielen der Breitbanderschließung.

► Tagungen und Workshops zu besten 
Beispielen von Flexiblem Nahverkehr 
(Bundes weit). 

► Tagungen und Workshops über gelun-
gene Beispiele der Innenentwicklung 
(im Ver bund von Dorffl urbereinigung und 
Dorfentwicklung).

► Workshops und Regionalkonferenzen 
zum Austausch von Ideen von Gemein-
den und Wirtschaft über strategische Al-
lianzen.

► Themenbezogene Tagungen für mehr Le-
bensqualität in ländlichen Räumen, z.B. 
Frei zeit im Verein, Betreuung von Kin-
dern und Jugendlichen, Seniorenarbeit, 
Ortsge staltung, Freizeitanlagen gemein-
sam mit der Zukunftsinitiative Rheinland-
Pfalz (ZIRP)

► Tagungen und Workshops für beste Bil-
dungsprojekte in ländlichen Räumen.

► Austausch der Ergebnisse von Machbar-
keitsstudien (Länder übergreifend).

► Plattformen für Machbarkeitsstudien 
neuer bedeutsamer Vorhaben.

► Diskussion von Fragen des Marktes bei 
mobiler Versorgung, Entwicklung von 
Ge schäftsideen, Unterstützung von Exi-
stenzgründern.

► Internetplattform für Grundlagen, Studi-
en und Handreichungen zum Energie-
mix.

► Wissensplattformen zum Thema Breit-
bandversorgung.

► Diskussionsplattform zusammen mit 
Kommunen und Fachverwaltungen mit 
dem Ziel, bisher erprobte Modelle von 
Flexiblem Nahverkehr zukunftsge recht 
anzureichern.

► Integrierte Entwicklungskonzepte als 
Plattformen für die Zusammenarbeit zwi-
schen Gemeinden und Wirt schaft.

► Netzwerke in ländlichen Räumen, um die 
Rückkehrbereitschaft von Auszubilden-
den und Studierenden zu erhöhen, Star-
ten von Pilotprojekten zum Aufbau einer 
Plattform.

III. Strategien für die Entwicklung ländlicher Räume III. Strategien für die Entwicklung ländlicher Räume
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4.2 Schulungen

Es ist ein wichtiges Ziel dieses Strategiepapiers, 
die Bürgerinnen und Bürger als Ak teure im länd-
lichen Raum zu Multiplikatoren auszubilden und 
zu befähigen, ihre spe ziellen Erfahrun gen, ihr 
Wissen, ihre Kompetenzen sowie ihr Insider-
wissen in die Planungsprozesse im ländlichen 
Raum einzubringen. Deren Erwartungen und Er-
fahrungen sind ernst zu nehmen, sie sind als die 
wichtigsten Experten vor Ort anzuer kennen.

Ein erster Schritt zur Bürgerschulung wurde im 
Jahre 2006 in Zusammenarbeit mit der Kommu-
nalakademie geleistet, als das Forum ländlicher 
Raum als Bindeglied zwischen den integrierten 
ländlichen Prozessen neu eingeführt wurde. Die-
ses Schu lungsangebot der Kommunalakademie 
wird weitergeführt. 

Es richtet sich vor allem an Akteure im ländlichen 
Raum, die in Zukunft in integrierten ländli chen 
Entwicklungskonzepten oder Regionalmanage-
ments Arbeitskreise leiten, oder Projekte in 
Gang bringen wollen. Zielgruppen dieser Ange-
bote sind 

► Bürgermeister/innen und Gemeinderäte

► Mitarbeiter der Landes- und Kommunal-
verwaltungen 

► Landschaftsplaner, Dorfentwicklungspla-
ner

► Leiter/innen und Mitarbeiter/innen in Frem-
denverkehrsstellen

Das Schulungsangebot bei der Kommunalaka-
demie verfolgt folgende Seminarziele: ILE- und 
Lea der-Prozesse einleiten und begleiten, Öf-
fentlichkeitsarbeit in Impuls-Regionen gestalten, 
er folgreiches Wer ben von Akteuren, Gestaltung 
von Beteiligungsprozessen, Anwendung der 
Gender-Mainstream-Strategie, Vorbe reitung, 
Leitung und Mode ration von Arbeitskreisen, mit 
Regionalmanagement erfolgreiche Projekte in 
Umsetzung bringen, Instrumente zur nachhal ti-
gen Entwick lung des ländlichen Raumes kennen 
ler nen und vermittelt einen Überblick über För-
derprogramme.

Als Ergebnis der fünf Regionalkonferenzen zeig-
te sich, dass das vorgenannte Schu lungsan gebot 
durch ein Schulungsangebot bei den Dienstlei-
stungszentren ländlicher Raum ergänzt werden 
muss. Die Dienstleistungszentren Ländlicher 
Raum erbringen jährlich ein sehr um fassend auf-
gestelltes breit aufgestelltes Beratungsangebot, 
das sich vor allem an die Land wirte, Winzer und 
Landfrauen richtet. 

Dieses Schulungsprogramm wird durch eine 
wandernde „Akademie Ländlicher Raum“ in-
nerhalb der Dienstleistungszentren Ländlicher 
Raum ergänzt. Dieses Fortbildungs- und Be-
ratungsange bot der Akademie ländlicher Raum 
soll sich an alle Akteure im ländli chen Raum wen-
den und die vielfältigen Handlungsfelder für eine 
„Politik für den ländlichen Raum“ inte g rieren. 

Es sollen auch Exkursionen zu gelungenen Bei-
spielen und Schulungen in den Dör fern ange-
boten werden. Die Koordination dieser Akade-
mie ländlicher Raum wird hiermit dem Dienst-
leistungszentrum Rheinhessen-Nahe-Hunsrück 
übertragen. 

In dieser Akademie ländlicher Raum sind zur 
Umsetzung dieses Strategiepapiers nachfol-
gende Schulungen und Hand reichungen be-
sonders vordringlich:

► Schulungsmodelle und Handreichungen 
zu dauerhaft tragfähigen Lösungen für die 
Re vitalisierung bzw. Fortentwicklung der 
Grundversorgung mit Waren und Dienst-
lei stungen des täglichen Bedarfs. 

► Beratung und Schulung regionaler Ak-
teure zu Flächenma nage ment für Touris-
mus.

► Beratung von land- und forstwirtschaft-
lichen Betrieben zu Investitionen im Be-
reich Nachwachsende Rohstoffe. 

► Präsentation von Machbarkeitsstudien.

► Erstellung von Handreichungen für Ge-
meinden für FNP, Wärmeverwertungspla-
nun gen, Landschaftsplanung für NaWa-
Ro und Touris muskonzepte.

► Handreichungen und Beratungen durch 
das DLR zum Thema Breitbandver sor-
gung.

► Handreichungen für Gemeinden mit be-
sten Erfahrungen zu fl exiblem Nahver-
kehr.

► Handreichungen für Gemeinden in struk-
turschwachen Regionen für gemein same 
Koo perations- und Finanzierungsprojekte 
mit der Wirtschaft.

Da nicht alle Themen gleichzeitig einer geziel-
ten Schulung zugeführt werden können, wird in 
„Planerworkshops“ unter Einbeziehung von in 
ILEK, Leader und Regio nalma nage ment einge-
setzten Planern analysiert, welche Themen vor-
rangig geschult werden sollen. 

Ein erstes Schulungsprogramm ist für das Jahr 
2008 aufzustellen. Die Durchführung der ein-
zelnen Schulungen obliegt den Dienstleistungs-
zentren Ländlicher Raum.

Um Aufwand und Reisekosten bei den Teilneh-
mern zu minimieren, sind die Schulun gen zu den 
einzelnen Themen jeweils so zu gestalten, dass 
sie einen Schulungstag nicht über schreiten. 
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Weitere Informationsquellen in Rheinland-Pfalz Ansprechpartner und Adressen

Landesregierung Rheinland-Pfalz / Staatskanzlei www.rlp.de
Zukunftsinitiative Rheinland-Pfalz www.zirp.de
Ministerium für Wirtschaft, Verkehr, Landwirtschaft und Weinbau www.mwvlw.rlp.de
Landentwicklung und Ländliche Bodenordnung www.landentwicklung.rlp.de
Forum Ländlicher Raum  www.landschafft.rlp.de
Aufsichts- und Dienstleistungsdirektion www.add.rlp.de
Dienstleistungszentren Ländlicher Raum www.dlr.rlp.de
Landwirtschaftskammer www.lwk-rlp.de
Bauern- und Winzerverband Rheinland-Pfalz – Süd e.V. www.bwv-rlp.de
Landjugend RheinhessenPfalz www.lj-rheinhessenpfalz.de
Bauern- und Winzerverband Rheinland-Nassau e.V.  www.bwv-net.de
Landjugend Rheinland-Nassau www.landjugend-rln.de
Arbeitsgemeinschaft der Landfrauenverbände Rheinland-Pfalz www.landfrau-rlp.de
Starterzentren (Anlaufstellen für Existenzgründer) www.starterzentrum-rlp.de
Investitions- und Strukturbank Rheinland-Pfalz (ISB) GmbH www.isb.rlp.de
Rheinland-Pfalz Tourismus GmbH   www.rlp-info.de
Naturlaub auf Winzer- und Bauernhöfen e.V. www.naturlaub-rlp.de
Landesbetrieb Mobilität www.lbm.rlp.de
Rheinland-Pfalz Takt www.rheinland-pfalz-takt.de
Ministerium für Arbeit, Soziales, Gesundheit, Frauen und Familie www.masgff.rlp.de
Landeszentrale für Gesundheitsförderung in Rheinland-Pfalz e.V. www.lzg-rlp.de
Viva Familia (Familieninitiative des Familienministeriums) www.vivafamilia.de
Kassenärztliche Vereinigung www.kv-rlp.de
Ministerium des Inneren und für Sport www.ism.rlp.de
Gemeinde- und Städtebund www.gstbrp.de
Landkreistag www.landkreistag.rlp.de
Struktur- und Genehmigungsdirektion Nord  www.sgdnord.rlp.de 
Struktur- und Genehmigungsdirektion Süd  www.sgdsued.rlp.de 
Entwicklungsagentur Rheinland-Pfalz e.V. www.ea.rlp.de
PER Projektentwicklungsgesellschaft Rheinland-Pfalz mbH www.per-rlp.de
Dialog Baukultur (Initiative des Finanzministeriums) www.baukultur.rlp.de
Ministerium für Umwelt, Forsten und Verbraucherschutz www.mufv.rlp.de
Unser Ener (Kampagne des MUFV) www.unser-ener.de
Forstverwaltung Rheinland-Pfalz www.wald-rlp.de
Landeszentrale für Umweltaufklärung  www.umdenken.de 
Effi zienzoffensive der Landesregierung www.effnet.de
Ministerium für Bildung, Wissenschaft, Jugend und Kultur  www.mbwjk.rlp.de
Ganztagsschule in Rheinland-Pfalz www.ganztagsschule.rlp.de
Bildungsserver Rheinland-Pfalz  www.bildung-rp.de
Landesvereinigung für ländliche Erwachsenenbildung in RLP e.V. www.leb-rlp.de
Verband der Volkshochschulen von Rheinland-Pfalz e.V. www.vhs-rlp.de
Kommunalakademie e.V. www.komrp.de
Kulturbüro Rheinland-Pfalz www.kulturbuero-rlp.de
ArgeLandentwicklung www.landentwicklung.de
Deutsche Landeskulturgesellschaft - DLKG www.dlkg.org

Westerwald-Osteifel     dlr-ww-oe@dlr.rlp.de
56410 Montabaur (Agrarwirtschaft – Verwaltung)   Bahnhofstr. 32   02602-9228-0
Dienstsitze:
56727 Mayen (Landentwicklung - Agrarwirtschaft)   Bannerberg 4   02651-4003-0 
56727 Mayen (Bienenzucht)     Im Bannen 38 – 55   02651-960-50 
56410 Montabaur (Landentwicklung)    Tiergartenstr. 19   02602-9228-0
  
Eifel        dlr-eifel@dlr.rlp.de
54634 Bitburg      Brodenheckstr. 3   06561-9648-0
Dienstsitze:
54634 Bitburg (Grünland/Pfl anzenbau)    Gerichtsstr. 2-4   06561/9648-0
 54595 Prüm (Landentwicklung)    Oberbergstr. 14   06551-944-0
   
Rheinpfalz      dlr-rheinpfalz@dlr.rlp.de
67435 Neustadt      Breitenweg 71   06321-671-0

Dienstsitze:
67435 Neustadt (Landentwicklung)    Konrad-Adenauer-Str. 35  06321-671-0
 53474 Bad Neuenahr-Ahrweiler    Walporzheimer Str. 48  02641-9786-0
55276 Oppenheim      Wormser Strasse 111  06133-930-0
54295 Trier      Tessenowstr. 6   0651-9776-0

Mosel        dlr-mosel@dlr.rlp.de
54470 Bernkastel-Kues     Görrestr. 10   06531-956-0
Dienstsitze:
54295 Trier      Tessenowstr. 6   0651-9776-0
54470 Bernkastel-Kues     Gestade 12-14   06531-956-0

Rheinhessen-Nahe-Hunsrück    dlr-rnh@dlr.rlp.de
55545 Bad Kreuznach     Rüdesheimer Str. 60 – 68  0671-820-0
Dienstsitze:
55276 Oppenheim      Wormser Str. 111   06133-930-111
55469 Simmern (Landentwicklung)    Schloßplatz 10   06761-9402-0

Westpfalz      dlr-westpfalz@dlr-rlp.de
67655 Kaiserslautern     Fischerstr. 12   0631-3674-0
Dienstsitze:
67728 Münchweiler/A. (Agrarwirtschaft)    Neumühle 8   06302-9216-0

Leader-Region Region der Integrierten Ländlichen Entwicklung
Bitburg-Prüm
            www.bitburg-pruem.de

Bad Bergzabern Wissembourg
              www.ile.region.wissembourg.bad-bergzabern.de

Donnersberger und Lautrer Land
            www.donnersberger-lautrerland.de

Eifel-Ahr
www.region-eifel-ahr.de

Erbeskopf
www.lag-erbeskopf.de

Kaiserslautern
              www.ilek-westrich.de

Hunsrück
www.lag-hunsrueck.de

Lahn-Taunus
www.ilek-lahn-taunus.de

Mosel
http://www.bernkastel-wittlich.de/lag-mosel.html

Landau
www.ile-region-landau.de

Moselfranken
www.lag-moselfranken.de

Maifeld-Pellenz
www.ilek-maifeld-pellenz.de

Pfälzer Bergland
www.landkreis-kusel.de

Nordpfalz
www.region-nordpfalz.de

Pfälzerwald
www.leaderplus-pfaelzerwald.de/

Nordpfälzer Bergland
www.nordpfaelzerbergland.de

Rheinhessen-Zellertal
www.rheinhessen-zellertal.de

Raiffeisenregion
www.raiffeisen-region.de

Vulkaneifel
http://www.bernkastel-wittlich.de/lag-vulkaneifel.html

Soonwald-Nahe
www.bischoff-u-partner.de/24701/index.html

Welterbe Oberes Mittelrheintal
www.lag-mittelrhein.de

Südpfalz
www.ile-suedpfalz.de

Westerwald
            www.westerwald.rlp.de

Südwestpfalz
www.ilek-suedwestpfalz.de
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EUROPÄISCHE UNION
Europäischer Landwirtschaftsfonds für die
Entwicklung des ländlichen Raums: 
Hier investiert Europa in die ländlichen Gebiete






